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Wer mit bayerischer
Kommunalpolitik
und mit
Wirtschafts- und
Umweltfragen
zu tun hat,
der braucht die
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als umfassende
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Verbesserte
Finanzsituation
Nach Angaben des Innenministers setzt sich
der Trend steigender Steuereinnahmen bei
den Kommunen in erfreulich
deutlicher Weise fort. Seite 7

Dr. Günther Beckstein:

Bürgerstiftung für
Jugend und Familie
Wie Lichtenfels’ Landrat vermeldete, konnte
mit einem Kapital von rund 150.000 Euro
ein beachtlicher Grund-
stock gelegt werden. Seite 13

Reinhard Leutner:

Fünf Jahr Netzwerk
UNSER LAND
Der Schirmherr des Dachvereins würdigte in
seiner Festrede das jederzeit an den Bedürf-
nissen der Kunden orien-
tierte Engagement. Seite 14

Alois Glück:

Irritiert über die Diskussion
zur Idomeneo-Absetzung in
Berlin findet es die Vorzim-
merperle beschämend, dass
die Mitteleuropäer erst das
hysterische Geschrei fanati-
sierter Massen und die Dro-
hung mit Wirtschaftssank-
tionen oder gar Gewalt dazu
gebracht hat, über den Res-
pekt vor Glaubensbekennt-
nissen nachzudenken.

Seite 15

Beifall für die Tanzvorführungen russlanddeutscher Jugendlicher auf dem Tag der Heimat in
Schwandorf (v. l.): Karin Stoiber, Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber und BdV-Landesvor-
sitzender Christian Knauer (vgl. Bericht Seite 3). Foto: Michael Leh

Wilfried Hiller, Präsident des Bayerischen Musikrates, Bernd Hammer, Leiter der Städtischen
Musikschule Bad Kissingen, Oberbürgermeister Karl Heinz Laudenbach, Carl-Orff-Medail-
lenträger Harald Rüschenbaum, Gerhard Wägemann, MdL sowie Eva Szameitat, 1. Vorsitzen-
de im VBSM und Landrat Hanns Dorfner, VBSM-Präsident (v. l.). 

CSU-Parteitag in Augsburg:

Beste Bildung, 
beste Chancen!

Bildung ist eines der Megathemen. Laut CSU-Vorsit-
zendem Edmund Stoiber gehört der Weg in Richtung
Wissensgesellschaft zu den großen Trends. Konse-
quenterweise stellte die CSU ihren Parteitag in Augs-
burg unter das Motto „Beste Bildung, beste Chancen“. 

Ein von den etwa 1.000 Dele-
gierten einstimmig angenomme-
ner Leitantrag beschäftigt sich
mit einem weiten Spektrum von
der frühkindlichen Förderung
und dem Erhalt wohnortnaher
Schulen bis zum Thema Hoch-
schulen. „Wir wollen das Ge-
samtkonzept von der frühkindli-
chen Erziehung bis zum Beruf-
seintritt so gestalten, dass unsere
Kinder auch künftig die optima-
len Chancen zur Entwicklung er-
halten, dass all ihre Talente un-
abhängig vom Geldbeutel der
Eltern oder vom Wohnort so gut
wie irgend möglich gefördert
werden“, erklärte hierzu CSU-
Generalsekretär Markus Söder.

Einbindung der Eltern

Für die CSU sind Heimatkun-
de, Brauchtum und Tradition
wichtige Bestandteile eines um-
fassenden Bildungs- und Erzie-
hungsauftrags. Persönliche und
soziale Kompetenzen sind Vor-
aussetzung für soziale Verantwor-
tung. Vorrangig sollen die Qua-
lität von Kindertageseinrichtun-
gen und die individuelle Förde-
rung zur Stärkung der Chancen-
gerechtigkeit verbessert werden.
Die CSU setzt auf eine enge Zu-
sammenarbeit zwischen Kinder-
garten und Grundschule vor Ort. 

„Wir setzen uns ein für eine
aktive Einbindung der Eltern
und Schüler in die Gestaltung ei-
nes Schulprogramms, in dem die
Schule die wesentlichen Anfor-
derungen für die eigene Schule
benennt“, so der Leitantrag. Da-
zu gehört nach Ansicht der CSU
auch die Öffnung der Schule für
außerschulische Partner, für Ko-
operationen z. B. im Bereich der
Kirchen, Jugendarbeit, Musik,
Kunst und des Sports.

Gestärkt werden soll auch die
Jugendsozialarbeit an Schulen.

Sie soll dazu beitragen, die Per-
sönlichkeitsentwicklung erzie-
hungsschwieriger, verhaltensauf-
fälliger und gewaltbereiter junger
Menschen und ihre soziale Inte-
gration zu fördern. „Mit stetig
steigenden staatlichen Förderpro-
grammen unterstützen wir die
Kommunen bei der Erfüllung
dieser kommunalen Aufgabe.“

Attraktive Hauptschule 

Für Kinder mit praktischen
Begabungen will die CSU wei-
terhin ein attraktives Bildungs-
angebot bereit halten. Die Haupt-
schule soll attraktiver gemacht
werden. Früher Praxisbezug und
konkrete Wirtschaftserfahrung,
z. B. durch das Organisieren von
Praxistagen und die enge Zu-
sammenarbeit von Schulen mit
den örtlichen Betrieben, erleich-
terten den Berufseinstieg der
Schüler und stärkten zugleich
das Profil der Hauptschule als
Schule, die ins praktische Be-
rufsleben führt.

Ganztagesschulen

Bis 2008 sollen darüber hinaus
1.000 offene und 100 gebundene
Ganztagesschulen eingerichtet
werden. Sichergestellt werden
soll ein verlässlicher Unterricht
an den Grundschulen bis 12 Uhr
mittags, um die Eltern bei der
Betreuung ihrer Kinder zu entlas-
ten. Im Rahmen des Investitions-
programms Zukunft Bildung
und Betreuung (IZBB) seien
zahlreiche viel versprechende
Anträge eingegangen, die nicht
mehr bedient werden könnten,
weil die Mittel des Bundespro-
gramms ausgeschöpft sind. Die-
se Projekte will die CSU im
Rahmen der Möglichkeiten mit
bayerischen Mitteln fördern.

Trotz Rückgangs der Schüler-

zahlen soll ein wohnortnahes
und differenziertes Unterrichts-
angebot mit hoher Qualität auf-
rechterhalten werden. Familien
benötigten Grundschulen vor
Ort gemäß dem Motto „kurze
Beine - kurze Wege“ und wohn-
ortnahe Hauptschulen. Dazu sol-
len alle Möglichkeiten in Be-
tracht gezogen werden, wie z. B.
Entscheidungen vor Ort über die
Schulstandorte und die Einrich-
tung jahrgangskombinierter Klas-
sen oder Schulverbünde zur ef-
fektiven Verwaltung. Um die per-
sonellen und finanziellen Res-
sourcen bestmöglich einzusetzen,

(Fortsetzung auf Seite 2)

29. Bayerischer Musikschultag in Bad Kissingen:

Positives Klima für
Kunst und Kultur

Der Bayerische Musikschultag, der mittlerweile zu einer festen
Größe in der Musiklandschaft geworden ist, war heuer für drei
Tage in der Kurstadt Bad Kissingen zu Gast. Leiter und Lehr-
kräfte aus den 215 bayerischen Musikschulen, Vertreter der
kommunalen und staatlichen Ebene, Eltern und die interessier-
te Öffentlichkeit waren eingeladen, die aktuelle Musikschular-
beit kennen zu lernen, sich über die umfangreiche Projekte wie
den Kompetenznachweis Musik oder die neuesten Entwicklun-
gen im Elementarbereich der Musikschularbeit den Musikali-
schen Grundfächern, zu informieren. 

Daneben wurden interessante
Konzerte mit Kindern und Ju-
gendlichen aus Musikschulen
angeboten, die von der hohen
Unterrichtsqualität an bayeri-
schen Musikschulen zeugen. Als
Veranstalter fungierte der Ver-
band Bayerischer Sing- und Mu-
sikschulen unter ihrem Präsiden-
ten Landrat Hanns Dorfner, Pas-
sau, in Zusammenarbeit mit der
Städtischen Musikschule Bad
Kissingen. 

Ein Leben lang zehren

In seiner Begrüßungsrede er-
innerte Dorfner die Kommunal-
politiker an die Wichtigkeit der

Unterstützung für die Musik-
schulen gerade im ländlichen
Bereich. „Wir können uns im
Großen und Ganzen nicht bekla-
gen“, meinte der Präsident. Aber
es werde weiterhin die Unter-
stützung der öffentlichen Hand
benötigt - was dieser freilich
nicht allzu schwer fallen dürfte,
denn „diese Gelder sind echte
Zukunftsinvestitionen“. Ein Mu-
sikschulgebäude müsse man
nach 15 Jahren renovieren, aber
von der Musik, die die Kinder
lernen, könnten sie ihr Leben
lang zehren, so Dorfner.

Der Musikschultag startete mit
dem Eröffnungskonzert des Ju-
gendmusikkorps der Städtischen

Musikschule im Großen Saal des
Regentenbaus. „Mit der Grün-
dung des Jugendmusikkorps vor
40 Jahren hat Bad Kissingen
Kindern und Jugendlichen die
Möglichkeit geschenkt, vor Ort
ein Instrument zu erlernen“, hob
Oberbürgermeister Karl Heinz
Laudenbach hervor. Damit sei
der Region um Bad Kissingen
Musikalität erschlossen worden,
die inzwischen weit über die
Grenzen der unterfränkischen
Kulturhauptstadt hörbar ist. Das
Blasorchester sei überdies Trä-
ger der „ProMusica“-Plakette.
„Ein positives Klima für Kunst
und Kultur kann Laudenbach zu-
folge nur wachsen, „wenn schon
früh kulturelles Interesse ge-
weckt wird“. Deshalb beschloss
der Stadtrat von Bad Kissingen
vor zehn Jahren eine Musikschu-
le zu gründen.

Blasmusik und 
Bigband-Klänge

Bühne frei hieß es für Big-
bands, Blasorchester und Bläser-
ensembles auf verschiedenen
Plätzen der Stadt. 14 unterfränki-
sche Musikschulen präsentierten
sich einen Tag lang unter dem
Motto „Blasmusik und Bigband-
Klänge“, darunter die Musik-

schulen Veitshöchheim, Würz-
burg, Stein, Alzenau, Zirndorf,
Münnerstadt, Erlangen und Re-
gensburg.  

Jahr der Musikpädagogik

Zwischen den vorgenannten
zwei Eckpunkten des Bayeri-
schen Musikschultags lagen drei
weitere Highlights: Beim Festakt
im Rossini-Saal des Arkaden-
baus konnten OB Laudenbach
und VBSM-Präsident Dorfner
etwa 200 Gäste aus Politik, Bil-

(Fortsetzung auf Seite 4)
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ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Thomas Fein

95213 Münchberg
am 1.11.

Bürgermeister 
Elmar Buchbauer

84387 Julbach
am 11.11.

Bürgermeister Andreas Held
84174 Eching

am 13.11.

Bürgermeister Hans Klement
89335 Ichenhausen

am 13.11.

Bürgermeister
Georg Bogensperger

96138 Burgebach
am 31.10.

Bürgermeister 
Robert Scholz

85402 Kranzberg
am 31.10.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Otto Steiger

87544 Blaichach
am 1.11.

Bürgermeister
Friedel Heckenlauer
97488 Stadtlauringen

am 7.11.

Bürgermeister 
Gerhard Büdel
63831 Wiesen

am 28.10.

Bürgermeisterin 
Elke Beyer

95192 Lichtenberg
am 29.10.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister 
Udo Weingart
91174 Spalt
am 13.11.

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Hubert Dallmeier sen.
84097 Herrngiersdorf

am 31.10.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Hans Bradl

92353 Postbauer-Heng
am 4.11.

Bürgermeister
Franz Steiglechner

84565 Oberneukirchen
am 8.11.

Bürgermeister
Helmut Königsberger

82488 Ettal
am 9.11.

Bürgermeister
Leonhard Baumann
85622 Feldkirchen

am 31.10.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Johann Kißlinger

85777 Fahrenzhausen
am 3.11.

Bürgermeister
Hermann Anselstetter

95339 Wirsberg
am 3.11.

Bürgermeister Dieter Berninger
63933 Mönchsberg

am 5.11.

Bürgermeister
Alfons Kipfelsberger

85419 Mauern
am 9.11.

Bürgermeister Helmut Geist
97848 Rechtenbach

am 29.10.

Bürgermeisterin
Johanna Rumschöttel

85579 Neubiberg
am 30.10.

Wir gratulieren

Neue Wege mit 
Zukunftsprogramm 2020

Stoiber eröffnete Ausstellung „Vom neuen zum 
modernen Bayern“ in der Bayerischen Staatskanzlei

Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber eröffnete in der Bayeri-
schen Staatskanzlei die Ausstellung der Bayerischen Staatsre-
gierung „Vom neuen zum modernen Bayern“. Stoiber würdig-
te die Ausstellung als einen kulturellen Höhepunkt im histori-
schen Jubiläumsjahr 2006 in Bayern und ihre Bedeutung für
das Traditions- und Geschichtsbewusstsein im Freistaat.

„Die Ausstellung ist ein Symbol für den Stolz der Bayern auf
ihre kulturelle Identität und ihre große Geschichte. Sie zeigt, wie
sich Bayern auf dem gemeinsamen Fundament von Tradition und
Werten mit Tatkraft und Weitblick zu einem dynamischen,
weltoffenen Wirtschafts- und Wissenschaftsstandort entwickelt
hat, in dem die Menschen eine gute Heimat und eine gute Zukunft
haben. Mit dieser Ausstellung geben wir das klare Signal, dass
unsere gemeinsame Geschichte und Kultur der Kitt für den Zu-
sammenhalt der Bayern sind“ so der Ministerpräsident.

Bayern will diese erfolgreiche Entwicklung konsequent fortset-
zen. Stoiber kündigte an, dass die Bayerische Staatsregierung mit
dem Zukunftsprogramm Bayern 2020 neue Wege gehen will, um
Bayern auch in Zukunft einen Spitzenplatz unter den Regionen
Europas zu sichern. Deshalb macht sich nach Stoibers Worten
derzeit eine hochrangige Expertengruppe aus den verschiedensten
Bereichen der Wirtschaft, Wissenschaft und Gesellschaft Gedan-
ken darüber, wie Bayern im Jahr 2020 aussehen soll. Die Ideen
der Experten sollen Grundlage für die erforderlichen politischen
Entscheidungen der Staatsregierung sein. Stoiber: „Wer die Zu-
kunft sichern will, darf nicht stehen bleiben. Wir wollen unseren
Bürgerinnen und Bürgern nicht nur heute, sondern auch in Zu-
kunft Arbeit, Wohlstand und Lebensqualität sichern. Die Vor-
schläge der Experten für Zukunftsinvestitionen sollen die Grund-
lage dafür bilden, dass Bayern seinen Erfolgsweg auch künftig
fortsetzen kann.“

Die Ausstellung „Vom neuen zum modernen Bayern“ findet im
Rahmen der Jahrhundertfeier 1806 - 2006 und des Jubiläums der
Bayerischen Verfassung 1946 - 2006 statt und wird bis 26. No-
vember 2006 publikumsoffen im Vestibül der Bayerischen Staats-
kanzlei gezeigt. Sie wurde vom Haus der Bayerischen Geschich-
te in Zusammenarbeit mit der Generaldirektion der Staatlichen
Archive Bayerns konzipiert und stellt in thematisch gegliederten
Blöcken große Entwicklungslinien der bayerischen Geschichte
bis in die Gegenwart dar. Einen besonders breiten Raum nimmt
dabei die Zeit seit 1945 ein. Die Ausstellung soll als Wanderaus-
stellung bis 2008 auch in allen bayerischen Regierungsbezirken
präsentiert werden. 

Denkmalpflege ist auch 
Wirtschaftsmotor

Landtag hört Fachleute zu geplanter Zuständigkeitsverlagerung 
auf die Kommunen - Landesamt beklagt Kürzung der Staatsmittel 

Im Vorfeld der von der Staatsregierung im Zuge der Entbüro-
kratisierung vorbereiteten Änderung des bayerischen Denkmal-
schutzgesetzes wird im Landtag über die künftigen Kompeten-
zen des Landesamtes für Denkmalpflege einerseits sowie der
Landräte und (Ober-)Bürgermeister als Leiter der unteren
Denkmalschutzbehörden andererseits diskutiert. In einem
Fachgespräch im Kulturausschuss kamen dazu sieben weitge-
hend skeptische Experten zu Wort. Eine große Rolle spielte die
Kostenfrage angesichts der angespannten Haushaltslage bei
Freistaat und Kommunen. 

Ausschussvorsitzender Dr.
Ludwig Spaenle (CSU) verwies
auf den einjährigen Erprobungs-
versuch in 30 Gemeinden, ob
das Antragsverfahren bei Bau-
vorhaben an denkmalgeschütz-
ten Objekten vereinfacht werden
kann. Bisher erstel11en die amt-
lichen Gebietsreferenten im Ein-
zelgenehmigungsverfahren fach-
liche Gutachten. 

Abschaffung des 
Dissensverfahrens

Christa Baumgartner von der
Bayerischen Architektenkammer
stellte für die Planerseite fest, die
unteren Denkmalschutzbehörden
könnten mangels Fachpersonal
keine Gutachten erstellen. „Wir
brauchen bei der Sanierung von
Baudenkmälern die fachliche Aus-
einandersetzung mit dem Landes-
amt für Denkmalpflege.“ Gene-
ralkonservator Prof. Egon Johan-
nes Greipl vom Landesamt be-
mängelte die Schwächung des
Denkmalschutzes durch die Ab-
schaffung des Dissensverfahrens
1994. Im kommenden Ände-
rungsgesetz solle die Einschal-
tung des Landesamts in das Er-
messen der Vollzugsbehörden
gestellt werden. Damit wäre das
Gesetz das Papier nicht mehr
wert, auf dem es geschrieben ist.
Er plädierte für die Gebietsrefe-
renten, die sich in einer Befra-
gung von 131 unteren Partner-
behörden als vertrauenswürdig
und effizient erwiesen hätten.
Sie wünschten keine Deregulie-
rung der Beratung. Greipl ver-

wies auch auf die Verankerung
des Denkmalschutzes in der baye-
rischen Verfassung. 

Integraler Teil 
der Landesmodernisierung

Prof. Ferdinand Kramer von
der Münchner Universität, der
früher selber einmal Bürgermeis-
ter war, bezeichnete die Denk-
malpflege als integralen Teil der
Landesmodernisierung. Kultur-
referent Dr. Manfred Riederle
vom Bayerischen Städtetag be-
urteilte den kommenden Gesetz-
entwurf grundsätzlich positiv,
sofern er Verwaltung so weit wie

möglich in Grenzen halte. Ande-
rerseits belasteten die geplanten
Änderungen die unteren Denk-
malschutzbehörden im Geneh-
migungsverfahren. Er erinnerte
an den Appell der kommunalen
Spitzenverbände an Ministerprä-
sident Dr. Edmund Stoiber, im
nächsten Haushalt die Mittel für
Denkmalpflege zu erhöhen:
Denkmalpflege sei nicht zuletzt
ein Wirtschaftsmotor. 

Spaenle bestätigte, die Haus-
haltssituation sei bei der Denk-
malpflege ein zentrales Thema.
Dr. Christoph Rabenstein (SPD)
forderte mehr Geld für den
Denkmalschutz. Er bezog sich
auf Greipl, der dargelegt hatte,
die tatsächlich aus der Staatskas-
se gezahlten Mittel für Bau- und
Kunstdenkmäler seien von um-
gerechnet 23 Mio.  1990/91
auf netto 3,6 Mio.  gesunken.
Im Etatentwurf 2007/2008 ste-
hen wie in den Vorjahren 6 Mio.
 brutto. 

Prof. Peter Niehaus vom Ar-

beitskreis für .Städtebau und
Landesplanung des Landesdenk-
malrats warnte aus elf Jahren
praktischer Erfahrung vor einer
Vereinfachung des Verfahrens.
Martin Wölzmüller, Geschäfts-
führer des Bayerischen Landes-
vereins für Heimatpflege sah in
den vorgesehenen Erleichterun-
gen einen massiven Niveauver-
lust beim Denkmalschutz. Ober-
frankens Bezirksheimatpfleger
Prof. Günter Dippold befürchte-
te eine „Disneyworld-Architek-
tur“, wenn die unteren Denkmal-
schutzbehörden mehr Zuständig-
keiten im Genehmigungsverfah-
ren erhalten. 

Handlungsspielraum 
für die Kommunen 

Spaenle resümierte, die fachli-
che Stellungnahme des Gebiets-
referenten beim Landesamt sei
eine wichtige Hilfe für die Ent-
scheidungskompetenz der Land-
räte und Bürgermeister. Anderer-
seits sei ein größerer Handlungs-
spielraum für die Kommunen
nötig. Rabenstein zog aus dem
Fachgespräch die Folgerung, so
wie geplant sei die Gesetzesän-
derung eine große Gefährdung
der Denkmäler in Bayern. Nicht
fachlichen Entscheidungen wür-
den im Widerspruch zur Verfas-
sung Tür und Tor geöffnet. rm

Noch Unklarheiten 
bei der Deregulierung

Landtag verlangt Bericht zur kommunalen Energieversorgung 

Die Anfang Oktober von der Staatsregierung eingeleitete Dere-
gulierungsoffensive durch Abbau von obrigkeitlicher Bürokra-
tie beschäftigt den Landtag bereits in Plenum und Ausschüs-
sen. Dabei zeigt sich Einigkeit im Grundsatz, aber Misstrauen
und Meinungsverschiedenheit über die Praxis. In diesem Sinne
wurden im Wirtschaftsausschuss Anträge von CSU und SPD
zum kommunalen Handlungsspielraum in der Energieversor-
gung akzeptiert. Die Grünen sagten Ja zum SPD-Antrag und
enthielten sich bei dem der CSU. 

Den CSU-Formulierungen zu-
folge widerspricht der Landtag
Tendenzen, kleine und mittlere
private und kommunale Versor-
gungsunternehmen vom Markt
zu drängen und bekräftigt seine
Haltung zu mehr Wettbewerb
und weniger Bürokratie. Die

Staatsregierung soll darauf hin-
wirken, bürokratische Hemmnis-
se für mittlere und kleine Ener-
gieversorger abzubauen und zu
prüfen, inwieweit eine Differen-
zierung zwischen den Regulie-
rungsanforderungen für Großun-
ternehmen und den mittelständi-
schen bzw. kommunalen Unter-
nehmen möglich ist. Berichter-
statter Philipp von Lerchenfeld
(CSU) bescheinigte der Staatsre-
gierung eine sehr gute Arbeit.
Den kleinen und mittelständi-

minister im Ausschuss antwor-
ten soll. Sie will wissen was die
Staatsregierung für den Erhalt ei-
ner kommunal orientierten Ener-
gieversorgung tun wolle. Und in-
wieweit sie auf die Bundesregie-
rung einwirkt, um das Oligopol
in Strommarkt und Stromerzeu-
gung einzudämmen und einen
fairen Wettbewerb bei ausrei-
chender Versorgungsqualität zu
gewährleisten. Auch wie Trans-
parenz darüber hergestellt werden
soll, dass nur nachweisbare und
unvermeidliche Kostensteigerun-
gen an den Verbraucher weiterge-
geben werden wird gefragt. 

Von Lerchenfeld meinte, in
den Fragen steckten Unterstel-
lungen gegen die Staatsregie-
rung, „die wir so nicht mittragen
können“. Aber da es sich um ei-
nen Berichtsantrag handle, ak-

Nochmal
Sonne tank en!

Buchen Sie Last-Minute-Schnäppchen 
direkt im Internet unter 

www.1a-preisvergleichreisen.de

schen Unternehmen werde zu viel
Bürokratie aufgebürdet, Mitbe-
richterstatterin Gudrun Peters
(SPD) unterstrich, dass sich die
SPD eine Versorgungslandschaft
mit den Kommunen vorstelle
und forderte dazu eine Stellung-
nahme von Wirtschaftsminister
Erwin Huber. Für die Grünen
zweifelte Christian Magerl am
Sinn des Antrags. 

Die SPD stellte detaillierte
Fragen, auf die der Wirtschafts-

zeptiere ihn die CSU. Christian
Magerl (SPD) signalisierte kom-
mentarlos Zustimmung. 

Dass die Meinungsbildung in
den beiden großen Fraktionen
zur Deregulierung noch nicht
entschieden ist, ergab sich bei ei-
nem weiteren CSU-Antrag, in
dem es um die probeweise Er-
weiterung der kommunalen Hand-
lungsspielräume über den Ener-
giesektor hinaus geht. Im Kom-
munalausschuss hatte die SPD
zugestimmt, im Wirtschaftsaus-
schuss widerrief Dr. Hildegard
Kronawitter diese Zustimmung. 

SPD-Fraktionsvorsitzender
Franz Maget sagte der GZ dazu,
die Diskussion sei auf beiden Sei-
ten noch im Gange. Die SPD sei
von ihrem früheren Standpunkt,
der Staat solle soviel wie möglich
zumindest in Rahmenrichtlinien
regeln, längst abgekommen. Jetzt
sehe man es so, dass Dinge wie
Wasserversorgung, aber auch
Denkmalpflege, im öffentlichen
Monopol bleiben sollen, was die
Beteiligung der Kommunen nicht
ausschließe. rm

Bürokratie-TÜV für
Verwaltungsvorschriften

Mehr Entscheidungsfreiheit in der Verwaltung
Verbindliche Weisungen werden gestrichen

Das bayerische Kabinett hat
eine Grundsatzentscheidung für
mehr Entscheidungsfreiheit in
der öffentlichen Verwaltung vor
Ort getroffen. In einem bundes-
weit einmaligen Schritt gegen
Bürokratie sollen Verwaltungs-
vorschriften in Bayern soweit
wie möglich gestrichen wer-
den. Von verbleibenden Verwal-
tungsvorschriften soll in der Pra-
xis vor Ort abgewichen werden
können. Bayern geht damit nach
den Worten von Ministerprädent
Dr. Edmund Stoiber einen völlig
neuen Weg gegen Bürokratie
und so weit wie kein anderes
Land in Deutschland. 

Kein Schema F

Ziel der Staatsregierung ist re-
gionale Eigenständigkeiten und
unterschiedliche Gegebenheiten
aus der Praxis vor Ort noch bes-
ser zu berücksichtigen. Stoiber:
„Die Mitarbeiter der öffentlichen
Verwaltung sollen aus ihrer Pra-

xiserfahrung und Praxisnähe vor
Ort maßgeschneiderte Entschei-
dungen treffen. Wir wollen kein
Schema F für alle Entschei-
dungen von Aschaffenburg bis
Berchtesgaden. Bayern gibt den
Mitarbeitern vor Ort mehr Flexi-
bilität und Entscheidungsspiel-
raum.“

Verwaltungsvorschriften sind
verbindliche Weisungen der vor-
gesetzten Behörde, an die die
Entscheider vor Ort gebunden
sind. Nach dem Grundsatzbe-
schluss des Kabinetts werden al-
le Ressorts in den nächsten Mo-
naten ihre Verwaltungsvorschrif-
ten genau unter die Lupe neh-
men und soweit wie möglich
streichen. Dieser neue Bürokra-
tie-TÜV soll für alle bestehen-
den und für alle künftigen Ver-
waltungsvorschriften gelten.
Staatskanzlei-Minister Eberhard
Sinner kündigte an, dass im
Herbst nächsten Jahres im Kabi-
nett eine erste Bilanz gezogen
werden soll.

CSU-Fraktionsvorsitzender Joachim Herrmann: 

Mehr Jugendsozialarbeiter
an Bayerns Schulen 

Für die Jugendsozialarbeit an
Bayerns Schulen sollen nach An-
gaben des CSU-Fraktionsvorsit-
zenden im Landtag, Joachim Herr-
mann, künftig noch mehr För-
dermittel für Personalstellen im
Staatshaushalt stehen. „Wir wol-
len im kommenden Doppelhaus-
halt die Mittel für 39 Stellen im
Jahr 2007 und für weitere 32
Stellen im Jahr 2008 bereitstel-
len. Damit stehen CSU-Fraktion
und bayerische Staatsregierung
zu ihren Zusagen, die Jugendso-
zialarbeit auszubauen.“ Jugend-

sozialarbeit für Schüler mit so-
zialen und erzieherischen Pro-
blemen habe sich als erfolgrei-
ches und effizientes Instrument
im Hinblick auf die Gewalt-
prävention und den Jugend-
schutz bewährt, sagte Herrmann.
„Dem werden wir mit der Er-
höhung der Mittel Rechnung tra-
gen. In den nächsten beiden Jah-
ren sollen rund 2,3 Millionen
Euro zusätzlich bereitstehen.“
Aktuell fördere der Freistaat die
Jugendsozialarbeit an Schulen
mit 1,7 Millionen Euro pro Jahr.

Beste Bildung ...
(Fortsetzung von Seite 1)
seien auch Schulverbünde mit
mehreren Standorten zu ermögli-
chen, die von einer Schule aus ge-
leitet und verwaltet werden. Eine
enge Zusammenarbeit der Kom-
munen bei der Entscheidung über
die Bildung von Schulverbünden
und Schulstandorten sei dabei
von entscheidender Bedeutung.
Für jede Schulregion stellt die
CSU zudem ein wohnortnahes
Angebot eines mittleren Ab-
schlusses sicher. DK
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die Gemeinden haben mit
den Baumschutzverordnungen
einen nicht unerheblichen
Aufwand. In den meisten Fäl-
len kann eine Fällung von
Bäumen, sei es infolge von
Baumaßnahmen, sei es infol-
ge der ungenügenden Ver-
kehrssicherheit, ohnehin nicht
vermieden werden. 

Mit den Baumschutzverord-
nungen wird, sofern der Be-
stand von Bäumen festge-
schrieben wird, in einem nicht
erforderlichen Maße in das
Eigentumsgrundrecht, Art. 14
GG, Art. 103 Abs. 1 BV, einge-
griffen. Selbst wenn man ver-
tritt, dass der Eingriff als In-

halts- und Schrankenbestim-
mung des Eigentums ausge-
staltet sein und mit der Ge-
meinwohlbindung des Eigen-
tums gerechtfertigt werden
soll, da die Bäume in den Or-
ten allen Bürgern dienen, hal-
te ich eine Baumschutzverord-
nung dennoch für einen kaum
zu rechtfertigenden Eingriff in
das Eigentumsgrundrecht. 

Wer einen Baum auf seinem
Grundstück pflanzt, stellt die-
sen damit auch gleichzeitig
der Allgemeinheit zur Verfü-
gung. Wenn er diesen Baum
fällt, nutzt er sein Eigentum.
Bäume sind in den Orten Bay-
erns etwas Selbstverständli-
ches und Normales. Diese Or-
te sind weniger aufgrund der
Baumschutzverordnungen seit
1973 so „grün“ sondern viel-
mehr aufgrund der seit nahe-
zu 100 Jahren (1911) beste-
henden Kreisfachberatungs-
stellen. Ist eine vernünftige
Baumkultur in einem Ort nicht

verankert, so kann daran nur
eine Sensibilisierung durch ei-
nen rührigen Gartenbauver-
ein, die Kreisfachberatung für
Gartenbau und schließlich die
Verbreitung durch den Ge-
meinderat und den Bürger-
meister etwas ändern. Eine

Baumschutzverordnung kann
dies allenfalls über die damit
verbundene Zwangsberatung.
Der Verwaltungsaufwand mit
der Umsetzung der Baum-
schutzverordnungen steht in
keinem Verhältnis zu deren
Zweck: Erhaltung eines Min-
destbaumbestandes.

Ich glaube, die Rechtsgrund-
lage für die Baumschutzver-
ordnungen kann ersatzlos ge-
strichen werden, wenn die
Kreisfachberatungsstellen die
durch den Wegfall der Baum-
schutzverordnungen freigewor-
dene Zeit für die intensivere
Ausbildung und Beratung der
Gemeinden mit deren Bauhö-
fen verwenden können.

KolumneGZ Luitpold Braun

Baumschutzverordnungen 
versus Eigentumsgrundrecht

Tag der Heimat 2006 in Schwandorf:

Die Vergangenheit 
gemeinsam aufarbeiten

Ministerpräsident Stoiber als Hauptredner beim zentralen Gedenkakt
Beim „Tag der Heimat 2006“ hat sich Ministerpräsident Dr. Ed-
mund Stoiber für die Errichtung eines „Zentrums gegen Ver-
treibungen“ in Berlin ausgesprochen. Damit werde zwar die
deutsche Geschichte nicht relativiert; „aber wie jedes Volk ha-
ben auch wir ein Recht, an unsere Opfer zu erinnern“, betonte
Stoiber beim zentralen Gedenkakt für Bayern, den der Bund
der Vertriebenen (BdV) in Schwandorf veranstaltete.

„Vertreibungen sind und blei-
ben Unrecht, das aufgearbeitet
und für immer geächtet werden
muss“, betonte Stoiber vor rund
400 Gästen in der Oberpfalzhal-
le. Ein Zentrum gegen Vertrei-
bungen wäre „ein klares Signal
für die konsequente Aufarbei-
tung und das Gedenken an die
Opfer von Vertreibung und Ge-
walt in ganz Europa“. 

Vergangenes Unrecht 
im Dialog heilen

Stoiber sagte, wenn Europa
vergangenes Unrecht im Dialog
heilen wolle, dürfe es offenen
Fragen nicht ausweichen. Es sei-
en „nicht allein Handel und
Wirtschaft, die die Länder in Eu-
ropa zusammenhalten und ver-
binden“. Zu einer wirklich guten
und tragfähigen Gemeinschaft
gehöre auch die gemeinsame
Aufarbeitung der Vergangenheit.
Der Ministerpräsident betonte, er
sei Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) sehr dankbar,

dass auch sie das Zentrum gegen
Vertreibungen unterstütze.

Der CSU-Chef zeigte sich da-
bei befremdet über die negativen

Reaktionen in Polen auf ein
mögliches Zentrums gegen Ver-
treibungen und erklärte: „Die
Bedenken von polnischer Seite
sind haltlos und unverständlich.“
Das Projekt richte sich gegen
niemanden, und es werde auch
kein Versuch unternommen, Ge-
schichte umzudeuten. „Die Ur-
sachen der Vertreibung dürfen
und werden niemals aus dem

Vertriebenen in der Nachkriegs-
zeit sei eine „historische Leis-
tung“ der Menschen und der
Schlüssel für den wirtschaftli-
chen Aufstieg Bayerns gewesen.

Neben Stoibers Rede standen
Musik- und Tanzdarbietungen
auf dem Programm, darunter
Auftritte einer Blaskapelle der
Siebenbürger Sachsen aus Lands-
hut, des Chors der Sudetendeut-
schen Landsmannschaft aus
Burglengenfeld und einer Kin-
dertanzgruppe der Deutschen
aus Russland. 

Minderheiten besuchen

Der Landesvorsitzende des
BdV-Bayern, Landrat Christian
Knauer, forderte die deutschen
Politiker auf, bei Reisen in östli-
che Nachbarstaaten auch die
dortigen deutschen Minderhei-
ten zu besuchen. „Es ist nichts
Unmoralisches, wenn deutsche
Politiker auch mit Deutschen in
unseren östlichen Nachbarlän-
dern Kontakt aufnehmen.“ Nach-
drücklich wandte sich Knauer
gegen Vorstöße polnischer Poli-
tiker, die Minderheitenrechte der
Deutschen in Polen zu beein-
trächtigen.  

Der BdV-Landesvorsitzende
rief auch zu mehr Verständnis
und Sensibilität für das Schicksal
der Deutschen aus Russland auf.
Dies sei für eine gelingende Inte-
gration notwendig. Die Integrati-
on der Deutschen aus Russland
und anderer Nachfolgestaaten
der Sowjetunion ist ein Arbeits-
schwerpunkt des BdV-Bayern. 

Der evangelische Regionalbi-
schof in Regensburg, Hans-Mar-
tin Weiß, ist auf der BdV-Lan-
desversammlung in Schwandorf
der Landsmannschaft der Deut-
schen aus Russland beigetreten.
Die Vorfahren von Bischof Weiß
stammen väterlicherseits aus
Wolhynien. In seinem bayeri-
schen Amtsbezirk sind viele ak-
tive Kirchenmitglieder aus dem
Kreis der russlanddeutschen Spät-
aussiedler, hob Weiß hervor.

Anlässlich des Tags der Hei-
mat fanden bundesweit hunderte
Veranstaltungen statt. In diesem
Jahr stand der „Tag der Heimat“
unter dem Leitwort „Menschen-
rechte achten - Vertreibungen
ächten.“ DK

Der evangelische Regionalbischof von Regensburg, Hans-Martin
Weiß (r.), übergab auf der BdV-Landesversammlung in Schwan-
dorf dem Landesvorsitzenden der Russlanddeutschen, Dr. 
Arthur Bechert, seinen Aufnahmeantrag.   Foto: Michael Leh

Blick geraten“, stellte Stoiber
fest.

Der Ministerpräsident würdig-
te außerdem „die großartige Auf-
bauleistung“, die die Heimatver-
triebenen bei der Wiederherstel-
lung von Staat und Demokratie
in Deutschland und gerade in
Bayern erbracht hätten. Die Ver-
triebenen hätten mit Ihrer Tat-
kraft und Ihrem Know-how we-
sentlich dazu beigetragen, dass
Bayern heute eines der wirt-
schaftsstärksten Länder in Euro-
pa sei. Die gelungene Integration
von mehr als zwei Millionen

Verwaltungs- und Wirtschafts-Akademie Schwaben:

80 Jahre Weiterbildung
Seit 80 Jahren gibt es die VWA Schwaben, die in der Region an
mehreren Standorten Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten
auf universitärem Niveau anbietet. Zum Jubiläum fand heuer
die Bundeshauptversammlung Deutscher Verwaltungs- und
Wirtschaftsakademien ebenfalls in Schwaben, genauer in Klo-
ster Irsee statt. Den Festvortrag zum Thema „eGovernment - Vi-
sion oder Wirklichkeit?“ hielt Justizministerin Dr. Beate Merk.  

Die Geschichte der Verwal-
tungs- und Wirtschaftsakademi-
en beginnt zu Anfang des 20.
Jahrhunderts, entstanden aus der
Idee, Fortbildungsstätten für die
Weiterbildung der Beamten zu
schaffen. 1926 wurde die Zweig-
akademie Augsburg der Verwal-
tungsakademie München ge-
gründet und der erste Studien-
gang für Verwaltungshörer in
Augsburg begonnen. Seit 1956
werden auch für Wirtschaftshö-
rer Studiengänge angeboten. An-
gesichts ihrer zunehmenden Be-
deutung erhielt die bereits 1956
in Verwaltungs- und Wirtschafts-
Akademie Augsburg (VWA)
umbenannte Zweigakademie
1958 den Status einer selbständi-
gen Akademie. 

Fünf Studienorte

Die VWA verfügt mittlerweile
über fünf Studienorte in Schwa-
ben: die Hauptakademie in
Augsburg, Zweigakademien in
Kempten, Nördlingen und Lin-
dau sowie den Studienort Günz-
burg. Akademieleiter ist Jürgen
Reichert, Präsident des Bezirks-
tags von Schwaben, sein Stell-
vertreter ist Werner Lauterbach,
Vorstandsvorsitzender der Stadt-
sparkasse Augsburg. Die Ge-

schäftsführung liegt in den Hän-
den von Dieter Fiedler, stellver-
tretender Direktor der Bezirks-
krankenhäuser des Bezirks. 

Kooperation mit der IHK

Um die gesamt-schwäbischen
Interessen besser darzustellen,
erfolgte im Frühjahr 1995 die
Umbenennung in Verwaltungs-
und Wirtschafts-Akademie Schwa-
ben. Ein weiteres Standbein
schuf sich die VWA Schwaben
mit der dualen Abiturientenaus-
bildung. In Kooperation mit der
IHK für Augsburg und Schwa-
ben wurde dieses Ausbildungs-
system in den Jahren 1991 bis
2001 in Augsburg angeboten.
Der sechs Semester dauernde
Studiengang beinhaltete neben
dem Abschluss zum/zur Indu-
striekaufmann/-frau nach vier
Semestern ein IHK-Computer-
Zertifikat, ein Fremdsprachen-
zertifikat, die Ausbildungseig-
nerprüfung und die Prüfung
zum/zur Betriebswirt/in (VWA). 

Der Bekanntheitsgrad der
VWA hat sich stetig erhöht; ihre
Abschlüsse erfreuen sich größter
Akzeptanz. In den 80 Jahren des
Bestehens wurden 2860 Wirt-
schaftsdiplome an Absolventen
ausgegeben. Aktuell nehmen fast

400 Studierende das Weiterbil-
dungsangebot der VWA Schwa-
ben in Anspruch.

Master of Business 
Administration

Wie die Bundesgeschäftsfüh-
rerin der Verwaltungsakademi-
en, Diana Reuter, im Rahmen ei-
ner Pressekonferenz in Augsburg
mitteilte, streben die deutschen
Verwaltungs- und Wirtschafts-
akademien die Gründung einer
eigenen Universität an. Damit
soll es dann möglich sein, dass
VWA-Studenten die akademi-
sche Ausbildung zum ,,Master of
Business Administration“ (MBA)
erhalten, die dann auch in
Deutschland anerkannt ist. Stand-
ort des Verwaltungssitzes der
Universität könnte durchaus in
Bayern, womöglich auch in
Augsburg sein, erklärte Frau
Reuter.

eGovernment-Initiative

In ihrem Festvortrag zum The-
ma „eGovernment - Vision oder
Wirklichkeit?“ betonte Justizmi-
nisterin Beate Merk Tags darauf
in Kloster Irsee, dass die Bayeri-
sche Staatsregierung bereits
2002 mit der „eGovernment-In-
itiative“ weichenstellende Ent-
scheidungen getroffen hat. Der
externe Aspekt dieser Entschei-
dung bestehe darin, alle geeigne-
ten Dienstleistungen der Gerich-
te und Behörden in Bayern auch
Online anzubieten. Daneben ge-

be es auch einen internen
Aspekt: Im Laufe der Zeit habe
sich die eingesetzte Informati-
ons- und Kommunikationstech-
nik in den einzelnen Ressorts
stark auseinander entwickelt.
Diese Zersplitterung soll dra-
stisch vereinheitlicht werden. 

Projekt bajTECH

Mit dem Projekt bajTECH
2000 bereite die bayerische Ju-
stiz die Gerichte und Staatsan-
waltschaften auf die Anforderun-
gen der nächsten Jahre vor, er-
klärte die Ministerin. Damit wür-
den auch die Voraussetzungen
dafür geschaffen, dass alle Ju-
stizbediensteten am Elektroni-
schen Rechtsverkehr teilnehmen
können. 

Potential der Technik

Merk abschließend: „Die Din-
ge gehen voran. Die gesetzli-
chen wie die technischen Vor-
aussetzungen für den Elektroni-
schen Rechtsverkehr in der Ju-
stiz sind weitgehend geschaffen.
Damit er auf breiter Ebene zur
Realität in unserer Rechtspflege
wird, muss sicherlich auch in
den Köpfen ein Umdenken statt-
finden. Wir müssen aufge-
schlossen sein für das Potential
der Technik und erkennen, wel-
che enorme Arbeitserleichterung
und Qualitätssteigerung sie er-
möglicht.“ eGovernment sei
schon jetzt sehr viel mehr als ei-
ne Vision. „Wenn wir gemein-
sam die Aufgaben meistern,
wird es endgültig zur Wirklich-
keit werden“, zeigte sich die Mi-
nisterin überzeugt. DK

Integration in den ersten Arbeitsmarkt:

Kennzahlen für alle
Optionskommunen

Anlässlich der Vorstellung erster Kennzahlen aus den Landkrei-
sen und kreisfreien Städten, die die Arbeitsmarktreform ohne
die Bundesagentur für Arbeit umsetzen, erklärte der Präsident
des Deutschen Landkreistages (DLT), Hans Jörg Duppré: „Im
ersten Halbjahr 2006 haben die 69 Optionskommunen 68.542
der erwerbsfähigen Hartz IV-Empfänger in den ersten Arbeits-
markt integriert. Etwa 8 Prozent der Einwohner und damit
mehr als 1 Mio. Menschen haben Leistungen nach Hartz IV in
Anspruch genommen.“ Über 90.000 der erwerbsfähigen Lei-
stungsempfänger hätten pro Monat an Maßnahmen mit dem
Ziel der Eingliederung in den Arbeitsmarkt teilgenommen.

Seit Jahresbeginn vergleichen
alle 69 Optionskommunen die
eigenverantwortliche Umset-
zung der Arbeitsmarktreform un-
tereinander. Dieser Kennzahlen-
vergleich wird von der Bertels-
mann Stiftung begleitet und un-
terstützt. Die Vergleichsarbeit er-
folgt in sieben Ringen, die nach
einer Vielzahl struktureller Kri-
terien wie Arbeitslosigkeit, Wirt-
schaftskraft, Einwohnerdichte
gebildet wurden, um möglichst
ähnlich strukturierte Options-
kommunen gegenüberzustellen.

Einheitlicher
gemeinsamer Katalog

Duppré zufolge hat der Deut-
sche Landkreistag bereits im
Sommer vergangenen Jahres die
Erarbeitung eines einheitlichen
und gemeinsamen Katalogs von
Kennzahlen mit der Bertelsmann
Stiftung koordiniert. Es gehe
vorrangig darum, auf der Basis
vergleichbarer Daten den eige-
nen Vollzug zu optimieren und
voneinander zu lernen. Zugleich
würden auf diesem Weg einheit-
lich gewonnene und in den Ver-

waltungsvollzug hinein nach-
vollziehbare Kennzahlen ge-
wonnen, die auch für Vergleiche
über den Kreis der Optionskom-
munen hinaus genutzt werden
können.

Die Ergebnisse:

8,2 % der 12,7 Mio. Einwoh-
ner in den Optionskommunen
und damit mehr als 1 Mio. Men-
schen haben Leistungen nach
Hartz IV in Anspruch genom-
men. Mehr als 673.000 Personen
wurden als erwerbsfähig einge-
stuft.

Im ersten Halbjahr 2006 wur-
den in allen Optionskommunen
68.542 Menschen und somit
10,2 % aller erwerbsfähigen Hil-
feempfänger in den ersten Ar-
beitsmarkt eingegliedert. Diese
Zahl ist nicht ohne Weiteres mit
der Integrationsquote der Bun-
desagentur (BA) vergleichbar,
da die BA als Bezugsgröße nicht
alle erwerbsfähigen Hilfeemp-
fänger, sondern nur diejenigen
betrachtet, die aus ihrer Sicht ak-
tiviert werden können.

(Fortsetzung auf Seite 4)
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(Fortsetzung von Seite 1)
dung und Kultur zum Musik-
schultag begrüßen. Die Festan-
sprache hielt der neue Präsident
des Bayerischen Musikrats, Wil-
fried Hiller.

Wie Hiller ausführte, habe
Kultusminister Siegfried Schnei-
der auf die Anregung des Bayeri-
schen Musikrats hin angedacht,
das Jahr 2007 - anlässlich des 25.
Todestages von Carl Orff - zu ei-
nem Jahr der Musikpädagogik
zu machen. „Wir vom Musikrat
werden uns dafür einsetzen, dass
dieses Samenkorn auch aufge-
hen wird“, sagte Hiller.

Breit gefächertes Angebot

In Bayern gebe es zurzeit 215
Sing- und Musikschulen mit
über 135.000 Schülerinnen und
Schülern. Ein Drittel der Bevöl-
kerung könne also auf die Ange-

bote der Musikschulen zurück-
greifen. Dies bedeute aber auch:
„Etwa zwei Drittel der Bevölke-
rung sind im Freistaat noch un-
terversorgt“, mahnte der Präsi-
dent an, weshalb „wir die Forde-
rung nach einer flächendecken-
den Versorgung, wie sie im
Bayerischen Musikplan nieder-
gelegt ist, nicht aus den Augen
verlieren dürfen“. Umso mehr
würdigte Hiller die 820 Kommu-
nen, die sich eine Musikschule
leisteten und damit ein Bekennt-
nis ablegten „für ein breit ge-
fächertes musikpädagogisches
Angebot zu sozial verträglichen
Preisen, für eine sinnvolle Frei-
zeitgestaltung von Kindern und
Jugendlichen sowie für ein
Spektrum, das bei der musikali-
schen Früherziehung beginnt
und sich bis zum Gruppenmusi-
zieren ausweitet“.

Konzerte für Schwangere

Aus diesem Grund wage der
Bayerische Musikrat zusammen
mit der Bayerischen Akademie
der Schönen Künste ein Experi-
ment, nämlich Konzerte für
Schwangere. „Musik soll präna-
tal an das Ohr des Kindes gelan-
gen“, so Hiller. Da das Gehör ei-
nes Embryos mit viereinhalb
Monaten bereits voll ausgebildet
sei, könne man in diesem Stadi-
um schon mit bewusster - aber
positiver musikalischer Beschal-
lung ansetzen. Er, Hiller, habe
Programme entwickelt mit
Stücken, die Komponisten für
ihre Kinder geschrieben haben.
Diese Werke werden auf einer
CD angeboten. Das Projekt soll
über mehrere Jahre laufen und
wissenschaftlich begleitet wer-
den.

Im Rahmen des Festakts wur-
de auch die Carl-Orff-Medaille
für besondere Verdienste um die
bayerischen Musikschulen ver-
liehen. Preisträger ist heuer Har-
ald Rüschenbaum, künstleri-
scher Leiter des Landes-Jugend-
jazzorchesters Bayern (LJJB).
Wie Richard Wiedamann, Leiter
des Bayerischen Jazzinstituts, in
seiner Laudatio betonte, ist Rü-

Kennzeichen für ...
(Fortsetzung von Seite 3)

Durchschnittlich wurden je-
den Monat knapp 1 % der Er-
werbsfähigen mit Sanktionen
belegt, im Bereich der Unter-25-
Jährigen 1,3 %.

Über 90.000 Menschen und
damit 14,6 % der erwerbsfähi-
gen Hilfeempfänger sowie 16,5
% der Unter-25-Jährigen befan-
den sich in Maßnahmen.

21,2 % der erwerbsfähigen
Hilfeempfänger bezogen Ein-
kommen aus Erwerbstätigkeit,
allerdings mehr als die Hälfte
dieser Personen weniger als 400
Euro pro Monat. Das angerech-
nete Einkommen betrug im
Schnitt ca. 293 Euro im Monat.

Die durchschnittliche Größe
der Bedarfsgemeinschaften in
den Optionskommunen betrug
1,83 Personen. Die monatlichen
Gesamtkosten einer Bedarfsge-
meinschaft waren mit ca. 1.000
Euro zu veranschlagen, wobei
850 Euro als Transferleistungen
(u.a. Regelleistung, Sozialversi-
cherungsbeiträge, Unterkunfts-
kosten) ausgezahlt wurden.

Die Unterkunftskosten betru-
gen 278 Euro pro Monat. DK

schenbaum „nicht nur Vorbild
und Motivator für viele junge
Musiker, sondern auch Botschaf-
ter bei den Entscheidungsträgern
in Politik und Wirtschaft“. 

Aufbruchstimmung

„Musikalische Bildung von
Anfang an“ lautete der Titel des
Symposiums, das sich an Eltern,
Erzieher und Musikpädagogen
richtete. „Die Bildungsangebote
für unsere Jüngsten sind im
Wandel begriffen“, erklärte hier-
zu Peter Pfaff, Leiter der Musik-
schule Grafing und VBSM-
Fachsprecher für die Zusam-
menarbeit von Musikschulen
und Kindertagesstätten (Kitas).
Für die Musikschulen seien El-
tern-Kind-Gruppen, verschiede-
ne Formen der Zusammenarbeit
mit Kitas, Modelle zur Stärkung
der Sprachentwicklung durch
Singen und Tanzen sowie neue
Formen des Übergangs zum In-
strumentalunterricht längst keine
Zukunftsmusik mehr. Ziel des
Symposiums war es, die Auf-
bruchstimmung in diesem Be-
reich auf die Musikschulpraxis
zu übertragen. 

Festkonzert

Bei einem Festkonzert der jun-
gen musikalischen Elite aus Mu-
sikschulen präsentierten Chöre,
Orchester, Solisten und Instru-
mentalensembles aus den Sing-
und Musikschulen Nordbayerns
Kompositionen verschiedener
Epochen. Die meisten davon wa-
ren Preisträger des Wettbewerbs
„Jugend musiziert“.  

Mit der Städtischen Musik-
schule Bad Kissingen begann
und endete das dreitägige Mu-
sikschultreffen: Zum Abschluss
wurde im Kurtheater das Kinder-
musical „Peter Heil und die Kis-
singer Bienenschlacht“ aufge-
führt. Die sagenumwobene Ge-
schichte aus der Historie der
Stadt Bad Kissingen wurde zu
einem bemerkenswerten Büh-
nenstück für den städtischen
Kinder- und Jugendchor verar-
beitet. DK

Positives Klima für Kunst ...

Startschuss für das 
Zukunftsprogramm Bayern 2020

Stoiber: „Wir wollen eine gute Zukunft für Bayern und seine Menschen. 
Mit den besten Köpfen arbeiten wir an Vorschlägen für Zukunftsinvestitionen.“

Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber hat den Startschuss für
das Zukunftsprogramm Bayern 2020 gegeben. In der Auftakt-
sitzung nahmen der Wissenschaftlich-Technische Beirat und
weitere hervorragende Persönlichkeiten die Arbeit auf, um
Vorschläge für Zukunftsinvestitionen in Bayern zu entwickeln.
Stoiber: „Mit den besten Köpfen Bayerns arbeiten wir an einer
guten Zukunft für Bayern und seine Menschen. Ziel der Arbeit
am Zukunftsprogramm 2020 ist es, Bereiche herauszuarbeiten,
wo in Bayern Investitionen besonders sinnvoll eingesetzt sind
und auf besonders fruchtbaren Boden fallen.“ 

Das Programm „Zukunft Bay-
ern 2020“ soll nach Stoibers
Worten die Felder stärken, die
den Menschen in ganz Bayern
auch 2010, 2015 und 2020 Ar-
beit und Wohlstand geben. Für
diese schwierige und anspruchs-
volle Aufgabe nutze die Staatsre-
gierung bewusst den Rat hoch-
karätiger Wissenschaftler und
Unternehmensführer.

Bayern noch 
besser positionieren

WTB-Chef Professor Dr.
Henzler betonte, Hauptanliegen
sei es, die Staatsregierung zu be-
raten, wie Bayern sich noch bes-
ser positionieren kann, um im in-
ternationalen Wettbewerb weiter
erfolgreich zu sein. Henzler:
„Dazu ist auch der Blick über
den Zaun notwendig. Ich denke
hier vor allem an Skandinavien,
Österreich, die Schweiz, Groß-
britannien, aber auch an die
USA und Indien. Wir brauchen
Vorstellungen, wie unser Land
im Jahr 2020 aussehen soll, die

Mega-Trends sind bereits heute
vielfach erkennbar“.

Vorsprung halten 
und an der Spitze bleiben

Laut Stoiber geht es darum, in
das nächste Jahrzehnt zu schauen
und Wege zu finden, wie Bayern
seinen Vorsprung halten und wei-
ter an der Spitze stehen kann.
Stoiber. „Das ist nicht eine Fort-
setzung von dem, was wir vor-
her gemacht haben, das werden
neue Schwerpunkte sein. Wer die
Zukunft sichern will, darf nicht
stehen bleiben. Wir wollen 2020
unter den besten fünf in Europa
sein. Dafür müssen wir heute die
Weichen richtig stellen.“

Blickrichtung Europa

„Bayern darf sich nicht nur
mit Baden-Württemberg und
Nordrhein-Westfalen verglei-
chen, sondern mit Schweden,
Dänemark und Finnland, aber
auch mit Singapur und Kalifor-
nien“, erklärte WTB-Chef Henz-

ler. „Unsere Blickrichtung ist
nicht nur Deutschland, sondern
Europa und die Welt.“

Moderne Technologien

Der Ministerpräsident verwies
darauf, dass es schon immer
Markenzeichen bayerischer Po-
litik gewesen sei, früher und
konsequenter als Andere die
Weichen für die Zukunft zu stel-
len. Beispiele seien der frühzeiti-
ge Schwerpunkt im Freistaat auf
eine möglichst gut ausgebaute
Infrastruktur im ganzen Land
und die klare Orientierung Bay-
erns für moderne Technologien.
Dank dieser Politik hat Bayern
heute als einziges Land deutlich
mehr Beschäftigte als vor 10
Jahren.

Schwerpunkte

Schwerpunkt für Bayern 2020
ist laut Stoiber vor allem das
Thema Wissen. „Gerade für jun-
ge Leute und unsere Familie sind
Investitionen in Bildung Investi-
tionen in ihre Zukunft“, hob der
Ministerpräsident hervor. Henz-
ler betonte, es gehe um weit
mehr als nur um Technologie.
Henzler: „Weitere essentielle
Themen sind Ausbildung und
Förderung von Eliten, der Erhalt
einer gemeinsamen geistig-kul-
turelle Basis unserer Gesell-
schaft, die Pflege von Werten

und eine positive Zukunftsstim-
mung.“

Leitprojekte

Im Mittelpunkt stehen außer-
dem technologische Leitprojek-
te. Die Cluster-Offensive soll mit
gezielten Maßnahmen weiter
vorangetrieben werden. Stoiber:
„In der Vernetzung mit der Wirt-

schaft entscheidet es sich, ob wir
die PS auch auf die Straße brin-
gen, das heißt neue Produkte,
neue Wertschöpfung und neue
Arbeitsplätze schaffen.“

Zukunftsinvestitionen

Geplant ist, dass der WTB sei-
ne Vorschläge für das Zukunfts-
programm Bayern 2020 bis Früh-

jahr 2007 vorlegt. Dann soll in
enger Zusammenarbeit zwischen
CSU-Landtagsfraktion und Staats-
regierung ein konkretes Investi-
tionsprogramm beschlossen wer-
den. Neben dem Doppelhaushalt,
in dem das Investieren bereits im
Vordergrund steht, sind im Nach-
tragshaushalt 2008 neue Zukunft-
sinvestitionen für das Programm
Bayern 2020 geplant. 

Bayerischer Landesverband für Gartenbau und Landespflege:

Paradebeispiel für
„aktive Bürgergesellschaft“

Jahrestagung in Gunzenhausen - Landwirtschaftsminister Miller
zeichnete 49 Wettbewerbssieger aus

Auf der Jahrestagung des Bayerischen Landesverbandes für
Gartenbau und Landespflege in Gunzenhausen hat Landwirt-
schaftsminister Josef Miller das Engagement der 3.300 Garten-
bauvereine zählenden Organisation gewürdigt. Mit über
530.000 Mitgliedern stärke sie die Bindung der Menschen an
ihren Lebensraum. Ihr Engagement sei deshalb ein hervorra-
gendes Beispiel für die „aktive Bürgergesellschaft“.

Viele der Forderungen und der
Aufgaben, die mit einer „aktiven
Bürgergesellschaft“ verbunden
sind, habe der Landesverband
für Gartenbau und Landespflege
in seiner über 100-jährigen Ge-
schichte bereits erfüllt, betonte
Miller. Sein Wirken sei geprägt
von Tradition und gelebter Soli-
darität. Es diene maßgeblich der
Erhaltung von Heimat, Kultur
und Natur verdient Respekt und
große Anerkennung. Miller:
„Der besondere Stellenwert Ihrer
Ortsvereine besteht darin, dass
sie als Kulturträger Wissen und
Erfahrungen von Generation zu
Generation weitergeben. Sie bil-
den in den Kommunen ein wir-
kungsvolles Bindeglied für alle
an Gartenkultur und Landespfle-
ge interessierten Bürger.“

Oase der Entspannung

Gärten gelten laut Miller seit
jeher als „Oase der Entspannung
und Ruhe“. Jeder sechste Bürger
Bayerns „gartelt“. Allein in Bay-
ern gebe es über zwei Millionen
Gartenbesitzer, die eine Fläche
von rund 135.000 Hektar bewirt-
schaften. Ungezählt sei die Zahl
derer, die im Haus oder auf dem
Balkon ihrer „grünen Leiden-
schaft“ frönen. Die moderne Ge-
sellschaft entdecke den Garten
zunehmend als „Wellness-Cen-
ter“. Dahinter, so Miller, verber-
ge sich nichts anderes als die alte
Weisheit, dass das Zusammen-
spiel von Mensch, Gartenarbeit
und Pflanze das Wohlbefinden
fördert. 

Für viele Menschen sei Gar-
tenarbeit ein preiswertes und
umweltfreundliches Freizeit-
vergnügen. Auch jetzt würden
wieder verstärkt Obst, Gemüse
und Kräuter angebaut. Inzwi-
schen kämen 16 Prozent der Äp-
fel, 29 Prozent der Birnen, 32
Prozent der Süßkirschen und 
55 Prozent der Pflaumen und
Zwetschgen aus privaten Gärten.
Zudem stellten Gärten einen Be-
zug zur Produktion von Nah-
rungsmitteln her. Der Minister:
„Das Wachstum und das Entste-
hen der Lebensmittel direkt erle-
ben zu können und ihren Wert
wieder schätzen zu lernen, ist ei-
ne wesentliche Botschaft, die
von den Gärten ausgeht.“ 

Bayerische 
Gartenakademie

Das Landwirtschaftsministeri-
um unterstützt Miller zufolge
den Freizeitgartenbau in vielfäl-
tiger Weise. Fünf Bereiche hob
der Minister besonders hervor:
Die Bayerische Gartenakademie,
Beiträge zu Gartenschauen, das
Gemüsebau-Versuchszentrum
Bamberg, den Gartenpass sowie
den landesweiten Wettbewerb
„Unser Dorf soll schöner werden
- Unser Dorf hat Zukunft.“  In
den 25 Jahren dieses Wettbe-
werbs haben sich laut Miller

bayerische Dörfer bis heute über
25.000 Mal beteiligt. Damit stel-
le dieser die wohl bedeutendste
Bürgerinitiative in Bayern und
ein Paradebeispiel für gelebte
Bürgerkultur dar. 

In diesem Zusammenhang
dankte der Minister dem Ver-
bandspräsidenten, Landrat Man-
fred Nagler (Bad Tölz-Wolfrats-
hausen) für „das großartige En-
gagement und die wertvollen
Beiträge, die Ihr Landesverband
über die Gartenbauvereine in
den Landeswettbewerb ein-
bringt“. Auch die Kreisfachbera-
ter hätten sich hier immer wieder
als zugkräftige Motoren und effi-
ziente Moderatoren erwiesen.

Wettbewerb 
„Lebendiges Grün“

Der Wettbewerb „Lebendiges
Grün in Stadt und Land“, den

der Landesverband erstmals
durchgeführt hatte, verfolgt
ebenso die Zielsetzung, städti-
sche und ländliche Strukturen
mit Grün zu beleben und zu be-
reichern. Landesweit beteiligten
sich viele Kommunen und Verei-
ne an der Ausschreibung. In
Gunzenhausen gratulierte Miller
als Schirmherr den 150 Siegern
und überreichte den 49 Besten
eine Urkunde für herausragende
Leis-tungen. 

Ergänzung 
zum Dorfwettbewerb

Von den Juroren bewertet
wurden die Gestaltung, Pflege
und ökologische Wertigkeit
von Privatgärten und öffentli-
chen Grünanlagen, die Verbin-
dung von privatem und öffent-
lichem Raum, die Einbindung
der Siedlungsräume in die
Landschaft sowie die Maßnah-
men zur Förderung der Garten-
kultur in der Ortschaft. Nach
Millers Worten stellt das „Le-
bendige Grün in Stadt und
Land“ eine „gute Ergänzung
zum Dorfwettbewerb“ dar. DK

5. Deggendorfer Chefseminar mit Staatssekretär Meyer: 

Investitionen in Bildung
und Wissenschaft 

„Sparen - Reformieren - Investieren in Bayerns Zukunft! Bay-
ern nutzt seine Chancen, seine Innovationskraft und seine Inve-
stitionsstärke, um seine Spitzenstellung weiter auszubauen für
ein wirtschaftsstarkes, sozial und kulturell geprägtes Bayern“,
stellte Finanzstaatssekretär Franz Meyer beim 5. Deggendorfer
Chefseminar der Fachhochschule Deggendorf fest. 

Haushaltspolitik als Zukunfts-
politik brauche Gestaltungsspiel-
räume, betonte Meyer. Jeder Eu-
ro, der für Zinsen ausgegeben
werden müsse, bleibe der Ver-
gangenheit geschuldet und stehe
für die zur Zukunftsgestaltung
notwendigen Investitionen nicht
zur Verfügung. „Wir dürfen
nicht zulassen, dass unsere
Haushaltspläne nur noch von
Verpflichtungen aus der Vergan-
genheit diktiert werden“, hob
Meyer hervor. Der mit dem aus-
geglichenen Haushalt in Bayern
eingeläutete Verzicht auf neue
Schulden habe zugleich auch ei-
ne moralische, gesellschaftspoli-
tische Dimension. „Wir dürfen
nicht über unsere Verhältnisse le-
ben und den zukünftigen Gene-
rationen zusätzlich zum demo-
graphischen Problem in den so-
zialen Sicherungssystemen auch
noch die Zinslasten aus zusätzli-
chen Schulden aufbürden“, stell-
te Meyer fest. Der Schlüssel für
eine zu gute Zukunft liege nach
den Worten Meyers in der Bil-
dungspolitik. Aus diesem Grund
soll der Löwenanteil des Investi-
tionsprogramms im Doppelhaus-
halt 2007/2008 in die Schulen
und Hochschulen des Freistaats
fließen. So sollen nach dem
Haushaltsentwurf für die bayeri-
schen Schulen in den Jahren
2007 und 2008 insgesamt 784
zusätzliche Lehrerstellen ge-
schaffen werden. Damit seien
dann über 90.000 Stellen für
Lehrer in 2008 veranschlagt.

Den Universitäten würden an-
gesichts der wachsenden Stu-
dentenzahl zusätzliche Mittel für
insgesamt 150 weitere Stellen
zur Verfügung gestellt. Mit zu-
sätzlichen Landesmitteln von 41
Millionen Euro sorge die Staats-
regierung dafür, dass sich die
bayerischen Universitäten im
Rahmen der Exzellenzinitiative
von Bund und Ländern ein För-
dervolumen von insgesamt 164
Millionen Euro sichern könnten.
Ferner sollen im Rahmen des In-
vestitionsprogramms Zukunft
Bayern begonnene Hochschul-
baumaßnahmen mit insgesamt
140 Millionen Euro weiterge-
führt werden. Mit zusätzlichen
50 Millionen Euro soll die Mo-
dernisierung in den bayerischen
Unikliniken weiter vorangetrie-
ben werden. 

„Die Investitionen im Bereich
Bildung und Wissenschaft ste-
hen auf einem soliden Funda-
ment. Der Freistaat unterstützt
Eltern und Kommunen bei der
Sicherstellung eines ausgewoge-
nen Betreuungs- und Bildungs-
angebots für Kinder jeden Al-
ters“, hob Meyer hervor. So soll
beispielsweise die staatliche För-
derung der Kinderbetreuung im
Bereich der Kindergärten, Krip-
pen und Horte mit zusätzlichen
35 Millionen Euro weiter ausge-
baut werden. Für die Förderung
der Kinderbetreuung in diesen
Bereichen stünden im Haushalts-
plan im Jahr 2008 insgesamt 585
Millionen Euro bereit. 
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Wir sorgen für Arbeit.
Gut für die Menschen.
Gut für Bayern.

Wachstum und Beschäftigung entstehen in Deutschland vor allem in den kleinen und mittleren Unternehmen.
Drei Viertel aller Unternehmen haben eine Geschäftsbeziehung zu Sparkassen und Landesbanken, über 42
Prozent aller Finanzierungsmittel kommen aus der Sparkassen-Finanzgruppe. Sparkassen und Landesbanken
tragen damit wesentlich dazu bei, dass Arbeitsplätze erhalten und neu geschaffen werden. Auch direkt sorgt
die Sparkassen-Finanzgruppe für Beschäftigung: Mit über 380.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gehört
sie zu den größten Arbeitgebern und Ausbildern in Deutschland. Deshalb heißt es zu Recht: Sparkassen. Gut
für Deutschland.www.gut-fuer-deutschland.de

S

Sparkassen-Finanzgruppe

Von links: Vorstandsvorsitzender der Sparkasse Bayreuth, Dir.
Siegmund Schiminski, Präsident des Sparkassenverbandes
Bayern, Dr. Siegfried Naser, Sonja Thümmler, Bürgermeister
Manfred Thümmler, Landrat Dr. Klaus-Günter Dietel und
Oberbürgermeister der Stadt Bayreuth, Dr. Michael Hohl.    

Sparkassen-Medaille in Gold:

Auszeichnung für
Manfred Thümmler
Für seinen besonderen Einsatz in der Sparkassenorganisation
wurde der 1. Bürgermeister der Stadt Pegnitz, Manfred Thümm-
ler, in einer Feierstunde von Sparkassenpräsident Dr. Siegfried
Naser mit der Bayerischen Sparkassen-Medaille in Gold geehrt. 

„Persönlichkeiten werden
nicht durch schöne Reden ge-
formt, sondern durch Arbeit und
eigene Leistung“, betonte Sieg-
fried Naser. Aufgrund seiner
reichen Erfahrung im wirt-
schaftlichen Bereich hat Man-
fred Thümmler die Geschäfts-
politik der Sparkasse in den ver-
gangenen fast 24 Jahren enga-
giert begleitet. 

Der Bürgermeister erkannte
bereits seit langem, dass die
Sparkassen mit ihrer regionalen
Verankerung zugleich die Zu-
kunftsfähigkeit der Region ga-
rantieren. Der bodenständige Vi-
sionär trug maßgeblich zum Ge-
lingen der Fusion der Kreis- und
Stadtsparkasse im Jahr 2001 bei.

Lebenskraft und Sauerstoff

Siegmund Schiminski, Vor-
standsvorsitzender der Sparkas-
se Bayreuth, charakterisierte die
Person Manfred Thümmler. Er
verglich den Bürgermeister mit
einem Baum, der gewaltige
Wurzeln gebildet hat. „Herr
Bürgermeister, Sie sind Lebens-
kraft und ‘Sauerstoff’ für viele
Menschen. Fast 15.000 Ein-
wohner der Stadt Pegnitz und
mehr als 140.000 Kunden der
Sparkasse Bayreuth vertrauen
Ihrem Wort“, hob Siegmund
Schiminski hervor.

Vehementer Kämpfer für
das Drei-Säulen-Prinzip

„Manfred Thümmler hat mit
sehr viel Weitsicht und einem
unnachahmlichen Gespür zum
Gelingen der Fusion der neu-
en Sparkasse Bayreuth beige-
tragen“, fuhr Schiminski fort.
Der Kommunalpolitiker Man-
fred Thümmler stehe als vehe-
menter Kämpfer hinter dem
Drei-Säulen-Prinzip der Kredit-
wirtschaft in Deutschland und
der Region.

Seit seinem Amtsantritt zum
Bürgermeister der Stadt Pegnitz
im Jahr 1982 investiere Man-
fred Thümmler sein ganzes
„Herzblut“ - zum einen in seine
Aufgabe als Stadtoberhaupt,
zum anderen in seine Arbeit 
als Vertreter des Verwaltungs-
ratsvorsitzenden der Sparkasse
Bayreuth. Dafür sprach ihm der
Vorstandsvorsitzende Siegmund
Schiminski seinen aufrichtigen
Dank aus. 

Kommunales
Engagement 

Landrat Dr. Klaus-Günter
Dietel, gleichzeitig Verwal-
tungsratsvorsitzender der Spar-
kasse Bayreuth, würdigte Man-
fred Thümmler für seine kom-
munalen Verdienste. Als Bei-
spiele dafür nannte er die Neu-
konstruierung der Großgemein-
de Pegnitz zur jetzigen gemein-
schaftlichen Einheit, den Aus-
bau der Wasserversorgung und
Abwasserbeseitigung, den Ver-
kauf des Krankenhauses Peg-
nitz an die Sana-Klinik Gmbh
sowie die Erschließung von 
kostengünstigem Bauland in der
Stadt Pegnitz.

Das Wohl im Blick

Auf die Schulen legt Man-
fred Thümmler sein besonde-
res Augenmerk. Als Beispiel
hierfür nannte Dietel die Verla-
gerung der Bayerischen Justiz-
schule nach Pegnitz und deren
Ausbau.

„Manfred Thümmler hat bis
zum heutigen Tag bei allen Ent-
scheidungen stets das Wohl der
Kommune im Auge. Anderer-
seits liegt ihm das Wohlergehen
seiner Bürger sehr am Herzen.
Er versteht es, diese beiden
Komponenten zu verbinden“,
erklärte Landrat Dr. Dietel ab-
schließend. G. Haas

BayernLB emittiert
Gipfelblick-Anleihe

Geldmarktnahe Anlagealternative für Kommunalkunden 

Mit der Gipfelblick-Anleihe emittiert die BayernLB ein spe-
ziell für Kommunalkunden und kommunalnahe Anleger kon-
zipiertes Wertpapier mit der Chance auf höhere Zinserträge
als am aktuellen Geldmarkt. 

Den besonderen Anforderun-
gen von Kommunalkunden an
den Kapitalerhalt, die Liquidier-
barkeit und eine möglichst er-
tragreiche Verzinsung wird mit
der Gipfelblick-Anleihe voll-
ends Rechnung getragen. Eine
Rückzahlung nach 18 Monaten
von bis zu 108 Prozent des
Nennbetrages gestaltet die mün-
delsichere Gipfelblick-Anleihe
besonders attraktiv. 

Maßgeblich für die Rückzah-
lungshöhe ist der Stand des 
12-Monats-Euribor nach 18
Monaten - am 30. April 2008.

Durch die garantierte Rückzah-
lung am Laufzeitende in Höhe
von 103,00 Prozent des Nennbe-
trages stellt die Gipfelblick-An-
leihe auch für konservative insti-
tutionelle Anleger eine interes-
sante Alternative dar. Die Gip-
felblick-Anleihe kann ab dem 
4. Oktober 2006 mit einer Stücke-
lung von 50.000 Euro und zu ei-
nem Ausgabepreis von 100,00
Prozent in jeder Sparkasse ge-
zeichnet werden. Die Zeichnungs-
frist endet, vorbehaltlich einer
vorzeitigen Schließung, am 3. No-
vember 2006 um 12.00 Uhr.       

150 Jahre Sparkasse Rosenheim-Bad Aibling:

Tiefe Verwurzelung
mit der Region

Ihr 150-jähriges Bestehen hat die Sparkasse Rosenheim-Bad Aib-
ling im Rahmen eines Staatsempfangs gebührend gefeiert. Im
Spiegelsaal auf Schloss Herrenchiemsee hielt Innenminister Dr.
Günther Beckstein vor 450 geladenen Gästen aus Politik, Wirt-
schaft und Gesellschaft die Festrede. In allen Ansprachen kam die
tiefe Verwurzelung des Kreditinstituts mit der Region und ihr ho-
hes Engagement zum Wohl der Bürger zum Ausdruck.

„Sie vertreten nicht Ak-
tionärsinteressen, sondern ha-
ben die Bedürfnisse der Men-
schen im Auge“, erklärte Ro-
senheims Landrat und Verwal-
tungsratsvorsitzender Dr. Max
Gimple. Sparkassen, Mittel-
stand und Kommunen bildeten
den wirtschaftlichen Organis-
mus, dem die Region Rosen-
heim einen hohen Beschäfti-
gungsstand, Wohlstand, breit
gestreutes Eigentum und sozia-
len Frieden verdanke. Gimple
ließ keinen Zweifel daran, dass
einem Angriff auf die Sparkas-
sen als wesentlichem Bestand-
teil des „Organismus unseres re-
gionalen Wirtschaftslebens“ die
kommunalen Träger „mit größ-
ter Ge- und Entschlossenheit
entgegentreten“ würden.

Bester Wegbegleiter

Der Vizepräsident des Baye-
rischen Sparkassenverbandes,
Rudolf Faltermeier, verwies da-
rauf, dass die Sparkasse stets
das Kreditinstitut der Bürger ge-
wesen sei, „bei dem man die
Berater, die Führung kannte und
ihnen vertraute“. Wer die Men-
schen so lange durch turbulente
Zeiten begleitet habe, sei auch
der beste Wegbegleiter für die
Zukunft. 

Bekenntnis zu bewährten
Strukturprinzipien

Ein deutliches Bekenntnis
zum Erhalt öffentlich-rechtli-
cher Sparkassen in Bayern gab
Innenminister Beckstein ab:
„Bayern steht klar zu seinen öf-
fentlich-rechtlichen Sparkassen
und zu den bewährten Struktur-
prinzipien. Vor allem die regio-
nale Ausrichtung der Sparkas-
sen gewährleistet, dass Bevöl-
kerung und Wirtschaft überall
im Freistaat vor Ort ein verläss-
licher Partner zur Verfügung
steht, der von den wirtschaftli-
chen Interessen der Region ge-
leitet ist. Wir lehnen in Bayern
jedes Bestreben ab, das öffent-
lich-rechtliche Sparkassenwe-
sen zu beseitigen. Eine Privati-
sierungsdebatte, wie sie verein-
zelt immer wieder geführt wird,
gibt es in Bayern nicht.“

Schlüssel des Erfolgs

Einen wesentlichen Schlüssel
ihres wirtschaftlichen Erfolges
und zugleich für die Erfüllung
des öffentlichen Auftrags der
Sparkassen sieht Beckstein in
der Dezentralität der Sparkasse.
Zugleich warnte er vor den ne-

gativen Folgen unerwünschter
Konzentrationen im Banken-
sektor: „In Großbritannien hat
man bereits vor längerer Zeit
das Sparkassenwesen beseitigt.
Heute haben sich dort fünf
große Geschäftsbanken den ge-
samten Markt aufgeteilt. Die
Folgen sind drastisch: Rund 
2,8 Millionen Briten haben kei-
ne Kontoverbindung und damit
keinen direkten Zugang zu Fi-
nanzdienstleistungen. Ebenso

BayernLB Vermögensverwaltung:

Vierfacher Sieger im
firstfive-Ranking

München - Die Vermögensverwaltung der BayernLB be-
legt beim aktuellen Wettbewerbsvergleich des Rankingin-
stitutes firstfive gleich viermal den ersten Platz: Im 12-Mo-
natsvergleich erhalten die BayernLB-Vermögensverwalter
die Spitzenplätze in den je zwei Kategorien der Risiko-
klassen ausgewogen und moderat dynamisch. Dabei erzie-
len die Depots der BayernLB bei geringem Risiko eine be-
sonders hohe Performance. 

Mit diesem Profil konnten sich die Spezialisten der Bayern-
LB im Vergleich an die Spitze von mehr als 70 Banken und
Vermögensverwaltungen setzen. Die BayernLB bietet ihren
Kunden und jenen der Sparkassen-Finanzgruppe im Private
Banking eine individuelle und maßgeschneiderte Vermögens-
verwaltung schon ab einem Anlagevolumen von 250.000 Eu-
ro an. Im Private Banking arbeitet die BayernLB eng mit den
Sparkassen zusammen. „Das Ranking von firstfive bestätigt
unsere strukturierte, disziplinierte Vorgehensweise im Rahmen
unseres Investmentprozesses unter strikter Beachtung der Vor-
gaben des Risikocontrollings, was im Rahmen der individuel-
len Risikotragfähigkeit des Kunden zu optimalen Ergebnissen
führt“, kommentiert Dr. Dr. Volker Firchau, Leiter des Bay-
ernLB Portfoliomanagement. 

Stärken und Schwächen des Portfoliomanagements 

Die Vermögensverwaltung der BayernLB erzielt eine Ren-
dite von 22,37 Prozent (Musterdepot mit einer Aktienquote
bis zu 100% vom 01.09.2005 bis 31.08.2006). Die firstfive
AG (www.firstfive.com) ist ein unabhängiges Rankinginsti-
tut und vergleicht anhand klarer Fakten und Tatsachen auf
Basis der Ergebnisse realer Depots die Stärken und
Schwächen des Portfoliomanagements von mehr als 70 Ban-
ken und Vermögensverwaltungen im Hinblick auf Rendite,
Risiko und Kosten.

geht es dort mittelständischen
Unternehmen in strukturschwa-
chen Regionen.“

Bezeichnungsschutz

In hohem Maße unerfreulich
ist Beckstein zufolge die anhal-
tende Debatte um den Schutz
der Bezeichnung „Sparkasse“
im Kreditwesengesetz. „Im In-
teresse der Kunden muss sicher-
gestellt bleiben, dass der Be-
zeichnungsschutz nicht verwäs-
sert wird. Der Name ‚Sparkas-
se’ steht für die öffentlich-recht-
liche Organisation des Geldin-
stituts. Jeder muss sich darauf
verlassen können, dass die Ge-
schäftspolitik von Sparkassen
nicht von reinen Gewinnma-
ximierungsprinzipien geleitet
ist“, unterstrich der Minister.
Er warnte vor den negativen

Folgen einer Namensfreigabe:
„Wenn jedes Geldinstitut sich
Sparkasse nennen darf, täuscht
das die Verbraucher. Nieman-
dem kann daran gelegen sein,
den Kundinnen und Kunden eine
Mogelpackung vorzusetzen.“

Sparkasse als Partner

„Als mittelständisches Kre-
ditinstitut betrachten wir es als
eine wichtige Aufgabe, unseren
Beitrag zum Strukturwandel dort,
wo er gewollt ist, in der heimi-
schen Wirtschaft zu leisten“, be-
tonte Vorstandsvorsitzender Al-
fons Maierthaler. So fördere die
Sparkasse Existenzgründungen
und stehe den Unternehmen im
laufenden Geschäft bei der Ex-
pansion, der Innovation oder bei
großen Umwälzungen als Part-
ner zur Seite. DK
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Bayerische Landessiedlung GmbH

KOMPETENTE
Dienstleistungen für Kommunen

Bauland-Entwicklung

Kommunale Investitionen
Einheimischen-Modelle

(Beschaffung und Erschließung)

Franken: Herr Grauer Tel. 0911 / 23 20 929
Herr von Imhoff Tel. 0911 / 23 20 920

Oberbayern
und Schwaben: Herr Danninger Tel. 0821 / 50 22 613
Niederbayern
und Oberpfalz: Herr Müllner Tel. 0941 / 78 00 116
Kompetenzzentrum, Planungs-, Dokumentationsdienstleistungen
und Konversion: Herr Streng Tel. 0921 / 78 42 34

Ihre Ansprechpartner für die jeweiligen Regierungsbezirke:

Gemeinsam
Werte schaffen

Wussten Sie eigentlich, dass im Jahre
1947 die Bayerische Landessiedlungs
Gesellschaft mit der Durchführung
der Bodenreform in Bayern betraut
wurde?

Kreissparkasse München Starnberg:

Position im Markt verteidigt
Erfreuliche Geschäftsentwicklung im ersten Halbjahr 2006

„Trotz eines leicht gesunkenen Betriebsergebnisses zeigt uns
das erste Halbjahr 2006, dass wir auf einem sehr guten Weg
sind“, betonte der Vorstandsvorsitzende der Kreissparkasse
München Starnberg, Karl-Ludwig Kamprath, bei der Vorstel-
lung der Halbjahresbilanz 2006. Erfolgreich habe die Kreis-
sparkasse ihre Position im Markt verteidigen können. Sie stel-
le weiterhin eine wichtige Stütze in der Region dar. „Unsere
Kunden können voll auf uns zählen“, so Kamprath. 

Die Bilanzsumme stieg im 
ersten Halbjahr 2006 um 0,8%
auf 6,07 Mrd. Euro. Dies sei
vorwiegend durch Steigerungen
im Einlagengeschäft begrün-
det, erläuterte der Vorstands-
vorsitzende. Insgesamt betrugen
die Verbindlichkeiten gegenü-
ber Kunden 4,7 Mrd. Euro. Seit
Jahresbeginn konnten die Kun-
deneinlagen „um beachtliche
2%“ gesteigert werden.

Jubiläumsprodukte

Zuwächse konnten jedoch
nicht nur bei den Sichteinlagen,
sondern auch bei höher verzin-
sten Spareinlagen, vor allem
beim Zuwachssparen (plus
11,4%) verzeichnet werden. En-
de Juni 2006 wurden die im
Frühjahr gestarteten Ver-
kaufsaktionen der Jubiläums-
produkte abgeschlossen. Das
Ergebnis: Jubiläumssparen, Ju-
biläums-Sparkassenbrief und
die Jubiläums-Anleihe brachten
ein Volumen von 82 Mio. Euro.
Kamprath: „Man erkennt, dass
unsere Jubiläumsproduktange-
bote gut angenommen wurden.
Für dieses Jahr ist ein weiteres
Jubiläumsproduktangebot ge-
plant.“

Ungebrochene Nachfrage

Auch bei den Ausleihungen
sei eine leichte Steigerung fest-
zustellen: Das Kreditvolumen
belaufe sich auf knapp 4,15
Mrd. Euro. Die wieder anzie-
hende Konjunktur mache sich
bei den Krediten an Unterneh-
men und Selbständige bemerk-
bar, so der Vorstand. Auch bei
den kurzfristigen Ausleihungen
und Kontokorrentkrediten sei
dies zu erkennen: „Hier können
wir im Vergleich zum letzten
Jahr wieder Steigerungen von
4,5% bzw. 2,4% verzeichnen.“
Aber auch bei den privaten
Wohnungsbaudarlehen sei die
Nachfrage ungebrochen. So
wurden im ersten Halbjahr
Wohnbaudarlehen (Neugeschäft)
in Höhe von 148 Mio. Euro aus-
gereicht.

Betriebsergebnis

Nach derzeitigen Prognosen
wird das Betriebsergebnis vor
Bewertung im Jahr 2006 0,89%
der Durchschnittsbilanzsumme

(DBS) betragen und damit unter
dem Vorjahresergebnis liegen.
Ausschlaggebend „für diese für
uns eher unerfreuliche Entwick-
lung“ sei die weiter sinkende
Zinsspanne, erklärte Kamprath.
Sie sank um 0,19% auf 2,21%
DBS. Der Rückgang beim Zins-
ertrag fiel mit einer Steigerung
des Zinsaufwands zusammen.
Die Provisionserträge werden
leicht steigen, allerdings auch
die Verwaltungskosten. „In Sum-
me rechnen wir daher mit 
einem leicht sinkenden Jahres-
ergebnis“, so der Vorstand.

Wertpapiermarkt

Trotz eines anhaltend hohen
Risikobewusstseins seien viele
Kunden wieder auf dem Wert-
papiermarkt aktiv. So stiegen
die Umsätze bei den Aktien im
ersten Halbjahr 2006 um 87%.
Auch bei den Investmentfonds
war die Nachfrage hoch. Der
Gesamtumsatz aller Wertpapier-
käufe und -verkäufe betrug
knapp 354 Mio. Euro. Nach-
dem im vergangenen Jahr das
schwache Lebens-/Rentenversi-
cherungsgeschäft durch den
Wegfall der Steuerbegünstigun-
gen geprägt war, konnte im er-
sten Halbjahr 2006 eine etwas
höhere Nachfrage nach Lebens-
/Rentenversicherungen festge-
stellt werden.

Bauspargeschäft

Nach den sehr guten Vorga-
ben aus dem Vorjahr wurde im
ersten Halbjahr ein nach wie
vor befriedigendes Bausparge-
schäft erzielt. Abgeschlossen
wurden 2.213 Bausparverträge
mit 85,7 Mio. Euro Bauspar-
summe. Laut Kamprath sendet
der Immobilienmarkt erste Sig-
nale einer Besserung: „Darauf
sind wir mit jetzt insgesamt
zwei Immobiliencentern in
Starnberg und München gut
vorbereitet. Die Vermittlungser-
gebnisse im ersten Halbjahr hal-
ten sich bei uns aber noch in
Grenzen.“

Bildungskredit

Als Beispiel für „kunden-
freundliche und zeitgemäße Lö-
sungsansätze“ nannte der Vor-
stand den Sparkassen-Bildungs-
kredit für Studenten. Bei einer

Laufzeit von sechs Jahren könn-
ten monatliche Raten bis in ei-
ner Gesamthöhe von 25.000
Euro ausbezahlt werden. Da-
nach könne eine zweijährige
„Ruhephase“ folgen, in der 
man im Arbeitsleben Fuß fas-
sen kann. Anschließend werde
der Kredit über die folgenden
zehn Jahre zurückgezahlt. Die
Zinsen werden bis zum Beginn
der Rückzahlung gestundet, der
Zinssatz sei mit 5,99 % günstig,
„wir erheben derzeit keine Be-
arbeitungsgebühr“.

Flexibler Kredit

Der Kredit sei so flexibel ge-
staltet, dass er den individuellen
Bedürfnissen der Studenten an-
gepasst werden kann. Im Kredit-
paket eingeschlossen sei eine
Versicherung gegen Arbeitslo-
sigkeit, schwere Erkrankung
oder Erwerbsunfähigkeit. Kam-
prath: „Unsere Geschäftsstellen
melden großes Interesse unserer
Kunden. Da dieses Produkt aber
erst seit kurzem angeboten wird,
könnten noch keine konkreten
Abschlüsse genannt werden.

Noch in den Startlöchern
steht das Sonderkreditpro-
gramm Photovoltaikanlagen
für Privatkunden, fuhr der Vor-
stand fort. Für öffentliche Ge-
bäude habe es bei der Kreis-
sparkasse München Starnberg
bereits seit längerer Zeit Son-
derkredite gegeben, nun werde
auch Privatpersonen eine gün-
stige und unkomplizierte Mög-
lichkeit eröffnet, diese fort-
schrittliche Technik zu finan-
zieren. 

Die Kreissparkasse München
Starnberg unterstütze die Bür-
ger der Region in diesem zu-
kunftsweisenden Bereich und
zeige ihr Engagement für den
Umweltschutz. Die Kreditanträ-
ge würden schnell und unbüro-
kratisch bearbeitet. 

Attraktiver Arbeitgeber

Zum Abschluss wies Kam-
prath darauf hin, „dass wir aber
auch ein attraktiver Arbeitge-
ber in unserem Geschäftsgebiet
sind“. Dabei sei die Kreisspar-
kasse München Starnberg zu-
dem ein verlässlicher Ausbilder.
Derzeit würde 67 jungen Men-
schen die Möglichkeit geboten,
den Beruf des Bankkaufmanns
oder der Bankkauffrau zu ler-
nen. Das entspreche „einer be-
achtlichen Ausbildungsquote
von 8,1 %“. DK

Die PrämienRente
zum Reinhören

Versicherungskammer Bayern startete Podcast
zur Altersvorsorge

Am Thema Altersvorsorge kommt niemand mehr vorbei. Doch
was verbirgt sich hinter dem Generationenvertrag? Mit wie
viel Rente kann der Einzelne im Alter noch rechnen? Und wie
lassen sich mit der PrämienRente Steuern sparen? Antworten
gibt es seit 12. Oktober im Podcast auf der Internetseite der
Versicherungskammer Bayern - zum Lesen, zum Reinhören
und zum Mitnehmen.

Die eigens produzierte vier-
teilige Hörsendung ist auf der
Internetseite www.versiche-
rungskammer-bayern.de abruf-
bar und kann per PC, i-Pod oder
mp3-Player angehört werden -
wann und wo immer man
möchte. Der erste Teil steht seit
12. Oktober bereit, die weiteren
drei Sendungen folgen.

Mit diesem Format schlägt
die Versicherungskammer Bay-
ern im Internet einen neuen
Weg der Informationsaufberei-
tung und -vermittlung ein und
macht damit das Thema Alters-
vorsorge im Internet hörbar.

Die PrämienRente ist ein zer-
tifiziertes Riesterprodukt. Dem
Kunden erschließen sich alle

Vorteile der staatlichen Förde-
rung: Von den Zulagen über die
steuerliche Absetzbarkeit als Son-
derausgabe bis hin zur Teilaus-
zahlungsoption in Höhe von 30
Prozent des Kapitals beim Kauf
einer selbstgenutzten Immobilie. 

Unter Podcasting wird das
Produzieren und Anbieten von
Mediendateien in einem News-
feed (meist RSS) über das Inter-
net verstanden. Für den Down-
load wird ein zusätzliches Pro-
gramm benötigt (Podcatcher),
das es kostenlos im Internet
gibt. Anschließend können alle
oder ausgewählte Dateien auf
CD oder einen tragbaren MP3-
Spieler heruntergeladen und an-
gehört werden.

Start des Sparkassen-
Kreditbasket III

BayernLB und Helaba initiierten überregionale 
Kreditpooling-Transaktion

Frankfurt/München - Mit einem Gesamtvolumen von 133,5
Mio. Euro hat die erste überregionale Kreditpooling-Transakti-
on in der Sparkassen-Finanzgruppe, der Sparkassen-Kreditbas-
ket III, begonnen. Das Transaktionsvolumen setzt sich zusam-
men aus Engagements 73 mittelständischer Firmenkunden, die
von 28 Sparkassen aus den Regionen Bayern, Hessen-Thürin-
gen, Saarland und Schleswig-Holstein eingebracht wurden. Die
Laufzeit des Baskets beträgt fünf Jahre. Initiatoren und Arran-
geure dieser Transaktion sind die BayernLB und die Helaba. 

Als Risikosteuerungsinstru-
ment bietet das Kreditpooling die
Möglichkeit, adressenspezifische
Konzentrationsrisiken abzubauen
- d. h. als sog. Originatoren-Spar-
kasse Adressrisiken einzubringen
- und / oder - als sog. Investoren-
Sparkasse - diversifizierte Kredi-
trisiken zu erwerben. 

BayernLB und Helaba haben in
den Jahren 2004 und 2005 
bereits jeweils zwei Kreditpoo-
lingtransaktionen aufgelegt und
wichtige Erfahrungen gesammelt.
Dabei wurden insgesamt etwa
120 Adressrisiken mit einem Ge-
samtvolumen von annähernd 200
Mio. Euro diversifiziert, was ge-
messen an der Anzahl der teilneh-
menden Sparkassen, der Anzahl
der abgesicherten Adressen und
der Poolvolumina, die bisher
größten Transaktionen dieser Art

in der deutschen Sparkassen-Fi-
nanzgruppe darstellten. 

Der nun vorgelegte Sparkas-
sen-Kreditbasket III weist eini-
ge wesentliche Neuerungen auf:
Zum einen die Überregionalität
der Transaktion durch Einbin-
dung verschiedener Verbandsge-
biete. Unter Beteiligung der re-
gionalen Sparkassenverbände
haben die BayernLB mit ihrem
Kooperationspartner SaarLB und
die Helaba mit ihrem Kooperati-
onspartner HSH Nordbank ge-
meinsam Adressrisiken von
Sparkassen der beteiligten Re-
gionen im neuen überregionalen
Kreditbasket gebündelt. Zum an-
deren die Art der Risikoübertra-
gung: im Sparkassen-Kreditbas-
ket III erfolgt diese auf der Origi-
natoren- wie auf der Investoren-
seite über Credit Linked Notes
(CLN). Mit diesem wichtigen
Schritt hin zur Handelbarkeit von
mittelständischen Kreditrisiken
geht das Risikotransfermodell
des Sparkassen-Kreditbasket III
über die bisherigen Kreditrisiko-
transfermodelle hinaus. 

Ferner wurde die anfänglich
praktizierte Identität zwischen
Originatoren- und Investorenvo-
lumen aufgehoben. Entsprechend
dem zweiten bayerischen Kredit-
basket erlaubt der Sparkassen-
Kreditbasket III den Sparkassen
beliebige Kombinationen beim
Originatoren - wie auch beim In-
vestorenvolumen - bis hin zur
Teilnahme nur als Originatoren
bzw. nur als Investorensparkas-
sen. Schließlich wurde bei dieser
Kreditpooling-Transaktion erst-
mals eine deutsche Zweckgesell-
schaft, die RIMINI GmbH (Risi-
kominimierung), zur Diversifi-
kation von Kreditrisiken einge-
setzt. Basis hierfür war das von
der TSI Service GmbH zur Ver-
fügung gestellte umfassende
Dienstleistungsangebot, das bis
zur Unterstützung bei der Ge-
sellschaftsgründung reichte.     

Richard Fank (l.) mit seinem Vorgänger Alfons Maierthaler.

„Stiftergemeinschaft Bunter Kreis - Kreissparkasse“:

Richard Fank übernahm
Stiftungsvorsitz

Augsburg. Der Vorstand der „Stiftergemeinschaft Bunter Kreis
- Kreissparkasse“ hat einen neuen Vorsitzenden: Am 2. Oktober
erfolgte im Rahmen einer Sitzung des Stiftungsvorstands die
Übergabe an Richard Fank, den Vorstandsvorsitzenden der
Kreissparkasse, von seinem Vorgänger Alfons Maierthaler.

Errichtet wurde die „Stifterge-
meinschaft Bunter Kreis - Kreis-
sparkasse“ 1998 als so genann-
te Trägerstiftung. Die Kreisspar-
kasse, der erste Hauptsponsor
des Bunten Kreises, brachte die
Stiftung mit auf den Weg, indem
sie die Hälfte des Startkapitals
von damals 100.000 Mark auf-
brachte. Die zweite Hälfte wurde
dem Bunten Kreis über einen
Nachlass zur Verfügung gestellt.
Die Stiftung wird von der Regie-
rung von Schwaben überwacht.
Die Erträge aus dem Vermögen
der Stiftung kommen Jahr für
Jahr der Arbeit des Bunten Krei-
ses zugute: Schwerpunkt ist die
Begleitung von Familien mit
chronisch, krebs- und schwer-
kranken Kindern.

Logische Fortsetzung

Laut Alfons Maierthaler war
die Errichtung der Stiftung „da-
mals eine logische Fortsetzung
des Kreissparkassen-Engage-
ments beim Aufbau des Bunten
Kreises seit Anfang der 90er-
Jahre. Wir wollten die Idee
Bunter Kreis auf lange Sicht
wirtschaftlich absichern.“ Dabei
hatte die Kreissparkasse den
Bunten Kreis nicht nur mit Geld
unterstützt, sondern auch mit
praktischem Know-how. Horst
Erhardt, ehrenamtlicher Ge-
schäftsführer des Bunten Krei-
ses, bekennt: „Ohne die Kreis-
sparkasse und andere Sponso-
ren wäre es uns nicht gelungen

den Bunten Kreis und die Hilfe
für die Familien in diesem Um-
fang aufzubauen.“

Der Vorsitz des Stiftungsvor-
standes wird vom neuen Vor-
standsvorsitzenden der Kreis-
sparkasse übernommen - ein
Engagement für die Kinder und
deren Familien, auf das sich
Richard Fank besonders freut:
„Der Bunte Kreis und die Trä-
gerstiftung sind und bleiben
wichtige Bausteine im sozialen
Engagement der Augsburger
Kreissparkasse für die Region.“

„Herzensaufgabe“

Bei der Übergabe an seinen
Nachfolger betonte Alfons Mai-
erthaler: „Das ist eine Herzens-
aufgabe. Der Bunte Kreis be-
steht aus Menschen, die sich aus
innerster Überzeugung und mit
viel Engagement ihrer Aufgabe
und Verantwortung stellen.“
Ähnlich sei das bei der Kreis-
sparkasse: „Die Mitarbeiter ste-
hen voll dahinter und haben
mittlerweile auch eine große
Kompetenz in Sachen Stiftung.“
Die Trägerstiftung ist sehr erfol-
greich und hat unter ihrem Dach
mittlerweile acht Stiftungen, die
alle von der Kreissparkasse ver-
waltet werden. Zudem finden in
der Stiftung Stifter Platz, die
nicht eigene Stiftungen gründen
wollten, aber im Kreis weiterer
Stifter sich für die Anliegen
schwerstkranker Kindern enga-
gieren wollen.
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Von links: Michael Schneider, stellvertretender Vorstandsvor-
sitzender der LfA Förderbank Bayern, Wissenschaftsminister
Dr. Thomas Goppel, Dr. Stefan Breuer, Direktor der KfW Ban-
kengruppe.

Vorstellung des „Bayerischen Studienbeitragsdarlehens“:

Soziale Ausgestaltung gesichert
Das „Bayerische Studienbeitragsdarlehen“ haben Wissen-
schaftsminister Dr. Thomas Goppel, der stellvertretende Vor-
standsvorsitzende der LfA Förderbank Bayern, Michael Schnei-
der und Dr. Stefan Breuer, Direktor der KfW Bankengruppe, in
München vorgestellt. Goppel: „Mit unseren Partnern, der LfA
und der KfW, stellen wir sicher, dass die Studienbeitragsdarle-
hen in Bayern zu günstigen Konditionen vergeben werden. Ge-
meinsam sorgen wir dafür, dass alle begabten jungen Leute ein
Studium aufnehmen können und dabei von den Verbesserungen
profitieren, die mit den Studienbeiträgen bewirkt werden.“

Elternunabhängig, ohne Be-
rücksichtigung der Vermögens-
verhältnisse, ohne Sicherheits-
leistungen sowie ohne Boni-
tätsprüfung stehen den Studie-
renden an den bayerischen
Hochschulen künftig Studien-
beitragsdarlehen zur Verfügung,
sagte der Minister.

Sicherungsfond

Zum Sommersemester 2007
führt der Freistaat Bayern an
den staatlichen Hochschulen
allgemeine Studienbeiträge ein.
Die sozialverträgliche Ausge-
staltung ist fester Bestandteil
der neuen Beitragspflicht und
erfolgt über einen Sicherungs-
fond, in den 10 Prozent der Bei-
tragseinnahmen fließen. Die
Studierenden erhalten die Mög-
lichkeit, die Studienbeiträge
durch das zinsgünstige „Bayeri-
sche Studienbeitragsdarlehen“
zu finanzieren. Dieses Darlehen
muss nach Ende des Studiums
erst nach einer Karenzzeit zu-
rückgezahlt werden. Die Rück-
zahlungspflicht ist an ein be-
stimmtes Mindesteinkommen
gekoppelt.

Eckpunkte

Im Einzelnen stellen folgen-
de Eckpunkte für den Ab-
schluss, die Auszahlung und
Rückzahlung des Bayerischen
Studienbeitragsdarlehens die
sozialverträgliche Ausgestal-
tung von Studienbeiträgen für
ein Erststudium und ein konse-
kutives oder nicht-konsekutives
Masterstudium in Bayern si-
cher: Beim Abschluss des Studi-
enbeitragsdarlehens fallen keine
Gebühren an.

Das Darlehen kann bis zum

40. Lebensjahr ausgezahlt wer-
den und wird in der Regel für bis
zu zehn Semester gewährt. Bei
einer positiven Prognose, dass
das Studium innerhalb von wei-
teren vier Semestern erfolgreich
abgeschlossen wird, kann die
Auszahlungsdauer um diesen
Zeitraum verlängert werden.

Während des Studiums wer-
den die Studierenden nicht
durch Zinszahlungen belastet.
Die Zinsen sind erst bei der
Rückzahlung des Darlehens
nach Beendigung des Studiums
sowie einer anschließenden Ka-
renzphase von bis zu zwei Jah-
ren fällig. 

Die Rückzahlung des Darle-
hens kann auf bis zu 25 Jahre
gestreckt werden. Ebenso ist ei-
ne vorzeitige Tilgung ohne Zu-
satzkosten möglich.

Zurückgezahlt werden muss
erst, wenn ein Mindesteinkom-
men erzielt wird. Für unverhei-
ratete Absolventen beträgt es
derzeit 1060 Euro pro Monat.
Der Betrag erhöht sich für Ehe-
gatten und Kinder. Wer diese
Einkommensgrenzen nicht er-
reicht, dem wird die Schuld ge-
stundet, das heißt er muss erst
und nur dann zurückzahlen,
wenn er die Einkommensgrenze
überschreitet. Während der
Stundung steigen die Verbind-
lichkeiten nicht weiter, da in
dieser Zeit für die Darlehens-
nehmer keine Zinsen an fallen.

Die Gesamtbelastung aus
BAföG - dieses muss derzeit bis
maximal 10.000 Euro zurück-
gezahlt werden - und dem
Bayerischen Studienbeitrags-
darlehen ist - ausgehend von der
geltenden BAföG-Grenze - auf
zusammen 15.000 Euro ge-
deckelt. Die Summe, die darü-
ber hinaus geht, wird erlassen. 

Die Abwicklung des Darle-
hensverfahrens und die Verwal-
tung des Sicherungsfonds regeln
zwei Verträge, die nunmehr un-
terzeichnet wurden: Ein Ge-
schäftsbesorgungsvertrag zwi-
schen dem Freistaat Bayern und
der LfA sowie ein Kooperations-
vertrag, den die LfAfür den Frei-
staat Bayern mit der KfW ge-
schlossen hat. Goppel betonte,
der von der LfA verwaltete Si-
cherungsfonds gewährleiste, dass
zinsgünstige Darlehen jedem
Studierenden elternunabhängig
ohne Bonitätsprüfung und Si-
cherheiten zur Verfügung stehen.
Die Kooperation mit der KfW
stelle sicher, dass das Bayerische
Studienbeitragsdarlehen zu gün-
stigen Konditionen ausgereicht
werden kann.

Grundgedanke

Michael Schneider ergänzte
für die LfA: „Grundgedanke der
Kooperation ist, dass durch die
Verbindung mit der Internet-
Plattform und den Verfahrens-
abläufen des KfW-Studienkre-

dits umfangreiche, kosten-
senkende Synergien genutzt
werden.“ Dies sei schon deshalb
sinnvoll, weil Studienbeitrags-
darlehen im Gegensatz zu allge-
meinen Bildungskrediten zur Fi-
nanzierung des Lebensunterhalts
mit relativ hohen Kosten verbun-
den sind. Diese folgen aus der
Kleinteiligkeit der Darlehen, den
Regelungen zur sozialen Abfede-
rung sowie dem diskriminie-
rungsfreien Darlehenszugang. 

Kostengünstigeres Modell

Durch die Verbindung mit
dem Modell des KfW-Studien-
kredits muss der Sicherungs-
fonds nur die spezifischen Zu-
satzkosten aus dem Bayeri-
schen Studienbeitragsdarlehen
abdecken, während die allge-
meinen Kosten im Wesentlichen
bereits durch die Zinsmarge ge-
tragen werden. Somit zeige
sich, dass ein Kooperationsmo-
dell zwangsläufig kostengünsti-
ger sei als jedes autonome Mo-
dell eines Landes der Bundesre-
publik allein, meinte der stell-
vertretende Vorstandsvorsitzen-
de der LfA und dankte der KfW
für die tatkräftige Unterstützung
und die vertrauensvolle Zusam-
menarbeit.

Europäische Investoren:

US Energiemarkt
im Blickfeld des Interesses
BayernLB informierte auf der 8. U.S. Power Conference

Zum achten Mal richtete die BayernLB am 19. Oktober die US
Power Conference in Frankfurt aus. Ziel der Konferenz war
es, europäischen Banken und Investoren Informationen zum
aktuellen Stand und zu Trends in der amerikanischen Ener-
gieindustrie aus erster Hand zu liefern. 

Die BayernLB in New York
hat hier eine besondere Experti-
se erworben und sich auf Finan-
zierungen im Sektor der erneu-
erbaren Energien spezialisiert.
Das Interesse europäischer In-
vestoren an der amerikanischen
Energieindustrie nimmt weiter
zu, so dass schon jetzt ein Groß-
teil der Projekte in diesem Sek-
tor von europäischen Banken fi-
nanziert wird. 

Die BayernLB-Niederlas-
sung New York hat sich in der
Branche seit 1999 einen Na-
men als führender Arrangeur
von Projektfinanzierungen ge-

macht und lädt verstärkt deut-
sche und europäische Banken ein,
sich an ihren Transaktionen zu
beteiligen.

Anforderungsprofil

Die Marktgegebenheiten und
die Anforderungen im amerika-
nischen Energiesektor wurden
während der Konferenz von
Spezialisten der BayernLB,
Vertretern von US Energieun-
ternehmen sowie von Industrie-
spezialisten vorgestellt, um In-
vestoren die Chancen auf die-
sem Markt aufzuzeigen.

Beckstein zur Finanzsituation bei Städten und Gemeinden:

„Deutliche Verbesserung“
Auf eine erfreuliche Entwicklung der finanziellen Situation der
Kommunen im Freistaat hat Innenminister Dr. Günther Beck-
stein in München hingewiesen. „Nach den Einbrüchen bei den
Steuereinnahmen in den Jahren 2001 bis 2003 setzt sich auch
im ersten Halbjahr 2006 der Trend steigender Steuereinnah-
men bei den Kommunen erfreulich deutlich fort.“

Bei der Gewerbesteuer ist für
das erste Halbjahr 2006 im lan-
desweiten Durchschnitt ein Plus
von 14,2 Prozent zu verzeich-
nen, beim zuletzt auf niedrigem
Niveau stagnierenden Gemein-
deanteil an der Einkommen-
steuer schlägt ein Plus von 9,9
Prozent zu Buche. 

Talsohle durchschritten

„Diese Zahlen bestätigen,
dass bei der finanziellen Situa-
tion der Kommunen die Talsoh-
le hinter uns liegt und die Auf-
wärtsentwicklung an Stabilität
gewonnen hat“, unterstrich
Beckstein. Der Minister forder-
te, die gewonnenen Spielräume
jetzt ganz gezielt für die Kon-
solidierung der kommunalen
Haushalte zu nutzen. 

Aktuelle Zahlen

Die Gewerbesteuer Netto
(Gewerbesteuer brutto abzüg-
lich Gewerbesteuerumlage) be-
trug noch im Jahr 2003 für die
Kommunen in Bayern knapp
2,6 Milliarden Euro. Im Jahr
2005 war bereits ein Anstieg auf
4,27 Milliarden Euro zu ver-
zeichnen. Im ersten Halbjahr
2006 war im Vergleich zum ent-
sprechenden Vorjahreszeitraum
nochmals ein Anstieg um 14,2
Prozent zu verzeichnen. Auch
der Gemeindeanteil an der Ein-
kommensteuer entwickelte sich
im ersten Halbjahr 2006 erst-
mals seit Jahren wieder kräftig
positiv und stieg um knapp 10
Prozent. 

Deutliches Zeichen
der Solidität

Beckstein wies darauf hin,
dass die Einnahmeentwicklung
der Kommunen im Freistaat
insgesamt deutlich über dem
bundesweiten Durchschnitt liegt.
„Erfreulich und ein deutliches
Anzeichen der Solidität der
kommunalen Haushaltsführung
im Freistaat ist der Umstand,
dass die Entwicklung der Kas-
senkredite der Kommunen in
Bayern entgegen der Entwick-
lung im Bundesgebiet seit 2003
rückläufig ist. Darin schlagen
sich neben dem Anstieg der
kommunalen Steuereinnahmen,

der kraftvollen Unterstützung
des Freistaats über den kommu-
nalen Finanzausgleich auch die
Maßnahmen der bayerischen
Kommunen zur Haushaltskon-
solidierung nieder“, erläuterte
Beckstein.

Angriff der Internet-
Banking-Trojaner
Tendenz mit plus 25 Prozent stark steigend

Das Auftreten von Malware im Internet-Banking-Bereich hat seit
Anfang vergangenen Jahres stark zugenommen. Zwischen Janu-
ar und August dieses Jahres konnten bereits 3.086 neue Trojaner
registriert werden. Das hat eine Studie der Panda Software For-
schungslabors http://www.pandasoftware.com ergeben.

Im Vergleich zum Vorjahres-
zeitraum konnten die Panda-Si-
cherheitsexperten ein Plus von
über 25 Prozent ausmachen.
Panda zufolge werden derzeit
rund 200 neue Exemplare pro
Monat in Umlauf gebracht. Vie-
le bedienen sich neben ihren
technischen Fertigkeiten auch
Social-Engineering-Methoden. 

Neue Verbreitungsmethoden

Um die Banking-Trojaner
noch effektiver einsetzen zu
können, entwickeln Program-
mierer Panda zufolge zudem
immer wieder neue Verbrei-
tungsmethoden und Funktiona-
litäten. So tauchte mit dem so-
genannten Banbra.DCY etwa
ein Trojaner auf, der Zugangs-
codes sogar von virtuellen Ta-
staturen auf dem Bildschirm des
Users kopierten und in einer Vi-
deo-Datei speichern konnte. In
einem anderen Fall, dem Troja-
ner Briz, betrug die erbeutete
Datenmenge 2.033 Dateien
oder 70,6 Megabyte. Die Men-
ge an Text-Dateien entspricht
ungefähr 62.000 gedruckten
Seiten mit gestohlenen Pass-
wörtern und Bankdaten. 

„Der tatsächliche Schaden,
der durch derartige Trojaner-
Angriffe entsteht, ist schwer
abschätzbar, da Banken diese
Informationen verständlicher-
weise nicht gerne preisgeben“,
erklärt Margarita Mitroussi,
Unternehmenssprecherin von
Panda Software, im Gespräch
mit pressetext. „Als gesicherte
Tatsache gilt allerdings, dass
die Entwicklung immer mehr
hin zu perfekt organisierten
Verbrechergruppen geht. Die
Hacker nutzen diese Daten
folglich nicht mehr selbst, son-
dern bieten diese abgesicher-
ten Foren zum Kauf an“, so
Mitroussi.

Gebotene Vorsicht

Angesichts der zunehmenden
sozialen Fähigkeiten neuer Tro-
janerbedrohungen fordern Si-
cherheitsexperten neben den
obligatorischen Schutzprogram-
men auch eine besondere Vor-
sicht der Anwender ein. „Bei
verdächtigen E-Mails, E-Cards
und dergleichen muss der ge-
sunde Menschenverstand ein-
fach mithelfen“, so Mitroussi
gegenüber pressetext.
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- im genossenschaftlichen FinanzVerbund -

Verwaltungsüberlastung?!
Haushaltsprobleme?!

Maßgeschneiderte Lösungen für die
Übernahme von Erschließungsträgerschaften
und für Ihre kommunalen Investitionen
bietet Ihnen die BLE, ein erfahrener seit
1974 tätiger Partner der Städte und Gemeinden.

Ihre Ansprechpartner: Bernd Hippe
Tel.: 089 / 67 40 37 Gerd Schrenker

• Übernahme von Erschließungsträgerschaften
• Privatfinanzierung öffentlicher Aufgaben

(Kommunales Haushaltsmodell)

Positives Halbjahresergebnis beim Genossenschaftsverband Bayern:

Wirtschaftsaufschwung erreicht
den breiten Mittelstand

Politische Rahmenbedingungen bestimmen geschäftlichen Erfolg mit

„Die bayerischen Volksbanken und Raiffeisenbanken konnten
in ihren Bilanzzahlen in den ersten sechs Monaten des Jahres
2006 in fast allen Bereichen zulegen“, berichtete der Präsident
des Genossenschaftsverbandes Bayern, Stephan Götzl, vor der
Presse in Wien. Im Übrigen seien die Verbundmitglieder gut
aufgestellt. Mit vier Begriffen könnten die Kerninhalte einer
Metastrategie für das genossenschaftliche Banken- und Ver-
bundsystem umrissen werden: Identität, Innovation, Koopera-
tion und Akquisition.

Die Bilanzsumme stieg im
Vergleich zum Vorjahr um 1,8
Prozent. Mit über 100 Milliarden
Euro halten die bayerischen
Volks- und Raiffeisenbanken da-
mit gemeinsam einen Platz unter
den Top 20 der deutschen Kre-
ditinstitute. Die Abschlüsse von
Sachversicherungen nahmen im
Verbund um 18,6 Prozent zu; 7,5
Prozent mehr Bausparverträge
wurden abgeschlossen. Die
Höhe der Bausparsumme stieg
im gleichen Zeitraum um be-
achtliche 18,2 Prozent.

Erfreuliches 
Privatkundengeschäft

Die neu abgeschlossenen Le-
bensversicherungen gingen ge-
ringfügig auf etwa 39.000 Neu-
verträge zurück; gleichzeitig
stieg das Beitragsaufkommen
um gut ein Viertel. Ein beschleu-
nigtes Wachstum verzeichnet
man beim Genossenschaftsver-
band laut Götzl bei den Auslei-
hungen, die inzwischen bei fast
60 Milliarden Euro liegen. 

Erfreulich habe sich das Pri-
vatkundengeschäft entwickelt,
was vor allem auf Zuwächse bei
Wohnungsbaukrediten zurückzu-
führen sei. Eine rege Kreditnach-
frage komme aus dem Mittelstand,
aus Handwerk und Baugewerbe.

Beweis des Vertrauens

Im Zusammenhang mit dem
derzeit niedrigen Zinsniveau,
aber auch als „Beweis des Ver-
trauens, dass wir unsere Forde-
rungen nicht an irgendwelche
Hedge Fonds verkaufen“ wertet
Götzl die Tendenz, dass kurz-
und mittelfristige Kredite eher
rückläufig bei den bayerischen
Volks- und Raiffeisenbanken
seien, während die langfristigen
zulegen. 

Gute Wachstumszahlen

Insgesamt zeigte sich Götzl
optimistisch. Der Wirtschafts-
aufschwung habe inzwischen
den breiten Mittelstand erreicht.
Investitionen, die in den letzten
konjunkturell schwachen Jahren
verzögert wurden, hole man in
Anbetracht guter Wachstums-
zahlen inzwischen nach.

Für die stark binnenmarktori-
entierten Kreditgenossenschaf-
ten, die stark mit ihren mittel-
ständischen Kunden verbunden
sind, sei diese Entwicklung
äußerst positiv, so Götzl. Er hof-
fe deshalb, dass die wirtschaftli-
chen Aufschwungkräfte stark ge-
nug sind, um die zum Jahresan-
fang 2007 kommenden Mehr-

waren es lediglich 49 Prozent.
„Die Risikostrukturlage ist also
bestens“, versicherte Götzl.

Knapp die Hälfte aller Kredite
der LfA-Förderbank hat der Ge-
nossenschaftssektor im ersten
Halbjahr 2006 vermittelt. Auch
diese quasi Marktführerschaft
wertet man als Beweis für die
guten Beziehungen zwischen
Mittelstand und Kreditgenossen-
schaften. 

Kundennähe

Dazu trägt sicherlich auch die
Tatsache bei, dass die bayeri-
schen Volks- und Raiffeisenban-
ken in ihren 3.346 Haupt- und

gerade ein Sechstel des Perso-
nals der bayerischen Genos-
senschaftsbanken. „Kunden-
nähe und Filialbanking sind bei
uns keine leeren Versprechen“, so
Götzl. Bankstellen und Kunden-
betreuer seien bei den Menschen
vor Ort.

Brüssel zieht 
verkehrte Schlüsse

Deswegen profitiere man in
besonderem Maße von der Treue
der Kunden, die bei ihren ange-
stammten Banken im Durch-
schnitt mehr als zehn Jahre blie-
ben. Götzl kann die Argumenta-
tion von EU Wettbewerbskom-
missarin Neelie Kroes nicht
nachvollziehen, die jüngst be-
hauptete, nicht wechselfreudige
Bankkunden seien keine richti-
gen Kunden. Der Schluss, es
fehle an Wettbewerb, sei ver-
kehrt, so der Präsident. 

Das Gegenteil sei nämlich der
Fall. In Deutschland habe man
die Produktivitätsgewinne im
Bankensektor in erster Linie an
die Kunden weitergereicht; des-
halb seien die Preise für Bank-
dienstleistungen deutlich güns-
tiger, als in den meisten anderen
europäischen Ländern. „Kun-
denzufriedenheit und Kunden-
treue zahlen sich aus“, so Götzl. 

Qualität schafft 
Kundentreue

Hohe Kundetreue habe einen
spezifischen Grund: Qualität. Si-
chergestellt werde diese in
Deutschland durch das bewährte
Drei-Säulen-System. Der Präsi-
dent warnte die Brüsseler Euro-
kraten, daran zu rütteln. Subsi-
diäre Strukturen seien in aller
Regel effizienter und näher am
Menschen.

Steigende Konsumlaune

Im gleichen Umfang wie bei
den Unternehmen die Investi-
tionsneigung zugenommen hat,
ist auch bei den Konsumenten
die Konsumlaune zurückge-
kehrt, berichtete Götzl. Die be-
vorstehende Mehrwertsteuerer-
höhung habe ebenso das ihre da-
zu beigetragen, wie der Wegfall
der Eigenheimzulage die Nach-
frage nach Baufinanzierungen
steigen ließ.

Als Wermutstropfen ergibt
sich für die Banker im Genos-
senschaftsbereich daraus die
Sorge, dass mit einer gedämpf-
ten Entwicklung des Einlagen-
geschäfts gerechnet wird. Die
Konsumneigung gerade bei der
Anschaffung größerer Waren sei

Zinslasten senken –
Marktchancen nutzen

Veranstaltung der Deutschen Bank zum 
Kommunalen Schuldenmanagement 

Durch ein aktives kommunales Schuldenmanagement können
Kommunen die Weichen stellen, ihre Zinslasten zu senken. Nach
einer bundesweiten Untersuchung, die anlässlich der Fachtagung
des Deutschen Städtetags und des kommunalwissenschaftlichen
Instituts der Universität Potsdam im September in Potsdam vor-
gestellt wurde, nutzt aber nur ein geringer Teil der Kommunen
diese Chance. 

Mit dieser Veranstaltung soll ein Forum eröffnet werden, in
dem gemeinsam mit kommunalen Finanzexperten die Kernfra-
gen zur Einführung und Ausgestaltung einer aktiven Zinssteue-
rung praxisnah diskutiert wird. 

Die Daten:
Veranstaltung am 29.11.2005 von 10:00 Uhr bis 15:30 Uhr
Im Großen Sitzungssaal der Deutsche Bank AG, 
Promenadeplatz 15, 80333 München. 
Bei Interesse wird um Anmeldung 
unter Tel. 089/2390-1411 gebeten.

Kontakt: Hans-Jürgen Gerlach, Deutsche Bank AG Corpora-
te and Investment Bank, Global Banking - Öffentlicher Sektor,
Region Süd, Promenadeplatz 15, D 80333 München, eMail:
hans-juergen-ge.gerlach@db.com.

Stephan Götzl, Verbandspräsident und Vorstandsvorsitzen-
der des Genossenschaftsverbandes Bayern e.V.

belastungen aufzufangen. Eine
erneute Wirschaftsdelle könne
sich Deutschland nicht erlauben.

Bei 80 Prozent der bayeri-
schen Volks- und Raiffeisenban-
ken geht man davon aus, dass
die positive Entwicklung der ers-
ten Jahreshälfte anhält; bei ei-
nem Fünftel rechnet man mit ei-
ner Verstärkung der Kreditnach-
frage. Dafür sind die bayerischen
Genossenschaftsbanken hervor-
ragend gerüstet. 86 Prozent der
Banken im Verbund werden in-
tern mit den Noten A oder B be-
wertet. Noch vor sechs Jahren

so hoch, dass auch die in den
letzten Monaten gestiegenen
Zinsen die Angst der Bürger vor
Mehrbelastungen im kommen-
den Jahr nicht kompensieren.

Politsche
Rahmenbedingungen

Stark beeinflußt wird der wirt-
schaftliche Erfolg der einzelnen
Banken aber auch durch die 
politschen Rahmenbedingungen.
Besonders die grenznahen Ge-
biete hätten eindeutige Wettbe-
werbsnachteile gegenüber Öster-
reich und der Schweiz, beklagte
Götzl. Über den Facettenreich-
tum der staatlichen Reglementie-
rungen der Banken und der Kun-
den berichtete Hans Höglauer,
Sprecher des Vorstandes der VR-
Bank Chiemgau-Süd eG. Seine
Bank habe Kunden sogar mit ei-
ner eigenen Niederlassung nach

DSGV-Präsident Haasis zum deutschen Finanzmarkt: 

Weltbank-Studien belegen
Leistungsfähigkeit 

Auf die besondere Leistungsfähigkeit des deutschen Finanz-
marktes hat der Präsident des Deutschen Sparkassen- und Giro-
verbandes (DSGV), Heinrich Haasis, anlässlich der IWF/Welt-
bank-Tagung in Singapur hingewiesen. „Zwei in diesen Tagen
von der Weltbank veröffentlichte Studien belegen eindrucksvoll,
dass der deutsche Finanzmarkt im internationalen Vergleich ei-
ne Spitzenposition einnimmt“, so Haasis. 

In der zur Jahrestagung von
IWF und Weltbank veröffent-
lichten Studie „Doing Business“
wurde untersucht, in welchen
Ländern es am einfachsten ist,
Geschäfte zu machen. „Mit Platz
drei erreicht Deutschland ein
hervorragendes Ergebnis in ei-
nem Bereich, der in unserem
Land selbst seit Jahren systema-
tisch schlechtgeredet wird - dem
Finanzsektor. Vor Deutschland
liegen bei der Frage „Wo ist es
leicht, eine Finanzierung zu be-
kommen?“ nur Großbritannien
und Hongkong. Damit schneidet
Deutschland viel besser ab, als
Länder, die sonst immer als
leuchtende Vorbilder für die Effi-
zienz des kreditwirtschaftlichen
Systems herausgestellt werden“,
sagte Haasis. Italien liege bei-
spielsweise nur auf Rang 65.

Financial Sector
Development Indicators

Bestätigt werde dieses Ergeb-
nis durch die ebenfalls zur Jah-
restagung veröffentlichte Welt-
bank-Studie „Financial Sector
Development Indicators“ (FS-
DI). Hinsichtlich der Leistungs-
fähigkeit seines Bankensystems
liege Deutschland hier auf Platz
sieben weltweit - vor Großbri-
tannien (8) und Italien (24). Haa-
sis: „Insbesondere beim Zugang
zu Finanzdienstleistungen sticht
Deutschland im OECD-Ver-
gleich deutlich heraus. 

Hier zeige sich die große Be-
deutung der Sparkassen. Sie ga-
rantierten die flächendeckende
Versorgung aller Bevölkerungs-
gruppen mit modernen kredit-
wirtschaftlichen Leistungen.“ 

Zweigstellen im Freistaat gut
35.000 Menschen beschäftigen.
Deutsche Bank, Dresdner Bank
und Commerzbank unterhalten
bundesweit zusammen 3.048
Geschäftsstellen; die HypoVer-
einsbank beschäftigt bundesweit

Österreich begleitet, um diese
nicht zu verlieren. Abgesehen
von den günstigen Konditionen
im Ausland und der Wahrung
des Bankgeheimnisses schaffe
die unterschiedliche Gesetzesla-
ge in den Nachbarländern teil-
weise Hindernisse, die unüber-
brückbar scheinen. 

Beispiel Österreich

Beeindruckend schilderten den
bayerischen Journalisten die ös-
terreichischen Banker Dr. And-
reas Pangl, Generalsekretär des
Fachverbandes Raiffeisenbanken
und Dr. Friedhelm Boschert, Vor-
sitzender des Vorstandes der
Volksbank International AG, ihre
vielfältigen geschäftlichen Akti-
vitäten in Mittel- und Osteuropa,
die von der bisherigen öster-
reichischen Bundesregierung in-
tensiv gefördert werden. Ha.

Finanzgruppe Deutscher Sparkassen- und Giroverband: 

Deutliches Plus bei Krediten 
im ersten Halbjahr 2006 

Die deutschen Sparkassen verzeichnen im laufenden Jahr ein
deutliches Geschäftswachstum. „Insbesondere das Kreditneuge-
schäft hat spürbar Fahrt aufgenommen. Aber auch bei den
Geldanlagen der Privatkunden ist ein deutlicher Aufwärtstrend
erkennbar“, so der Präsident des Deutschen Sparkassen- und
Giroverbandes (DSGV), Heinrich Haasis, anlässlich der Jahres-
tagung IWF/Weltbank in Singapur. 

Die guten Ergebnisse seien
deutlicher Ausdruck dafür, dass
die Sparkassen die Herausforde-
rung des Wettbewerbes erfolg-
reich angenommen hätten. „Die
Sparkassen-Finanzgruppe hat im
Vertrieb deutlich Fahrt aufge-
nommen. Wir wollen jetzt die
Geschwindigkeit kontinuierlich
steigern.“ Die Kreditneuzusagen
lagen im ersten Halbjahr 2006
mit 46,5 Milliarden Euro um
19,4 Prozent (7,5 Mrd. Euro)
über dem Niveau des Vorjahres-
zeitraumes. Die Darlehensaus-
zahlungen lagen mit insgesamt
60,2 Mrd. Euro um 18,1 Prozent
(6,2 Mrd. Euro) über dem Vor-
jahresniveau. Dieses Wachstum,
so Haasis weiter, werde auch
durch mittel- und längerfristigen
Darlehen an Unternehmen und
Selbständige getragen. So seien
bei Zusagen und Auszahlungen
der - in erster Linie - Investiti-
onsfinanzierungen im ersten
Halbjahr Zuwächse von über 22
Prozent bei den Zusagen bzw.
über 17 Prozent bei den Auszah-
lungen erreicht worden. Ähnlich
positive Entwicklungen seien
auch bei den Landesbanken fest-
zustellen. Haasis: „Diese Zahlen
zeigen deutlich, dass Sparkassen
und Landesbanken den Auf-
schwung in Deutschland finan-
zieren!“ Auch auf der Passivseite
lasse sich erstmals seit Jahren ein
positiver Trend feststellen. Die

Geldanlagen der Kunden hätten
sich im ersten Halbjahr 2006
ausgesprochen erfreulich ent-
wickelt. Im Einlagen- und Wert-
papiergeschäft seien Zuflüsse
von 1,7 Mrd. Euro verzeichnet
worden. Vor allem von Privat-
personen seien mit netto plus 3,9
Mrd. Euro erheblich mehr Mittel
bei den Sparkassen angelegt
worden als vor Jahresfrist (+0,5
Mrd. Euro).

Dementi zu 
„Superlandesbank“

Der Deutsche Sparkassen-
und Giroverband hat einen Ex-
klusivbericht der Börsen-Zei-
tung Ende September demen-
tiert, wonach die Bildung einer
„Superlandesbank“ aus Bayern-
LB, Helaba, LBBW, Landes-
bank Rheinland-Pfalz und Saar-
LB vorgesehen sei. 

Ein engeres Zusammen-
rücken der Landesbanken ist
nach wie vor richtig. Es ste-
hen aber weder Gespräche
noch konkrete Schritte bevor. 

Zum Bericht über einen mög-
lichen Kauf des 10%-Anteils
der NordLB an der Landesbank
Berlin Holding stellt der DSGV
fest, dass es zwischen den Par-
teien keine unterschiedlichen
Vorstellungen über den Preis
gibt.



19. 10. 2006 WASSERVERSORGUNG . ABWASSERGZ 9

ESB bietet den Kommunen höchste Versorgungssicherheit und
Verlässlichkeit.

Höchstmaß an Sicherheit in der Wasserversorgung:

Erdgas Südbayern
besteht TSM-Prüfungen

Eine störungsfreie Versorgung mit Trinkwasser ist für die Men-
schen selbstverständlich und ein entscheidender Faktor für hohe
Lebensqualität. Jedoch verbindet man das Thema Wasserversor-
gung nicht sofort mit dem regionalen Erdgas- und Wärmedienst-
leister Erdgas Südbayern GmbH (ESB). Dennoch leistet die ESB
als technische Betriebsführerin seit Jahren einen wesentlichen
Beitrag zur Wasserversorgung verschiedener südbayerischer
Kommunen. Unabhängige Experten der Deutschen Vereinigung
des Gas- und Wasserfaches e.V. (DVGW) prämierten nun - im
Rahmen ihres überbetrieblichen technischen Sicherheitsmanage-
ments (TSM) - die Organisation der ESB in der Wasserversor-
gung als vorbildlich.

Die ESB bietet in ihrem Ver-
sorgungsgebiet bereits seit  über
10 Jahren mit ihrer technischen
Kompetenz Betriebsführungen
für öffentliche Wasserversor-
gungen. Neun Städte und Ge-
meinden in Südbayern mit ca.
120.000 Einwohnern haben die
ESB für den Betrieb und die In-
standhaltung ihrer wassertech-
nischen Anlagen und Leitungen
beauftragt - das entspricht ei-
nem Volumen von ca. 9 Mio.
m³. Zum Aufgabenbereich der
technischen Betriebsführung
zählt neben dem technischen
Betrieb der Anlagen u. a. auch
die Überwachung der Wasser-
qualität, die Betreuung von
Baumaßnahmen sowie die Or-
ganisation des Bereitschafts-
dienstes für die jeweilige Was-
serversorgung.

Qualifikationsverfahren

Der TSM-Prüfung unterzo-
gen sich erfolgreich auch die
Wasserversorgung Schierling,
Wasserversorgung Emmering,
Stadtwerke Mühldorf am Inn,
Stadtwerke Burghausen, Ge-
meindewerke Aying und Was-
serversorgung Erding. 

Sowohl die Wasserversor-
gungsunternehmen als auch die
ESB als technische Betriebsfüh-
rerin haben die TSM-Prüfungen
im ersten Anlauf erfolgreich be-
standen und damit bewiesen,
welchen Stellenwert eine rei-
bungslose kommunale Versor-
gung mit bestem Trinkwasser in
den Unternehmen hat. Die von
den DVGW-Experten durchge-
führten Qualifikationsverfah-
ren sind sehr aufwendig und
umfassen u. a. mehr als 300
Fragen zu den Aspekten wie 

z. B. Aufbau- und Ablauforga-
nisation, Qualitätssicherung,
Anforderung an das Personal,
Technische Sicherheit und
Umweltschutz. Diese Überprü-
fung verschafft Klarheit über
Arbeitsabläufe, sorgt für eine
höhere Rechtssicherheit und
erschließt Kostensenkungspo-
tenziale.

„Die hervorragend bestande-
nen TSM-Prüfungen sind ein
Qualitätsnachweis für die fach-
liche Leistungsfähigkeit und die
Organisation des technischen
Bereiches bei der ESB. Wir sind
damit für die Zukunft gut aufge-
stellt und bieten mit unserer
Dienstleistung den Kommunen
höchste Versorgungssicherheit
und Verlässlichkeit“, freut sich
Werner Bähre, Geschäftsführer
der ESB. Die begehrte Urkun-
de wurde vom Fachverband
DVGW feierlich an die ESB
übergeben. 

Als einer der größten Erdgas-
und Wärmedienstleister in Bay-
ern sorgt die ESB zwischen Do-
nau, Lech und der Landesgren-
ze nach Österreich bei mehr als
460.000 Menschen für Wärme.
Im Trinkwasserbereich ist die
ESB im Auftrag für Kommunen
an der zuverlässigen und siche-
ren Versorgung von mittlerwei-
le rund 120.000 Einwohnern
mit Trinkwasser beteiligt. 

Innerhalb der technischen
Betriebsführungen werden zur
Zeit von der ESB über 500 Ki-
lometer Ortsnetzleitungen und
etwa 20.000 Hausanschlüsse
betreut. Private Verbraucher,
Kommunen und Unternehmen
setzen auf den zuverlässigen
Service, das technische Know-
how, die regionale Präsenz und
das Engagement der ESB.

20 Jahre Wasserwerksnachbarschaften Bayern: 

Netzwerk für die
Trinkwasserversorgung
Unterfrankens Regierungspräsident Dr. Paul Beinhofer:

Möglichkeiten zur Kooperation noch stärker nutzen

(Würzburg) Unterfrankens Regierungspräsident Dr. Paul 
Beinhofer hat die Wasserversorgungsunternehmen dazu auf-
gefordert, die Möglichkeiten der betrieblichen Kooperationen
stärker als bislang zu nutzen. „Gerade die kleinen Wasserver-
sorger können damit ihre Eigenständigkeit stärken, zugleich
die Kosten senken und wettbewerbsfähig bleiben. Die ideale
Plattform dafür und das richtige Forum für die Zusammenar-
beit sind die Wasserwerksnachbarschaften,“ sagte Dr. Beinho-
fer heute in Würzburg. 

Vor 20 Jahren wurde im Frei-
staat die erste Wasserwerksnach-
barschaft eingerichtet. Seitdem
hat sich flächendeckend ein Netz-
werk von 72 Nachbarschaften
aufgebaut. Die meisten der rund
2500 Versorgungsunternehmen
Bayerns nehmen regelmäßig an
ihren Nachbarschaftstagen teil.
Wasserwerksnachbarschaften hel-
fen ortsnah und über Gemeinde-
grenzen hinweg bei allen Fragen
der Wasserversorgung und geben
Hilfestellungen bei betrieblichen
Kooperationen - von der gemein-
samen Materialbeschaffung bis
zur gegenseitigen Unterstützung
im kaufmännischen Bereich.

Bayern setzt auf eine kleinteili-
ge und ortsnahe Wasserversor-
gung: über 40 Prozent der Was-
serwerke im Freistaat zählen zu
den kleineren Unternehmen, die
jeweils weniger als 1500 Ein-
wohner mit Trinkwasser versor-
gen. Bayern ist damit das Bun-
desland mit den meisten Versor-
gungsunternehmen.

Fast 1800 Nachbarschaftstage
mit über 70.000 Teilnehmern- das
ist die Erfolgsbilanz der Wasser-
werksnachbarschaft Bayern in 20
Jahren. Unter der Regie erfahre-
ner Leiter aus den Versorgungs-
unternehmen oder den Wasser-
wirtschaftsämtern sind in prak-
tisch jedem Landkreis Nachbar-
schaften eingerichtet. Dort treffen
sich die Versorgungsfachleute,
vom Wasserwart bis zum Wasser-
meister, ein- bis zweimal pro Jahr
bei den Nachbarschaftstagen zur
Information und Fortbildung -
von den neuesten gesetzlichen
Anforderungen bis zur Durch-
führung der betrieblichen Eigen-
überwachung. Eine Gelegenheit
vor allem für das Personal der
kleineren Anlagen, mit den Kolle-
gen der benachbarten Wasserver-
sorger der Region zum fachlichen
Erfahrungsaustausch zusammen
zu kommen. 

Die technische Leitung der
Wasserwerksnachbarschaften
liegt bem Bayerischen Landes-
amt für Umwelt, die Geschäftslei-
tung hat der Verband der Bayeri-
schen Gas- und Wasserwirtschaft
übernommen. Die kommunalen
Spitzenverbände sind im beraten-
den Beirat vertreten und stellen
fünf der dreizehn Mitglieder. 

Im Freistaat sorgen rund
10.000 Versorgungsfachleute in
den Kommunen dafür, dass jeder-
zeit Trinkwasser guter Qualität zu
vergleichsweise günstigen Prei-
sen geliefert wird. Der Wasser-
preis in Bayern liegt nach einer
Auswertung des VBGW bei 1,36
Euro pro Kubikmeter (tausend
Liter) und damit deutlich unter

dem Bundesdurchschnitt. Jeder
Bürger in der Bundesrepublik
Deutschland gibt im Durchschnitt
täglich 0,23 Euro für Trinkwasser
aus, im Freistaat werden pro Kopf
täglich 134 Liter Wasser ver-
braucht. Pro Person belaufen sich
die Trinkwasserkosten im Bun-
desdurchschnitt auf rund 84 Euro
im Jahr. Der Anteil für Trinkwas-
ser gemessen am verfügbaren
jährlichen Einkommen der Haus-
halte beträgt 0,4 Prozent.

Abwasserbeseitigung in Oberfranken:

Lohnende Investitionen
Etwa 95 Prozent der Bevölkerung Oberfrankens sind an eine öf-
fentliche Kläranlage angeschlossen, wie die neueste Erhebung
zum Stand der Abwasserbeseitigung zeigt. Der Anschlussgrad
Oberfrankens entspricht damit dem landesweiten Durchschnitt. 

Im Ablauf der Klärwerke
konnten die organische Bela-
stung sowie die Stickstoff- und
Phosphorfracht entscheidend
verringert werden. Zum Ver-
gleich: Im Jahr 1995 wurden
nur 91,7 Prozent des anfallen-
den Schmutzwassers in Kläran-
lagen gereinigt. 

Verbesserte Gewässergüte 

Die umfangreichen Inves-
titionen der oberfränkischen
Kommunen waren nicht nur
Voraussetzung für die bauliche
Entwicklung, sie haben vor al-
lem die Gewässergüte nachhal-
tig beeinflusst. Die Wasserqua-
lität der oberfränkischen Flüsse
und Bäche hat sich in den letz-
ten zehn Jahren nochmals deut-
lich verbessert. Viele Gewäs-
ser weisen jetzt die Güteklasse
II auf, sie sind nur mehr mäßig
belastet und entsprechen somit
den Zielen des Bayerischen
Landesentwicklungsprogramms. 

Wermutstropfen

Oberfränkische Gemeinden,
Städte und Zweckverbände ha-
ben allein innerhalb der vergan-
genen zehn Jahre ca. 600 Mio.
Euro in die Abwasserbeseiti-
gung investiert, der Freistaat
Bayern hat hierzu 243 Mio. Eu-
ro Zuweisungen und Darlehen
in Höhe von 61,9 Mio. Euro ge-
währt.

Trotz aller Erfolge reinigen
gegenwärtig noch ca. 5 Prozent

der Bevölkerung Oberfrankens
ihr Abwasser nur in Mehrkam-
merausfaulgruben. Die Restbe-
lastung aus diesen Anlagen
macht derzeit noch rund 70 Pro-
zent der Gesamtfracht aus, die
von der Bevölkerung über Ab-
wasseranlagen in die Umwelt
abgeleitet wird. 

Ziel sind 97,5 Prozent

Nach den Abwasserbeseiti-
gungskonzepten der oberfränki-
schen Gemeinden können mit
vertretbarem Aufwand bis zum
Jahr 2012 noch weitere 20.592
Einwohner erstmals an eine öf-
fentliche Abwasserbeseitigung
angeschlossen werden. Der
Freistaat Bayern unterstützt
auch 2006 wieder die Gemein-
den mit einem eigenen Förder-
programm. Ziel ist es, das Ab-
wasser von ca. 97,5 Prozent
der Bevölkerung Oberfrankens
in kommunalen Kläranlagen
nach dem Stand der Technik zu
reinigen. 

Einzige Möglichkeit

Für ca. 2,5 Prozent der Ein-
wohner Oberfrankens verbleibt
nur die Möglichkeit, das Ab-
wasser in eigenen vollbiologi-
schen Kleinkläranlagen zu klä-
ren. 

Der Bau von zentralen öffent-
lichen Abwasseranlagen ist hier
aufgrund der hohen Investiti-
onskosten wirtschaftlich nicht
mehr vertretbar. DK

Kloster Weltenburg:

Vor 100-jährigem
Hochwasser sicher

Bayerns weltberühmtes Wahrzeichen, das Kloster Weltenburg
(Landkreis Kelheim), ist jetzt vor einem hundertjährigen
Hochwasser geschützt. Umweltminister Werner Schnappauf
und Benediktiner-Abt Thomas M. Freihart haben offiziell die
Schutzbauten eingeweiht. 

„In Bayerns Hochwasser-
Brennpunkten werden Zug um
Zug die Schotten dicht gemacht.
Waren das Kloster Weltenburg
und Eschenlohe bei den Jahr-
hunderthochwassern 1999, 2002
und 2005 teilweise noch über-
flutet, so ist jetzt Abhilfe ge-
schaffen oder in Sicht“, machte
der Minister deutlich. An über
400 Baustellen wird derzeit 
an besserem Hochwasserschutz
gearbeitet. In Bayern werden
heuer und in den nächsten bei-
den Jahren statt der jährlich
durchschnittlichen 115 Millio-
nen Euro 150 Millionen Euro
investiert. Der Hochwasser-
schutz im mehrfach überflute-
ten Ort Eschenlohe (Landkreis
Garmisch-Partenkirchen) werde
bereits im nächsten Jahr fertig
gestellt sein.

In Weltenburg wurde mit in-
novativen Lösungen Hochwas-
serschutz und Denkmalschutz
optimal verbunden. Denn die
Schutzbauten bleiben dem Be-
sucher verborgen. Bei drohen-

dem Hochwasser werden mobi-
le Aluminiumwänden und Me-
talltafeln passgenau in Einfahr-
ten und Fenster eingesetzt. Un-
terirdisch ist das Kloster gegen
den Wasserdruck durch eine Art
Beton-Palisadenzaun geschützt.
Die geplanten Maßnahmen konn-
ten innerhalb von 9 Monaten
realisiert werden. 

Hochwasser 1999

Noch beim Hochwasser 1999
standen Klosterhof und Asam-
kirche einen halben Meter unter
Wasser. Schäden von rund 1,5
Millionen Euro waren die Fol-
ge. Die Gesamtkosten von rund
2,2 Millionen werden über die
Hälfte von Freistaat und EU
übernommen, die übrigen Ko-
sten tragen die Abtei, der Be-
zirk Niederbayern, die Bayeri-
sche Landesstiftung, Landkreis
und Stadt Kelheim, die Bi-
schöfliche Finanzkammer Re-
gensburg und der Caritasver-
band Regensburg.
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ARGE Schwaben Kommunale Wasserversorgungs- und Abwasserbeseitigungsunternehmen:

Klare Absage an Liberalisierung
des Wassermarkts 

Festveranstaltung zum zehnjährigen Jubiläum in Königsbrunn mit
Innenstaatssekretär Georg Schmid und Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl

Bei einer Festveranstaltung zum 10-jährigen Bestehen der AR-
GE Schwaben Kommunale Wasserversorgungs- und Abwas-
serbeseitigungsunternehmen in Königsbrunn wandte sich In-
nenstaatssekretär Georg Schmid deutlich gegen Bestrebungen
der Europäischen Kommission zur Liberalisierung des Was-
sermarktes. Kommunale Aufgabenträgerschaft und kommu-
nale Verantwortung hätten sich bei der Wasserversorgung und
der Abwasserentsorgung hervorragend bewährt. Die Bevölke-
rung mit qualitativ hochwertigem Trinkwasser zu angemesse-
nen Preisen zu versorgen, müsse weiterhin den Kommunen ob-
liegen. Gleiches gelte für die Abwasserentsorgung. 

Nach den Worten Schmids
verfügt Bayern mit rund 2.500
Wasserversorgungsunterneh-
men (davon rund 600 Wasser-
versorgungsanlagen in Schwa-
ben) und etwa 3.600 Wasserge-
winnungsanlagen über eine her-
vorragende und zuverlässige
öffentliche Wasserversorgung
mit bester Trinkwasserqualität.
Zwei Drittel des Trinkwassers
gelangten vollkommen natur-
rein zum Verbraucher.

Konsequenter Ausbau

Der Anschlussgrad an die öf-
fentliche Wasserversorgung lie-
ge bei etwa 98,8 Prozent. Die
Wasserpreise seien bei einem
Mittel von 1,35 Euro/Kubikme-
ter deutlich günstiger als der
Bundesdurchschnitt (1,72 Eu-
ro/Kubikmeter). Aufgrund des
konsequenten Ausbaus der
kommunalen gewerblichen Ab-
wasseranlagen seien bayerische
Bäche, Flüsse und Seen in ei-
nem guten Zustand. Dieser Er-
folg sei nur durch die großen fi-
nanziellen Anstrengungen der
Kommunen möglich: Seit 1946
hätten Städte und Gemeinden
rund 32 Milliarden Euro in die
Abwasserentsorgung investiert,
erklärte Schmid.

„Die besten Glückwünsche
des Bayerischen Gemeinde-
tags“ überbrachte Präsident Dr.
Uwe Brandl. Er bezeichnete die
ARGE Schwaben als „leuchten-
des Beispiel für das kommunale
Element in unserer Daseinsvor-
sorge“, um im Anschluss zwei
aktuelle Brennpunkte aufzu-
greifen - zum einen die Verle-
gung von Leitungen im Staats-
forstgrund, zum anderen die
Aufweichung des Instruments
Wasserschutzgebiete.

Verstärktes „Abkassieren“

Seit einigen Jahren sind laut
Brandl die Bayerische Staats-
forstverwaltung und seit 1. Juli
2005 das Unternehmen Bayeri-
sche Staatsforsten dabei, „für
die Verlegung von Wasserlei-
tungen und Kanalisationen,
aber auch für den Bau von
Hochbehältern oder die Errich-
tung und den Betrieb von
Quellfassungen verstärkt abzu-
kassieren“.

Obgleich die Unternehmen
zur Erfüllung ihrer Aufgabe auf
Dauer auf gesicherte Nutzungs-
rechte zum Wohle der Allge-
meinheit angewiesen seien, wa-
ren bzw. sind die von den Forst-
behörden vorgelegten Verträge
einseitig kündbar mit dem Ziel
von Entgelterhöhungen. Die
Preissteigerungen seit Beginn

der ersten Vertragsabschlüsse
seien bis zum heutigen Stand
„teilweise horrend“ und mach-
ten nicht selten das 50- bis 60-
fache der ursprünglichen Ent-
gelte aus. Sie überstiegen da-
durch in wenigen Jahren den
Verkehrswert der Vertrags-
grundstücke. 

Teilerfolge

Brandl: „Wir haben gegen-
über dem Freistaat und den
Bayerischen Staatsforsten sehr
deutlich gemacht, dass wir uns
ein solches Handeln nicht ge-
fallen lassen und diese Praxis
öffentlich zur Sprache bringen.
Nachdem der Freistaat begon-
nen hatte, auch für andere, bis-
her kostenfreie Nutzungen im
Staatsforst‚ die Hand aufzuhe-
ben, war für uns das Maß voll.
Als Reaktion gab es einige 
Teilerfolge. Forderungen nach
Abgeltung von Nutzungen, die
dem Gemeingebrauch unterfal-
len, wurden wieder zurückge-
zogen.“

Zuversichtlicher Präsident

Der Präsident zeigte sich zu-
versichtlich, die Verhandlungen
wegen der Leitungsverlegung
und der weiteren Nutzungen mit
den Staatsforsten zu einem ver-
nünftigen Ergebnis zu bringen.
Ziel sei es, gemeinsam mit dem
Bayerischen Gas- und Wasser-
wirtschaftsverband einen Rah-
menvertrag mit dem Staat zu
schließen, der Grundlage für die
einzelnen Verträge mit den Ge-
meinden sein soll. Brandl: „Ent-
gelte werden wir nur dort ak-
zeptieren, wo sie auch gerecht-
fertigt sind. Selbstverständlich
sind Nutzungsausfälle und Nut-
zungsbeschränkungen zu be-
zahlen. Ihr Umfang muss je-
doch den Gemeinwohlauftrag
der Kommunen bei Versorgung
und Entsorgung berücksichti-
gen. Die Kommunen müssen in
der Lage sein, auch künftig ihre
Leistungen zu sozialverträgli-
chen Preisen anzubieten.“

Druck auf Landräte

Der zweite Brennpunkt be-
zieht sich laut Brandl auf Versu-
che, das Instrument Wasser-
schutzgebiete zu schwächen. Es
werde erheblicher Druck auf
Landräte ausgeübt, Schutzge-
bietsverfahren nicht weiterzu-
führen. Dabei werde ein ganzes
Bündel von Argumenten ins
Feld geführt wie zu große
Schutzgebiete, zu hohe Aufla-
gen und die angeblich unzumut-
baren Eigentumsbeschränkun-

gen sowie die Wertminderung
der Grundstücke. Die Schutzge-
biete sind Brandl zufolge für die
Wasserversorger notwendig, um
eine qualitativ hochwertige Ver-
sorgung sichern zu können.
Deswegen müsse keineswegs
auf eine gute Zusammenarbeit
mit Land- und Forstwirten ver-

zichtet werden - im Gegenteil.
Wie der Präsident hervorhob,

„haben uns in der Vergangen-
heit stets für den Abschluss
freiwilliger Vereinbarungen mit
Land- und Forstwirten ausge-
sprochen, um gezielt vor Ort
ein partnerschaftliches Verhält-
nis zu erreichen“. Im Einzelfall
sei es dabei durchaus möglich,
über die Mindestinhalte der
Verordnungen hinauszugehen.
Gerade der Zweckverband
Rieswasserversorgung habe
hier in der Vergangenheit mit
dem bewährten „Bonus-Malus-
System“ Maßstäbe gesetzt und
gezeigt, dass Anreizsysteme
wirksamen Gewässerschutz be-
deuten können. DK

13. Chiemseekonferenz in Greimharting:

Umwelt und Tourismus
im Einklang

„In keinem unversöhnlichen Gegensatz“ stehen nach Ansicht
von Umweltminister Dr. Werner Schnappauf der Erhalt der
Umwelt und die Förderung des Tourismus. Schnappauf rief bei
der 13. Chiemseekonferenz in Greimharting, Gemeinde Rim-
sting, dazu auf, die natürlichen Grundlagen am Chiemsee zu
bewahren und ein modernes touristisches Angebot auf die Bei-
ne zu stellen. Rund 150 Kommunalpolitiker, Touristiker und
Bürger waren Gäste der Tagung, die der Abwasser- und Um-
weltverband (AZV) Chiemsee im zweijährigen Turnus veran-
staltet. 

Der Umweltminister betonte,
dass die Region am Chiemsee
eine „hohe Wertigkeit“ besitze.
Die Landschaft verfüge über ein
„unverwechselbares Profil“.
Die Gemeinden seien aufgeru-
fen, diesen einmaligen, von den
Vorfahren überlieferten Natur-
raum zu erhalten und auf das
„Authentische der Region“ zu
setzen. Gleichzeitig warnte er
sie, der Landschaft „etwas
künstlich aufzupfropfen“ und
am Chiemsee zum Beispiel eine
Freizeitanlage nach dem Vor-
bild des Europaparks Rust in
der Nähe von Freiburg anzule-
gen. So etwas passe nicht in die
Region am Chiemsee, bemerkte
Schnappauf.

Ein großes Lob zollte der
Umweltminister den Kommu-
nalpolitikern. Die Region Chiem-
see sei ein „Paradebeispiel für
einen nachhaltigen Tourismus“,
der die Interessen des Umwelt-
schutzes und des Fremdenver-
kehrs in Einklang bringe. Die
Bürgermeister und Gemein-
deräte in den Rathäusern am
Bayerischen Meer hätten bereits
vor Jahr und Tag weltweit Maß-
stäbe gesetzt, als sie einen
Zweckverband gründeten und
den Ringkanal bauten - und da-
mit schließlich die Wasserqua-
lität im Chiemsee entscheidend
verbesserten.

Ebenso wie der Minister sah
auch Rosenheims Landrat Dr.
Max Gimple keinen Wider-
spruch zwischen der Verpflich-
tung, die Umwelt zu schützen,
und der Notwendigkeit, den
Fremdenverkehr zu fördern.
„Der Tourismus ist der Retter
und Sanierer des Chiemseerau-
mes“, betonte Gimple. Seiner
Ansicht nach sollten die Ge-
meinden am Bayerischen Meer
„unerschrocken den Tourismus
im Einklang mit der Natur wei-
terentwickeln“. 

AZV als Brückenbauer

Als „Brückenbauer für einen
funktionierenden Tourismus“
sieht AZV-Vorsitzender Florian
Hoffmann seinen Verband. Von
der Reinhaltung der Gewässer
über die Schärfung des Energie-
bewusstseins bis hin zu Natur-
führungen am Chiemsee habe
der AZV viel verwirklichen
können. Hoffmann zufolge wä-
re in der Region die Schaffung
einer Freizeitwelt, wie sie an-
dernorts bereits erfolgreich in
Form von Centerparks existiere,
durchaus überlegenswert. Dem
Gast müsse neben der beschau-
lichen Erholung auch die Mög-
lichkeit gegeben werden, in ei-
nem Zentrum Sport zu treiben
und einem Freizeitvergnügen
nachzugehen. Erlebnistouris-
mus laute das Zauberwort.

Natur und Kultur am Chiem-
see seien zweifellos die große
Chance für den Tourismus, fuhr
Hoffmann fort. Trotzdem soll-
ten die Gemeinden am Bayeri-
schen Meer ein noch größeres
Angebot für junge Leute bereit-
halten. Um dem Zeitgeist ge-
recht zu werden, brauche die
Region eine „gewisse Umwäl-
zung“ im Tourismus. Auch
müsse sich das Beherbergungs-
gewerbe anpassen und moderni-
sieren. Am Walchsee stünden
acht relativ neue Vier-Sterne-
Hotels und eines mit fünf Ster-
nen, am Chiemsee gebe es nur

in Prien und Ising zwei Hotels
mit vier Sternen. Auch gab
Hoffmann der Hoffnung Aus-
druck, dass der Chiemsee-
Ringbus bereits im nächsten
Jahr in Betrieb gehen und dann
die Gäste rund um den See
fahren kann.

Laut Stefan Beer, Vorsitzen-
der der Chiemsee Tourismus
KG, müssen die 19 in der Ge-
sellschaft zusammengeschlos-
senen Ufergemeinden aus den
Landkreisen Rosenheim und
Traunstein Jahr für Jahr Rück-
gänge im Fremdenverkehr 
hinnehmen. Die Region am
Chiemsee müsse sich einer
großen internationalen Konkur-
renz stellen und sich an Ferien-
landschaften nicht nur in Öster-
reich und Italien, sondern auch
etwa auf den Bahamas messen
lassen. Außerdem stehe sie zu-
nehmend im Wettbewerb mit
Urlaubsregionen in Deutsch-
land. In Mecklenburg-Vorpom-
mern seien zuletzt enorme Inve-
stitionen in den Ausbau des
Fremdenverkehrs geflossen.

Angebot ausbauen

Weltweit sei der Tourismus
der Wachstumsmarkt Nummer
Eins, weshalb man ihm zu-
nächst vor allem einen weitaus
höheren Stellenwert im Bewusst-
sein der Bevölkerung geben
müsse, so Eggstätts Bürgermei-
ster weiter. In den Köpfen der
Bürger etwa sei zu verankern,
dass der Fremdenverkehr in den
19 Chiemseegemeinden rund
4500 Arbeitsplätze geschaffen
habe und jährlich zusätzliche
Umsätze in Höhe von 220 Mil-
lionen Euro erzeuge.

„Wir müssen unser Angebot
im Tourismus ausbauen“, brach
Beer eine Lanze für einen
„Leuchtturm“, der Strahlkraft
und Magnetwirkung weit über
die Region hinaus besitze.
Denkbar sei etwa die Schaffung
eines Naturerlebnisparks. In Er-
wägung gezogen werden müsse
ein Vorhaben, das in die Region
passt, auf alle Fälle jedoch ein
„Großprojekt“.

Auch in der Politik müsse ein
Umdenken stattfinden, forderte
Beer. Die Tourismusförderung
sei in Bayern im Vergleich zu
anderen Ländern zu gering.
Nicht nur in den Gemeinden,
„auch in der großen Politik“
müsse der Fremdenverkehr den
Stellenwert bekommen, den er
verdient. DK

Unter den Augen des Bezirkstagspräsidenten Albrecht Graf
von Ingelheim (Mitte) sowie Mitgliedern der Hegefischereige-
nossenschaft Nassach bereitet Fischerei-Fachberater Dr. Wolf-
gang Silkenat eine Wanne voll mit Flusskrebsen zum Trans-
port an ihr neues Gewässer vor. Foto/Text: wkn

Der Flusskrebs 
kehrt zurück

„Artenhilfsprogramm Flusskrebse“ des
Bezirks Unterfranken erfolgreich angelaufen

Grafenrheinfeld/Rügheim. Die Fachberatung für Fischerei des
Bezirks Unterfranken führt seit 2001 ein Hilfsprogramm für
den Flusskrebs durch. Flächendeckende Kartierungen des Rest-
Vorkommens von Astacus astacus, wie der heimische Fluss- oder
Edelkrebs wissenschaftlich heißt, waren Grundlage des Projek-
tes. Jetzt wurden 130 Tiere aus eigener Nachzucht aus einem
Baggersee bei Grafenrheinfeld (Landkreis Schweinfurt) in der
Nähe von Rügheim (Landkreis Haßberge) ausgesetzt.

Die heimischen Krebse ste-
hen heute auf der Roten Liste
der bedrohten Tierarten in Bay-
ern. Den Hauptgrund dafür sieht
Dr. Wolfgang Silkenat, Leiter
des Referats Fischerei beim Be-
zirk Unterfranken, in der Ein-
fuhr amerikanischer Krebse.
Seit deren Import um 1860 sei
der Bestand heimischer Arten
schlagartig zurückgegangen.

Neue Chancen

Durch aktiven Umwelt-
schutz und eine bessere Qua-
lität der Gewässer sind neue
Chancen für die heimischen
Krebse entstanden. Überall
dort wo keine Krebspest zu er-
warten ist und wo der Fluss-
krebs nicht zur Bedrohung des
Steinkrebses wird, schien ei-
ne Wiederansiedelung sinn-
voll. So wurde das „Artenhilfs-
programm Flusskrebse“ ge-
startet.

Krebskartierung

Zunächst stellte man die vor-
handenen Krebsbestände fest.
Insgesamt wurden dazu 999 Ge-
wässerstrecken untersucht. Da-
bei entstand die bisher dichteste

Krebskartierung in Bayern. Im
Ergebnis zeigte sich, dass der
Flusskrebs in Unterfranken
praktisch ausgestorben war. Le-
diglich an 25 Fundorten, vor-
nehmlich in Spessart und Rhön,
wurden Flusskrebse gefunden.
Diese waren vermutlich aus Tei-
chen entwichen oder von voran-
gegangenen Besatzversuchen
übrig. Immerhin an 55 Fundor-
ten (Steigerwald und Haßberge)
wurde der Steinkrebs nachge-
wiesen. Er soll in Zukunft noch
stärker geschützt werden.

Besatzmaßnahmen

Erstmals wurden nun 130
Flusskrebse im Bereich der
Nassach ausgesetzt. Sie sind
Teil eines Wiederansiedelungs-
programms der dortigen Hege-
fischereigenossenschaft, zu der
neun aktive Fischereivereine
gehören, die sich dem Natur-
schutz in besonderer Weise ver-
schrieben haben. Weitere Be-
satzmaßnahmen sind geplant.
Insgesamt sollen rund 800 Tiere
in die Nassach und ihre Neben-
gewässer verbracht werden.

Neue Partner im Visier

Ziel des Projektes, an dem
sich der Fischereiverband Un-
terfranken e.V. zu 50 Prozent
beteiligt, ist es, für dieses Ver-
mehrungs- und Weitergabesy-
stem neue Partner in ganz Un-
terfranken zu gewinnen. An 50
Stellen soll der Flusskrebs in
stehenden und fließenden Ge-
wässern Keimzellen bilden
und sich von dort aus weiter
verbreiten. Gleichzeitig hat
man den Übersee-Krebsen den
Kampf angesagt, der freilich
nur schwer zu gewinnen sein
dürfte.

Hochwasserschutz
an der Loisach 

Der Hochwasserschutz an der
Loisach macht große Fortschrit-
te. Davon überzeugten sich
Umweltstaatssekretär Otmar
Bernhard zusammen mit der
Landtagsabgeordneten und stell-
vertretenden Fraktionsvorsit-
zenden Renate Dodell sowie
den Bürgermeistern von Obe-
rau, Eschenlohe, Ohlstadt,
Großweil und Schlehdorf bei ei-
ner Loisachbereisung mit Fach-
experten. Nach den Worten
Bernhards soll der Hochwasser-
schutz am Gießenbach noch im
Herbst weitestgehend fertig ge-
stellt sein. Voll im Plan lägen
auch die Bauarbeiten für das
hochwassergeschädigte Eschen-
lohe.  
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Klärschlammentsorgung für Niederbayern:

Innovative Pfade
Gemeinsame Tagung der Regierung von Niederbayern

und des Bezirksverbandes des Bayerischen Gemeindetags
Eine gemeinsame Veranstaltung der Regierung von Nieder-
bayern und des Bezirksverbandes des Bayerischen Gemeinde-
tags an der Fachhochschule Landshut behandelte unlängst das
Thema „Innovative Wege der Klärschlammentsorgung für
Niederbayern“. Ausgewiesene Experten beschäftigten sich da-
bei mit der Situation der Klärschlammentsorgung, der Schad-
stoffproblematik bei der Ausbringung auf Böden, den vielfälti-
gen innovativen Vorbehandlungsmöglichkeiten sowie thermi-
schen Entsorgungsverfahren. Die Veranstaltung lieferte wich-
tige Informationen und Anregungen für eine weiterführende
Diskussion in den Kommunen und Verbänden.

Niederbayerns Regierungs-
präsident Dr. Walter Zitzelsber-
ger forderte eingangs innovati-
ve Wege wie etwa die Verringe-
rung der Klärschlammmengen
während des Abwasserreini-
gungsprozesses sowie die
Rückgewinnung des Stickstoffs
und des Phosphors aus Klär-
schlämmen. Verschiedene in der
Praxis erprobte Verfahren stün-
den hier zur Verfügung und

müssten umgesetzt werden. Es
sei erforderlich, eine interkom-
munale Zusammenarbeit gerade
bei der Klärschlammentsorgung
anzustreben, um die Kostenbe-
lastung für den Bürger zu mini-
mieren.

Geringeres Restrisiko

Nach den Worten von Josef
Steinberger, Bürgermeister der

Gemeinde Reisbach und Vorsit-
zender Bezirksverband Nieder-
bayern des Bayerischen Ge-
meindetags, bevorzugt der Ver-
band derzeit die landwirtschaft-
liche Verwertung von Klär-
schlämmen. Nach eigener Ein-
schätzung sehe er allerdings die
Klärschlammverbrennung als
das Verfahren mit dem gering-
sten Restrisiko an, da die im
Klärschlamm enthaltenen orga-
nischen Schadstoffe weitestge-
hend zerstört würden und die
Entsorgung der verbleibenden
Reststoffe gesichert sei.

Beispiel Straubing

Aufgrund der in den vergan-
genen Jahren aufgebauten tech-
nischen Möglichkeiten sei die
Stadt Straubing kurzfristig in

der Lage gewesen, auf die Unsi-
cherheiten bei der landwirt-
schaftlichen Klärschlammver-
wertung zu reagieren und eine
mittelfristige Entsorgung durch
Verbrennung anzustreben, be-
tonte Johann Buchmeier Sach-
gebietsleiter Entwässerungsbe-
trieb, Straubing. 

Fairer Preis

Neben der sicheren Entsor-
gung der eigenen Klär-
schlammmengen konnte die
Stadt Straubing den umliegen-
den Gemeinden eine Mitbe-
handlung des dort anfallenden
Klärschlamms anbieten. Auf-
grund der rechtlichen Randbe-
dingungen (Genehmigung der
Mitbehandlung nach Wasser-
recht) und technischen Verhält-
nisse auf der Großkläranlage
(ausreichende Entwässerungs-
kapazität, separate Behandlung
des Schlammwassers) konnte
somit laut Buchmeier zu einem
wirtschaftlich fairen Preis eine
Entsorgung für die gesamte
Region angeboten werden, die
auch das politisch gewünschte
Konzept weg von der Land-
wirtschaft hin zur Verbrennung
unterstützt. 

Langfristige Alternative

Gerade für Kläranlagen bis
10.000 Einwohnern sei das
überörtliche Klärschlamment-
sorgungskonzept, wie es die
Stadt Straubing ermöglicht, eine
zukunftsorientierte und langfri-
stige Alternative. Das Besonde-
re daran sei, dass durch die Art
der Behandlung der Rückbela-
stung ein Großteil des im
Schlamm enthaltenen Wert-
stoffs, nämlich Stickstoff als
Ammoniumsulfat zurückge-
wonnen werden kann.

THERMO-SYSTEM-
Verfahren

Das patentierte THERMO-
SYSTEM-Verfahren zur solaren
Klärschlammtrocknung erläu-
terte Dr. Steffen Ritterbusch,
Stuttgart. Ritterbusch zufolge
ist die THERMO-SYSTEM In-
dustrie- & Trocknungstechnik
GmbH heute Marktführer auf
dem Gebiet der solaren Klär-
schlammtrocknung. Mit über 
70 Anlagen unterschiedlichster
Größe wird ein Spektrum von
1.000 bis 300.000 EW abge-
deckt. Die Produktpalette reicht
von Solartrocknern für Flüssig-
schlamm mit integriertem Drai-
nageboden über Anlagen für
mechanisch vorentwässerten

Tandler.com GmbH:

Informationstechnologie
im Dienste der Umwelt

Gewässerschutz, eines der wichtigsten umweltpolitischen The-
men der Gegenwart, fordert den Bürger, den Siedlungswasser-
wirtschaftler, den Politiker. Denn allein durch zukunftsweisen-
de Maßnahmen und gezieltes Engagement kann es gelingen,
die Gewässer auch zukünftig als lebensnotwendige Ressource
zu sichern.

Zunehmend starke und unre-
gelmäßig auftretende Nieder-
schläge bedingen einen unver-
meidlichen Anstieg der Anforde-
rungen an die städtischen Ent-
wässerungssysteme. Die nieder-
schlagsbedingten, diskontinuier-
lichen Einleitungen aus den Ka-
nalnetzen machen etwa 50% der
Gesamtemission aus Abwasser-
entsorgungssystemen aus - einen
erheblichen Anteil also. Es ist
daher unerlässlich, Schmutz-
frachtausträge und Überflutun-
gen zunehmend präziser abschät-
zen zu können - eine gezielte Ab-
flusssteuerung sowie die Reduk-
tion dieser Entlastungsfrachten
bedeuten ergo Schadensvermei-
dung bzw. Schadensbegrenzung.
Dadurch, dass sowohl die Bela-
stung der Vorfluter durch entwäs-
serungsbedingte Verschmutzun-
gen als auch die Überflutung von
Kellern, Verkehrswegen und Un-
terführungen kalkulierbar und
damit vermeidbar werden, kann
ein nachhaltiger Beitrag zur Ge-
sundheit von Mensch und Natur
geleistet werden.

Defizite

Allerdings: Eine generelle
Kontrolle sowie eine Überprü-
fung der zumeist durch Grobnet-
ze simulierten Abschläge sind
bislang nur eingeschränkt mög-
lich, denn der rechnerische
Nachweis der oben genannten
Entlastungsfrachten erfolgt im
Allgemeinen über Langzeitbe-
trachtungen mit vereinfachten
Modellansätzen. Eine auf hydro-
dynamischen Ansätzen basieren-
de Simulation mit dem komplet-
ten Kanalnetzmodell ist wieder-
um aufgrund der hohen Rechen-
zeiten für Langzeitbetrachtungen
nicht praktikabel. Der messtech-
nische Nachweis für Entla-
stungsabflüsse wird aufgrund
der einschränkenden Randbedin-
gungen an den Entlastungsbau-
werken in der Regel gar nicht
erst realisiert. 

Im niederbayerischen Buch
am Erlbach wird derzeit an der
Beseitigung der oben erläuterten
Defizite im Auftrag der Deut-
schen Bundesstiftung Umwelt
geforscht. Ein Team aus Mathe-
matikern, Informatikern und In-
genieuren der Firma tandler.com
arbeitet zusammen mit der Uni-
versität München, der Fachhoch-

schule Konstanz und zur Verifi-
kation herbeigezogene Ingeni-
eurbüros an dem Verbundpro-
jekt. Es ist Baustein der vollstän-
digen und ordnungsgemäßen
Umsetzung der EU-Wasserrah-
menrichtlinien mit dem Ziel, ei-
ne Wasserqualität zu erreichen,
von der keinerlei Gefahren für
Mensch und Umwelt ausgehen
und die eine langfristige Was-
serentnahme gewährleistet. 

Nach jahrelanger Pionierarbeit
auf dem Gebiet der Multiprozes-
sortechnologien wird nun durch 
den Einsatz des von dem mittel-
ständischen Unternehmen ent-
wickelten, innovativen „Kom-
plexen Parallelschrittverfahrens“
die Grundlage für die kontinuier-
liche, wirklichkeitsnahe Simula-
tion rückflussbehafteter, ver-
maschter und auch gesteuerter
Systeme geschaffen. 

Durch den gezielten Einsatz
von Armaturen können Schmutz-
frachtausträge nachhaltig beein-
flusset werden. Da das Pro-
gramm auch Modifizierungen
des Kanalnetzes, wie etwa den
Einsatz von Steuerelementen
wie Abflussbeschleunigern oder
-bremsen, erlaubt, ist es in Kon-
sequenz möglich, eine volle
Ausnutzung der Kanalspeicher-
volumina zu realisieren oder Ab-
lagerungen zu entfernen bzw. zu
vermeiden. Daten aus langjäh-
rigen lokalen Niederschlags-
auswertungen decken zudem
Schwachstellen bestehender und
neu zu planender Kanalisations-
systeme auf. Dieses neuartige
Verfahren macht es möglich, in-
dividuell zuverlässige Simulati-
onsergebnisse für Einzelereig-
nisse zu berechnen, wodurch der
Planungsprozess nachhaltig opti-
miert werden kann.

In Kooperation mit der Fach-
hochschule Konstanz und der
Technischen Universität Mün-
chen wurden die Modelle zu-
nächst im Labor auf ihre Gültig-
keit untersucht. Den Nachweis
der Praxistauglichkeit des wei-
terentwickelten Parallelschritt-
verfahrens liefert eine Konti-
nuumsimulation des Kanalnet-
zes der Stadt Landshut: Die Be-
rechnungsergebnisse weisen ei-
ne beeindruckende Nähe zu den
realen Verhältnissen auf. Weitere
Optimierungsberechnungen am
Beispiel des Einzugsgebietes
Bochum-Schattbach zeigen, dass

der Einsatz von innovativen
aber kostengünstigen Steue-
rungselementen Überstauungen
entgegenwirkt und eine be-
trächtliche Reduktion der Emis-
sionsmengen erreicht, ohne den
Entwässerungskomfort und die
Sicherheit des Kanalnetzes zu
beeinträchtigen. 

Höhere Funktionalität

Die Simulationen mithilfe des
neuen Systems verknüpfen die
unterschiedlichen Aspekte der
Kanalbewirtschaftung: Steue-
rung, Kanalreinigung, Nutzung
vorhandener Retentionsräume
sowie Regenwasserbehandlung
miteinander. Die erreichten Be-
schleunigungen oder Verzöge-
rungen von Abflüssen können
die Funktionalität erheblich er-
höhen und zu einem ökologisch
und ökonomisch optimierten Be-
trieb von Kanalnetzen in städti-
schen Einzugsgebieten führen.
Der Staatshaushalt profitiert
durch genauere Planungs- und
Simulationsmöglichkeiten im
Bereich der Siedlungswasser-
wirtschaft von möglichen Ein-
sparungen in Millionenhöhe.     

Schlamm bis hin zu solarge-
stützten Großanlagen, die neben
der Solarenergie auch externe
Niedertemperaturwärme nutzen
und dadurch einen sehr gerin-
gen Flächenbedarf aufweisen.

Das patentierte THERMO-
SYSTEM-Verfahren zur solaren
Klärschlammtrocknung zeich-
net sich, so Ritterbusch, durch
günstige Investitionskosten und
äußerst niedrige Betriebskosten
aus. Bei der solaren Klär-
schlammtrocknung nach dem
THERMO-SYSTEM-Verfahren
werde der Schlamm in einer ge-
wächshausähnlichen Gebäu-
dehülle auf dem Boden ausge-
bracht und in Abhängigkeit 
von Klimabedingungen und
Schlammzustand regelmäßig
gewendet und belüftet. Für die
Überströmung des Schlammes
sorgten zahlreiche energieopti-
mierte Ventilatoren im Decken-
bereich. Eine Klimaregelung
garantiere einen kontrollierten
Luftaustausch mit der Umge-
bung und stelle jederzeit opti-
male Trocknungsbedingungen
sicher.

Chargenbetrieb

Die solare Klärschlamm-
trocknung nach dem THER-
MO-SYSTEM-Verfahren erfol-
ge üblicherweise im Chargen-
betrieb. Dadurch ergäben sich
mehrere Vorteile: Einerseits
werde eine optimale Trock-
nungsleistung erreicht, da das
Trocknungsklima optimal an
den jeweiligen Schlammzu-
stand angepasst werden kann.
Zum anderen werde die kom-
plette Trocknungscharge bis
zum gewünschten Trockensub-
stanzgehalt getrocknet und kön-
ne anschließend direkt auf einen
LKW verladen werden. Zeitli-
che und witterungsabhängige
Schwankungen des TR-Gehalts,
wie sie bei kontinuierlichen Ver-
fahren auftreten, gebe es hier
nicht. Auf Grund des Chargen-
betriebs und der vollautomati-
schen Trocknung sei der Arbeits-
zeitbedarf minimal. Die Klima-
regelung sorge darüber hinaus
für eine energetisch optimale
Nutzung der Aggregate, so dass
ein sehr niedriger elektrischer
Energiebedarf sichergestellt ist.

Vor der Marktreife

Wie Dipl.-Ing. (FH) Rudolf
Bogner von der Hans Huber AG
in Berching sowie Prof. Dr.-Ing.
Martin Faulstich, Dr. Mario
Mocker und Dr.-Ing. Peter
Quicker, ATZ Entwicklungs-
zentrum, Sulzbach-Rosenberg,

erläuterten, bringen das ATZ
Entwicklungszentrum und die
Hans Huber AG derzeit ein Ver-
fahren zur dezentralen thermi-
schen Verwertung von Klär-
schlamm unter gleichzeitiger
Gewinnung elektrischer Ener-
gie zur Marktreife. Kernstück
des Verfahrens sei die Kombi-
nation der sog. Pebble-Heater-
Technologie mit einer Mikro-
gasturbine. Der im Pebble-Hea-
ter, einem Schüttschichtregene-
rator, zurück gehaltene Staub
werde nicht in die Turbine aus-
getragen, sondern verbleibe
zunächst in der Schüttung. Für
die Installation eines aufwändi-
gen Heißgasfiltersystems beste-
he aus jetziger Sicht keine Not-
wendigkeit. Für die Erstanlage
sei eine elektrische Leistung
von 100 kW vorgesehen. Die
Installation einer derartigen An-
lage biete den Klärwerksbetrei-
bern Unabhängigkeit vom Ent-
sorgungsmarkt und langfristige
Kostensicherheit.

Verwertung in Kraftwerken

Mit der „Energetischen Ver-
wertung von Klärschlämmen in
Kraftwerken“ befasste sich
schließlich Anton Barstorfer,
Fa. EON AG, Hannover. Seiner
Ansicht nach stellt die Klär-
schlammmitverbrennung ein
praxiserprobtes Verfahren mit
ganzjährig höchster Entsor-
gungssicherheit dar. Kapazitä-
ten für die Mitverbrennung
stünden ausreichend zur Ver-
fügung, durch Schadstoffzer-
störung bzw. -entfrachtung und
stofflicher Verwertung der
Aschen und Energienutzung sei
die Mitverbrennung ökologisch
verträglich. Zudem seien keine
technischen bzw. wirtschaftli-
chen Risiken für KA-Betreiber
zu befürchten; auch handle es
sich bei diesem Vorgang um das
preiswerteste thermische Ent-
sorgungsverfahren. DK

Fitte Salzach
Die Salzachufer in Laufen

werden noch dieses Jahr für die
nächste Schneeschmelze fit ge-
macht. Dies erklärte Bayerns
Umwelt-Staatssekretär Otmar
Bernhard in München. Die Sa-
nierung der Unteren Salzach ist
ein länderübergreifendes Pro-
jekt mit Österreich. Bayern geht
mit dem neuen Teilabschnitt der
etwa 450.000 Euro teuren Maß-
nahme am Ortsausgang von
Laufen in Vorleistung. In der 
ersten Bauphase werden lokale
Sicherungsmaßnahmen für Lau-
fen ergriffen.
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Miltenberg und Wörth am Untermain: 

Vorbild für Kombination von
Schutzelementen

Mit intelligenten Lösungen Hochwasserschutz verbessern und Stadtbild erhalten
Ungarische Delegation vertieft Zusammenarbeit mit Freistaat

Rund 450 Millionen Euro stellt der Freistaat von 2006 bis 2008
für den Hochwasserschutz zur Verfügung. Derzeit laufen bay-
ernweit rund 400 Projekte. „Hochwasserschutzkonzepte gibt es
nicht „von der Stange“, sondern nur maßgeschneidert“ sagte
der Präsident des Bayerischen Landesamtes für Umwelt (LfU),
Albert Göttle. Als Musterbeispiele für intelligente Lösungen gel-
ten die Städte Miltenberg und Wörth am Untermain. 

Gerade die Kombination aus
einem fest gebauten Grund-
schutz und mobilen Elementen
gilt dort als vorzüglich gelöst.
Besonderer Vorteil: das histori-
sche Stadtbild wird so wenig wie
möglich durch feste Hochwas-
serschutzmauern beeinträchtigt.

Mobile Elemente

Erst bei starkem Hochwasser
kommen die mobilen Elemente
zum Einsatz. Rasch aufgebaut,
schützen sie dann auch vor star-
ken Fluten. So bleibt vor allem

die wichtige Mainbrücke in Mil-
tenberg auch bei Hochwasser
passierbar. Von diesem Konzept
überzeugte sich heute eine unga-
rische Delegation von Fachleu-
ten und vertiefte damit die Zu-
sammenarbeit mit dem Freistaat.
Die Fachleute des LfU und der
Wasserwirtschaft unterstützen
mit ihrem Knowhow ein Hoch-
wasserschutzkonzept an der
Theiß (Tisza). Denn an Ungarns
Hauptfluss haben Rekordhoch-
wasser in den Jahren 1998 bis
2001 und vor allem in diesem
Jahr im April zu weiträumigen

Überflutungen und großen Schä-
den geführt.

Drei Mal „Land unter“

In den 90er Jahren hieß es in
Miltenberg bei starken Hoch-
wassern drei Mal „Land unter“.
Besonders betroffen war die hi-
storische Altstadt, Anziehungs-
punkt von jährlich etwa 100.000
Touristen. Denkmalschutz und
die besondere Lage spielten des-
halb beim Hochwasserschutz-
konzept eine wichtige Rolle. Das
maßgeschneiderte Schutzkon-
zept setzt auf ein kombiniertes
System: Eine Stahlbetonmauer
bietet den Grundschutz. Sie ist
mit dem ortsüblichen Buntsand-
stein verkleidet und passt sich
gut in das Stadtbild ein. Durch-
gänge und Zufahrten bleiben frei
und können bei Hochwasser mit
mobilen Elementen aus Damm-
balken gesichert werden. 

Lange Vorwarnzeit

Auf den Grundschutz setzt bei
starkem Hochwasser der mobile
Schutz auf: die Mobilteile aus
Stahl und Aluminium können
bei Gefahr rechtzeitig auf die
feste Schutzwand montiert wer-
den. Rund zwölf Millionen Euro
wurden bisher in den Hochwas-
serschutz von Miltenberg inve-
stiert, acht Millionen hat der

Friedrich Loscher-Frühwald feierte seinen 65.:

Kommunal- und Landes-
politik sinnvoll verbunden
Baudenbach (pmw). Die sinnvolle Verbindung der Kommunal-
mit der Landespolitik verkörpert beispielhaft Friedrich Lo-
scher-Frühwald, der kürzlich das 65. Lebensjahr vollenden
konnte. 30 Jahre lang war er Mitglied im Marktgemeinderat
seiner Heimatgemeinde Baudenbach und seit 1978 ist er Mit-
glied des Kreistages im Landkreis Neustadt a.d. Aisch - Bad
Windsheim.

Und weil er mehr als zwanzig
Jahre auch Mitglied des Bayeri-
schen Landtags war, befand sich
CSU-Fraktionsvorsitzender Joa-
chim Herrmann unter den ersten
Gratulanten: „Als langjähriger
Vorsitzender des Ausschusses
für Ernährung, Landwirtschaft
und Forsten des Bayerischen
Landtags warst Du immer ein
ebenso sachkundiger wie zuver-
lässiger Vertreter der Belange
der Landwirtschaft“, so Herr-
mann, auch Vorsitzender des
CSU-Bezirksverbandes Mittel-
franken. In dieser Eigenschaft
sei sein Handeln stets an dem
Ziel ausgerichtet gewesen, den
Erhalt der natürlichen Lebens-
grundlagen mit den Interessen
des bäuerlichen Berufsstandes in
Einklang zu bringen.

Bodenhaftung bewahrt

CSU-Kreisvorsitzender Hans
Herold, Loscher-Frühwalds Nach-
folger im Bayerischen Landtag
und 1. Bürgermeister in Ipsheim,
stellte bei seiner Gratulation be-
sonders die Bodenhaftung des
Jubilars heraus: „Du bist immer
einer von uns geblieben, warst
und bist stets für die Menschen
deiner Heimat da, und du hast
Wesentliches zur politischen Ge-

staltung des Lebensraumes bei-
getragen“. Natürlich gratulierten
neben vielen anderen auch der
heimische Wahlkreisabgeordne-
te im Deutschen Bundestag, Par-
lamentarischer Staatssekretär
Christian Schmidt und dessen
Vorgänger, Bundesminister a.D.
Dr. Werner Dollinger. Beide ha-
ben sich ihre politischen Sporen
ebenfalls in der Kommunalpoli-
tik verdient.

Es gibt noch vieles zu tun

In den wirklichen Ruhestand
ist der Jubilar nicht getreten: Ne-
ben seinen vielfältigen Aufgaben
als Stellvertreter des Landrats ist
Friedrich Loscher-Frühwald seit
einem guten Jahr auch Präsident
des Fischereiverbandes in Mit-
telfranken. Auch den Bauernhof
betreibt er noch heute und er
kümmert sich mit großer Freude
inzwischen gemeinsam mit sei-
ner Familie um die Enkelkinder.
Sein verlässliches Handeln mit
klarer Ausrichtung auf das Ge-
meinwohl wurde nicht nur mit
Bundes- und Landesauszeich-
nungen gewürdigt, sondern auch
mit der Kommunalen Verdienst-
medaille, dem Kreisehrenzei-
chen in Gold und der Ehrenbür-
gerwürde in Baudenbach. 

Unser Bild zeigt Friedrich Loscher-Frühwald umrahmt von
seiner Frau Renate und Hans Herold, MdL. Bild: pmw

Freistaat getragen. Ein Konzept,
das sich bereits beim Januar-
hochwasser 2003 erstmals be-
währt hat. Die maßgeschneider-
ten Lösungen für Miltenberg und
für die benachbarte Stadt Wörth
am Main sind möglich, weil sich
dort die Hochwasser frühzeitig
ankündigen und eine ausrei-
chend lange Vorwarnzeit haben.

Patnerschaft mit Ungarn

Die Zusammenarbeit zwi-
schen Bayern und Ungarn in Sa-
chen Hochwasserschutz hat Tra-
dition: Vor drei Jahren hatte Bay-
erns Umweltminister Werner
Schnappauf eine Hochwasser-
schutz-Partnerschaft Bayerns
mit Ungarn vereinbart. Sie ist ein
Teil des seit 1991 bestehenden
bayerisch-ungarischen Koopera-
tionsabkommens staatlicher
Wasserexperten. 

Die Besichtigung am Main
vertiefte den Erfahrungsaus-
tausch im technischen Hochwas-
serschutz. Wasserfachleute des
bayerischen Umweltministeri-
ums, des LfU, der Regierung
von Unterfranken und des Was-
serwirtschaftsamtes Aschaffen-
burg nahmen daran teil. Die un-
garische Delegation wurde von
Miklos Varga, dem stellvertre-
tenden Umweltstaatssekretär,
angeführt. Das EU-Beitrittsland
Ungarn wurde in den letzten Jah-
ren mehrfach von Flutkatastro-
phen heimgesucht. Verheerende
Überschwemmungen traten vor
allem im April 2000 und im
April diesen Jahres an der Theiß
auf. Die Theiß ist mit fast 600
Kilometer Länge Ungarns be-
deutendster Fluss, der in Serbien
in die Donau mündet. Bayern
hatte die Einsatzkräfte in einer
Sofortaktion mit Sandsäcken un-
terstützt.

Gelungener Landkreis-Auftritt
Werbung für die Region und die eigenen Produkte

Sehr zufrieden mit dem Verlauf der diesjährigen ufra in
Schweinfurt waren auch alle Beteiligten beim Messe-Auftritt des
Landkreises Schweinfurt. Tourismus Service Zentrum Schwein-
furter Land, Kreisentwicklung, Wirtschaftsförderung, Gemein-
den und Gemeindeallianzen, Direkterzeuger, Winzer, Kommu-
nale Jugendarbeit, Gleichstellungsstelle, Abfallwirtschaft und
Umweltamt sorgten für ein abwechslungsreiches und informati-
ves Programm in Halle 1, wo auch die Show- und Medienbühne
der FH beheimatet war. 

Der Schweinfurter Volksfest-
platz hatte sich in eine Erlebnis-
meile für Groß und Klein ver-
wandelt. Dabei präsentierten
sich im Rahmen des Land-
kreisauftrittes 26 Gemeinden mit
erlesenen Weinen und köstlichen
regionalen Produkten aus Kü-
che, Hof und Keller, aber auch
mit vielen Informationen über
das Schweinfurter Land. Tatkräf-
tige Unterstützung gab’s vom
Team des Landratsamtes um
Konrad Bonengel (Leiter der
Kreisentwicklung), Tourismus-
referentin Tanja Dannhäuser und
Wirtschaftsreferent Walter Roth,
die Radwanderkarten, Reisefüh-
rer, Imagekarte und jede Menge
Wissenswertes über die Region
im Gepäck hatten. Neben Ga-
stronomen, Unterkunftsbetrie-
ben und Direktvermarkter waren
auch Gästeführer und Vertreter
von Museen vor Ort. 

Gemeindeallianzen

Die vier Gemeindeallianzen der
Region - Allianz Oberes Werntal,
Schweinfurter Oberland, Schwein-
furter Mainbogen und Region
Main-Steigerwald -, die Gemein-
den, Winzer und Direktvermark-
ter warben für das vielfältige 
Angebot der Urlaubsregion
Schweinfurt und seine Produkte. 

Dabei zeigte sich einmal
mehr: Im unkomplizierten Kon-
takt liegen die Chancen und
Stärken des Landkreises, der
Winzer und des hiesigen Mittel-
standes.

Die Messe bot den idealen
Rahmen für Gespräche, Brauch-
tumspflege und Geselligkeit so-
wie gleichzeitig beste Möglich-
keiten, geschäftliche Kontakte zu
initiieren oder zu pflegen. Spezi-
elle Aktionstage zu den Themen
Öffentlicher Personen-Nahver-
kehr, Energieagentur Schwein-
furter Land, Rollende Spielkiste
der Kommunalen Jugendarbeit,
Gleichstellungsstelle und zum
Thema „Ökologie und Soziales“
waren weitere Schwerpunkte. 

Abfall und Recycling

Neben dem gelungenen Mes-
seauftritt in Halle 1 war der
Landkreis auch in Halle 19 ver-
treten: Hier informierte die Ab-
fallwirtschaft/Abfallberatung
des Landratsamtes gemeinsam
mit den Abfallberatungen der
Stadt Schweinfurt und des Land-
kreises Bad Kissingen über Roh-
stoffe, Recycling und Entsor-
gung. Daneben zeigte eine Son-
derausstellung Vergänglichkeit
und Verfall einer intakten Um-
welt auf. 

Hochkarätige Gäste auf der UFRA: Die Bundesminister Michael
Glos und Horst Seehofer trafen sich mit Landrat Harald Leit-
herer am Stand des Landkreises Schweinfurt.

Büchergeld in der Praxis: 

Landrätin Pauli zeigt 
Verständnis für Ärger und

Sorgen der Eltern
Für neunte Klassen können Bücher nicht nachbestellt werden
In vier Jahren werden zwei Abiturjahrgänge auf einmal fertig

Das im Schuljahr 2005/2006 vom Freistaat Bayern eingeführte
Büchergeld sorgt sowohl beim Landkreis Fürth als auch bei den
Eltern der Landkreisschulen für Verärgerung. „Zur Zeit erhal-
ten wir verstärkt Anrufe von Erziehungsberechtigten, die sich
über das Büchergeld beschweren. Zum einen gibt es Proteste ge-
gen die zu zahlenden Gebühren selbst, zum anderen sorgt das
Büchergeld aber vor allem in den neunten Klassen der Gymnasi-
en für Verunsicherung“, erläutert Landrätin Dr. Gabriele Pauli.

So stünden viele Neuntklässler
derzeit vor dem Problem, dass
sie teilweise gar keine Bücher
mehr für einzelne Fächer hätten:
Durch die Einführung des ver-
kürzten Gymnasiums G8 wur-
den neue Lernmittel eingeführt.
Für Schüler im auslaufenden G9
gibt es dagegen keine neuen
Bücher. Die alten Bücher wür-
den wiederum nicht mehr ge-
druckt und so sei eine Nachbe-
schaffung ebenfalls nicht mehr
möglich. „So bleibt nur die Al-
ternative, Kopien vorhandener
Bücher anzufertigen. Die Eltern
müssen aber für diese Kopien in
der Regel bezahlen, da das
Büchergeld nur zweckgebunden
für den Ankauf von Büchern
ausgegeben werden darf. Dieser
Zustand ist völlig inakzeptabel
und bedarf dringend einer Lö-
sung“, so Dr. Gabriele Pauli, die
den Ärger der Eltern verstehen
kann. Ihre Forderung: „Für Schü-
ler, die noch nach dem alten
Schulsystem unterrichtet wer-
den, sollte der Staat das Bücher-
geld übernehmen. Das wäre eine
faire Lösung.“

Briefe an das 
Kultusministerium

Wie sie betont, hat der Land-
kreis das Büchergeld aber nicht
zu verantworten. Die Gebühr für
Lernmittel geht auf den Freistaat
zurück. Die Landrätin hatte im

Vorfeld in vielen Briefen an das
Kultusministerium und andere
Entscheidungsträger auf die be-
fürchteten Probleme mit dem
Büchergeld hingewiesen. 

Befürchtungen bestätigt

Dr. Gabriele Pauli hatte da-
mals dafür plädiert, das Bücher-
geld nicht einzuführen, sie warn-
te zugleich vor dem bürokrati-
schen Aufwand. „Nun haben
sich all unsere Befürchtungen
bestätigt, ausbaden müssen die
Kritik der Eltern nun die Ge-
meinden und Landkreis vor Ort.
Der Freistaat ist fein raus, weil er
sich finanziell entlastet, indem er
uns zu Gebühreneintreibern ge-
macht hat“, sagt die Landrätin.
Während vorher der Staat zwei
Drittel der Ausgaben für lernmit-
telfreie Bücher in Form von Zu-
schüssen bezahlt hat, muss er
seit 1. August 2005 nur noch ei-
nen Betrag in Höhe von 4 Euro
je Schüler und Jahr leisten. Die
restliche Finanzierung der
Schulbücher wurde auf die El-
tern und die Kommunen verla-
gert. Der Verwaltungsaufwand
durch das Einziehen des Bücher-
gelds sowie durch die Nachver-
folgung von Zahlungsrückstän-
den geht voll zu Lasten des
Landkreises. 

Beim Landkreis Fürth einge-
hende Forderungen der Eltern,
das Büchergeld einfach nicht

mehr zu erheben, können aber
leider nicht erfüllt werden. 

Wie die Landrätin betont,
komme der Landkreis nicht um-
hin, das Büchergeld zu verlan-
gen. Eine Befreiung sei nicht
möglich. „Das bayerische Innen-
ministerium hat uns dies aus-
drücklich untersagt, wir haben
leider keinen Spielraum.“

Nachteile für G9

Von Eltern der Landkreis-
Gymnasien wurde die Landrätin
mit einem weiteren Problem
beim G8 konfrontiert: In vier
Jahren werden gleich zwei Abi-
turjahrgänge bayernweit auf ein-
mal mit dem Gymnasium fertig:
Zum einen die Schüler des ein
Jahr kürzeren G8, zum anderen
aber auch die Abiturienten, die
sich jetzt in der neunten Klasse
des auslaufenden neunjährigen
Gymnasium befinden. „Damit
müssen die Arbeitsmärkte, aber
auch die Universitäten in vier
Jahren doppelt so viele Abituri-
enten verkraften. Die G9-Eltern
befürchten, dass ihre Kinder ge-
genüber dem gleichzeitigen G8-
Entlass-Jahrgang im Nachteil
sind, weil letztere neben den bes-
seren Unterrichtsmaterialien
auch den besseren Unterricht ha-
ben“, so die Landrätin. 

Mitmachen, gewinnen
und die Zukunft gestalten

Miller startet 
Allgäuer Ideenwettbewerb
Zur Stärkung und weiteren

Entwicklung des Allgäus haben
die Aktionsgruppen der vier All-
gäuer Landkreise und die Allgäu
Initiative den Wettbewerb „Neue
Ideen fürs Allgäu“ ausgeschrie-
ben. Wie Landwirtschaftsmini-
ster Josef Miller beim Start-
schuss des LEADER-Plus-Pro-
jekts in Kempten sagte, sollen
damit neue Möglichkeiten ge-
funden werden, die Wettbewerbs-
kraft und Lebensqualität der
ländlich geprägten Region zu er-
höhen. Für die Teilnehmer lohnt
es sich laut Miller mitzumachen:
Die Sieger erhalten über Sponso-
ren Geldpreise, jedes Projekt
wird öffentlich vorgestellt und
ausgezeichnete Ideen erhalten ei-
ne weitergehende Betreuung, bis
sie umsetzungsreif sind.

Nach Ansicht des Ministers
bietet das EU-Programm ergän-
zend zu den bayerischen Maß-
nahmen der Dorferneuerung und
Flurneuordnung einen hervorra-
genden Ansatzpunkt, neue Wege
zu beschreiten und über innova-
tive Ideen vorhandene Stärken
sowie Chancen der ländlichen
Räume zu nutzen. 



19. 10. 2006 AUS DEN BAYERISCHEN KOMMUNENGZ 13

Beim Unterzeichnen der Stiftungsurkunde: In der vorderen Rei-
he von links Stiftungsvorsitzender Landrat Reinhard Leutner
und Geschäftsführer Erhard Schlottermüller, dahinter Stiftungs-
ratsvorsitzender Notar Dr. Johannes Schmidtlein, Robert Gack,
Gertrud Moll-Möhrstedt und Dr. Hartmut Trier.

Von links: Konrad Haberger, Projektleiter „InnBrücke21“,
Landrat Hanns Dorfner, Helga Grömer, Leiterin der Land-
volkshochschule Niederaltaich sowie Andreas Sperling, Agen-
da 21-Koordinator des Landkreises Passau.

Metropolregion Nürnberg:

Erstmals bei den
Open Days in Brüssel

Vom 9. bis zum 12. Oktober fanden in Brüssel die „Open Days
- Europäische Woche der Regionen und Städte“ statt. Erstma-
lig war die Metropolregion Nürnberg bei dieser alljährlich
größten Veranstaltung zur Regionalpolitik der EU mit dabei.
Eine mehrköpfige Delegation aus der Metropolregion mit
Oberbürgermeister Dr. Ulrich Maly und Landrätin Dr. Gabri-
ele Pauli präsentierten in einem Workshop sowie mit einem
Stand am extra eingerichteten „Investor´s Café“ der Open
Days die neue Metropolregion.

Die Open Days umrahmten
die Sitzungen des Ausschusses
der Regionen, die vom 10. bis
12.10. stattfanden. Der Aus-
schuss der Regionen ist eine po-
litische Versammlung, die die In-
teressen der lokalen und regiona-
len Gebietskörperschaften bei
der Konzipierung neuer EU-Vor-
schriften vertritt. Dr. Ulrich Ma-
ly ist Vertreter des deutschen
Städtetages im Ausschuss der
Regionen. 

3000 Entscheidungsträger

Bei den Open Days trafen sich
drei Tage lang rund 3000 Ent-
scheidungsträger und Akteure aus
Politik, Wirtschaft und dem Fi-
nanzbereich sowie Vertreter eu-
ropäischer Einrichtungen, um die
aktuellen Themen der europäi-
schen Regionalpolitik sowie bei-
spielhafte Projekte aus den Re-
gionen und neue Förderprogram-
me zu diskutieren. 

130 Regionen und Städte aus
ganz Europa und 110 Workshops
weist die stolze Bilanz der Open
Days für 2006 aus. Dieses Jahr
stand die Veranstaltung unter dem
Motto „In die europäischen Re-
gionen und Städte investieren.“

In einem gut besuchten Work-
shop referierte die Geschäftsfüh-
rerin der Metropolregion Nürn-
berg, Christa Standecker gemein-
sam mit den Referenten aus Glas-
gow, Athen, Rhein-Neckar und
Rhein-Main zum Thema „Le-

bensqualität und Wettbewerbs-
fähigkeit“. Dabei gehört die Le-
bensqualität zu den Kernkompe-
tenzen der hiesigen Metropolregi-
on. Ein reiches kulturelles Erbe,
die polyzentrale Struktur der Re-
gion und eine starke Wirtschafts-
und Innovationskraft sind dafür
Garanten. 

Für Oberbürgermeister Dr. Ul-
rich Maly, Ratsvorsitzender der
Metropolregion Nürnberg ist
klar: „Wir haben eine hohe Le-
bensqualität und müssen sie nicht
erst durch Projekte verbessern.
Ob Sie an die Wagner-Festspiele
in Bayreuth, unsere Weltkulturer-
bestätten mit der Würzburger Re-
sidenz, dem Limes im Landkreis
Weißenburg-Gunzenhausen oder
die Bamberger Altstadt denken -
sie sind Beispiele für die weltwei-
te Ausstrahlung unserer Region.
Deshalb ist die Kommunikation
der Lebensqualität als Teil der in-
ternationalen Marke Metropolre-
gion Nürnberg eine wichtige Auf-
gabe. Europa ist eine zentrale
Plattform für unsere Metropolre-
gion und die Woche der Städte
und Regionen eine gute Gelegen-
heit, um neue Kontakte zu knüp-
fen und Projekte zu entwickeln.“

Landrätin Dr. Pauli ist sich si-
cher: „Die Zukunft der ländli-
chen Räume liegt in der engen
Zusammenarbeit in der Metro-
polregion. Erst mit der Metro-
polregion Nürnberg macht auch
für unsere Landkreise ein Auf-
tritt in Brüssel Sinn.“

Landkreis Lichtenfels:

Bürgerstiftung für Jugend
und Familie gegründet

„Die Stiftung wird Gutes tun, und sie wird dringend ge-
braucht.“ Mit diesen Worten brachte Landrat Reinhard Leut-
ner auf den Punkt, dass mit der Gründung der „Bürgerstiftung
für Jugend und Familie im Landkreis Lichtenfels“ ein wegwei-
sendes Projekt aus der Taufe gehoben werden konnte. 13 Per-
sönlichkeiten aus dem oberfränkischen Landkreis Lichtenfels
legten im ersten Schritt mit einem Kapital von rund 150.000
Euro einen beachtlichen Grundstock.

Der Handlungsspielraum der
öffentlichen Institutionen sei
eingeschränkt, analysierte der
Landrat bei der Gründungsver-
sammlung am 25. September
2006 im Landratsamt Lichten-
fels. Deshalb sei gerade in wirt-
schaftlich nicht einfachen Zeiten
bürgerschaftliches Engagement
eine wichtige Voraussetzung für
die Zukunftsfähigkeit unserer
Gesellschaft. So sei es sehr er-
freulich, dass sich in dieser Stif-
tung Bürger des Landkreises
Lichtenfels zusammen fänden,
die sich mit Freude am Gemein-
sinn zur Förderung von Jugend
und Familie in ihrer Heimatregi-
on einbringen wollten.

Die Bürgerstiftung sei offen
für alle, die mit kleinen oder
größeren Beträgen im Sinne des
Stiftungszwecks helfen und da-
bei den rechtlichen und verwal-
tungsmäßigen Aufwand einer
eigenen Stiftung vermeiden
wollten, so Reinhard Leutner.
So könne man sowohl spenden
für sofortige Projekt- und För-
derarbeit wie auch „zustiften“
zum Kapitalstock, der dauerhaft
erhalten bleiben müsse und lau-
fende Erträge für die Stiftungs-
zwecke sichere. Auch testamen-
tarische Verfügungen seien
möglich. 

Attraktive steuerliche Rege-
lungen flankierten die guten Ta-

ten, erläuterte der stellvertreten-
de Vorsitzende des Stiftungsra-
tes, Steuerberater WP Robert
Gack. So könnten neben den
fünf Prozent des Gesamtbe-
trags des Jahreseinkünfte (bei
Selbständigen wahlweise zwei
Prozent des Umsatzes) zusätz-
lich 20 450 Euro pro Jahr und
in den ersten zwölf Monaten
nach Gründung sogar bis zu
307 000 Euro Zuwendungen
steuerlich als Sonderausgaben
- hier frei verteilbar auf bis zu
zehn Jahre - geltend gemacht
werden. 

Unterstützung nach Kräften

Die Gründer wählten zu ihrem
Stiftungsvorstand einstimmig
Landrat Reinhard Leutner. Ge-
schäftsführer wurde mit Erhard
Schlottermüller, Sparkasse Co-
burg - Lichtenfels, einer der Miti-
nitiatoren. Dem Stiftungsrat steht
Notar Dr. Johannes Schmidtlein
vor, neben seinem Stellvertreter
Robert Gack gehören diesem Ent-
scheidungsgremium mit Christine
Leikeim, Gertrud Moll-Möhrstedt
und Dr. Hartmut Trier drei Unter-
nehmerpersönlichkeiten aus dem
Landkreis Lichtenfels an.

Abschließend appellierte der
Landkreischef an mögliche Spen-
der, die Stiftung nach Kräften zu
unterstützen.

Grenzübergreifendes Projekt „InnBrücke 21“:

Erste UNESCO-Auszeichnung 
im Landkreis Passau

Große Freude herrscht bei den Projektträgern des grenzüber-
greifenden Projektes „InnBrücke 21“. Die Deutsche Kommis-
sion der UNESCO, des Kultur- und Bildungsprogramms der
Vereinten Nationen, hat nämlich entschieden, dem grenzüber-
greifenden Agenda-21-Projekt „InnBrücke21“ das Prädikat
eines offiziellen UNESCO-Projekts der Dekade „Bildung für
Nachhaltige Entwicklung“ zuzuerkennen. 

Das gemeinsame Projekt 
„InnBrücke21“ der Landvolks-
hochschule Niederaltaich mit
den Landkreisen Passau, Deg-
gendorf und Altötting und mit
österreichischen Partnern ist
bisher das einzige Projekt im
Landkreis Passau, das sich nun
buchstäblich mit der UNESCO-
Fahne schmücken kann. Damit
wurde kein tatsächlicher, son-
dern ein geistiger Brückenbau
über die Grenze des Inns hin-
weg ausgezeichnet. 

Fahne der Nachhaltigkeit

Zusammen mit Helga Grö-
mer, der Leiterin der Land-
volkshochschule Niederaltaich
und dem Projektleiter Konrad
Haberger hisste Passaus Land-
rat Hanns Dorfner im Beisein
des Agenda-21-Koordinators
des Landkreises Passau, And-
reas Sperling als äußeres Zei-
chen der Prädikatisierung an ei-

nem der Fahnenmasten vor dem
Landratsamt Passau die UNES-
CO-Fahne der Nachhaltigkeit.

Schöpfung bewahren

Die Vereinten Nationen hat-
ten im vergangenen Jahr dazu
aufgerufen, im Zeitraum von
2005 bis 2014 weltweit die An-
strengungen für Nachhaltig-
keits-Bildung zu verstärken: In
Kindergärten, Schulen und in
der Erwachsenenbildung solle
das Bewusstsein für die Bewah-
rung der Schöpfung und für ei-
nen zukunftsfähigen Lebensstil
geschärft werden. Projekte, die
diese Bewusstseinsbildung in
besonderem Maße fördern und
zur Nachahmung anregen, kön-
nen den Titel eines „offiziellen
Dekade-Projektes“ erlangen. In
ganz Deutschland wurden bei
der jüngsten Auswahl-Runde
100 Projekte ausgezeichnet, da-
von 20 in Bayern.

Regionaltage des Landkreises Regensburg:

Burgensteige und 
Obsterlebnisweg

Zum vierten Mal fanden heuer die landkreisweiten Regionaltage
statt. In über 50 Veranstaltungen und Aktionen präsentierte sich ei-
ne Woche lang ein vielfältigerLandkreis Regensburg mit seinen kul-
turellen Besonderheiten, den für die Region typischen Produkten
und seinen interessanten und innovativen Betrieben und Firmen. 

Mit der Stärkung des Land-
kreisbewusstseins verband Land-
rat Herbert Mirbeth auch die
Chance, bei dieser landkreis-
weiten Aktionswoche regionale
Wirtschaftskreisläufe stärker in
das Bewusstsein der Bevölke-
rung zu rücken. 

Bei den diesjährigen Regional-
tagen stellte der Landkreis sein
neues Wanderkonzept der „Bur-
gensteige“ vor, das einige der
über 70 Burgen und Burgruinen
des Kulturraums zu einem at-
traktiven Wanderweg verbindet.
Rund 330.000 Menschen, beson-
ders auch junge Familien, leben
und arbeiten im Raum Regens-
burg. Ihnen will der Landkreis in
Zusammenarbeit mit den Ge-
meinden Mirbeth zufolge attrakti-
ve Erholungsmöglichkeiten bie-
ten. Dies gilt auch für den „Ob-
sterlebnisweg“, der zusammen
mit der Stadt Hemau, dem Markt
Beratzhausen und dem Markt
Kallmünz konzipiert wurde und
neben interessanten Informatio-
nen zu heimischen Obstsorten ei-
ne neue Wanderroute zwischen
den beiden reizvollen Tälern der
Laber und der Naab schafft. 

Wie viele schöne Gegenden es
im Landkreis gibt, darauf muss
oft erst aufmerksam gemacht
werden. Die „JuraWegWeiser“,
geprüfte Natur- und Landschafts-
führer, übernahmen diese Aufga-
be gern und zeigten den Weg im
Rahmen attraktiver und unterhalt-

samer Wanderungen und Führun-
gen. Während der Regionaltage
wurde in zahlreichen Gaststätten
die Möglichkeit offeriert, auf ei-
ner speziellen Speisekarte regio-
nale Produkte serviert zu bekom-
men. „Regional genießen“ nennt
sich diese vom Landkreis initiierte
Aktion mit einer Auswahl heimi-
scher Schmankerl. Die Bauern-
märkte der Region richteten für
Ihre Kunden festliche Tafeln an
und luden nicht nur zum Kaufen,
sondern auch zum Verkosten
heimischer Produkte und Ge-
richte ein. Beim Regionalmarkt
in Wörth a. d. Donau kochte so-
gar Bürgermeister Anton Rothfi-
scher selbst. 

Die Leistungsfähigkeit und
Vielfalt heimischer Firmen und
Betriebe präsentierten die Regio-
naltage beispielhaft im Gewerbe-
gebiet des Marktes Schierling
beim Tag der offenen Betriebe.
An diesem Tag konnte man hinter
die Kulissen blicken und auch das
Entstehen eines Produktes verfol-
gen, z.B. bei einer Fahnensticke-
rei oder einem Getränkehersteller.
Das Holzforum Regensburger
Land warb für „ Massivholz aus
der Region - wie es wächst, wie
es verarbeitet wird und was man
draus machen kann“ mit zwei Ex-
kursionen. Denn, so ist sich
Landkreischef Mirbeth sicher,
„vom heimischen Baustoff Holz
kann am besten das gute Bei-
spiel überzeugen“. DK

Regionalpartnerschaft Mittelfranken - Haute-Vienne:

Erfolgsmodell feiert
25-jähriges Bestehen

Es war europaweit die erste internationale Verbindung zwi-
schen zwei Regionen: Vor 25 Jahren unterzeichneten die Re-
präsentanten des Bezirks Mittelfranken und des französischen
Departements Haute-Vienne einen Partnerschaftsvertrag.
Nunmehr wurde das Jubiläum gebührend gefeiert.

Eine 25-köpfige Delegation
des Generalrats der französi-
schen Gebietskörperschaft mit
Vize-Präsident Bernard Brouille
an der Spitze besuchte Mittel-
franken. Neben Fürth, Nürn-
berg, Rothenburg und Ippes-
heim reisten die französischen

nen ein, ehe er Bernard Brouille
ein Gastgeschenk, ein fränki-
sches Fachwerkhaus aus Kera-
mik, überreichte. Anschließend
würdigte dieser die Partner-
schaft aus französischer Sicht.
Als Höhepunkt und Akt, der die
bestehenden guten Verbindun-
gen zwischen beiden Gebiets-
körperschaften symbolisiert,
pflanzten Bartsch und Brouille
gemeinsam eine Ess-Kastanie,
einen für das Département typi-
schen Baum, auf dem Gelände
des Bezirksrathauses.

An dieser Feierstunde neh-
men nicht nur Mitglieder des
Bezirkstags teil, sondern auch
die Bürgermeister und Vorsit-
zenden der Partnerschaftskomi-
tees der 16 mittelfränkischen
Gemeinden, die eine kommuna-
le Partnerschaft mit Orten aus
der Haute-Vienne pflegen. Das
Département Haute-Vienne bil-
det zusammen mit den Départe-
ments Creuse und Corrèze die
Region Limousin. Der Bezirk
Mittelfranken unterhält außer-
dem Partnerschaften mit den
beiden Départements Creuse
(seit 1989) und Corrèze (seit
1994) und dem Limousin (seit
1995). DK

Landkreis Augsburg:

Strehle gratulierte Fritz Hölzl
zum 65. Geburtstag

Der Stellvertreter des Landrats und Landtagsabgeordnete
Max Strehle (2. v. r.) sowie die Fraktionen des Kreistages gra-
tulierten dem Vizelandrat Fritz Hölzl (Bildmitte) zum 65. Ge-
burtstag. Strehle würdigte Hölzl, der auch Vorsitzender meh-
rerer Kreistagsgremien ist, als Brückenbauer zwischen den
Parteien und Generationen. Der Jubilar ist der Kultur- und
Heimatpflege sehr verbunden: „Mir ist es ein besonderes An-
liegen den Bürgerinnen und Bürgern die Wertigkeit von Hei-
mat zu vermitteln. Dies ist für mich eine der vornehmsten Auf-
gaben der Kommunalpolitik“, so Hölzl.

Richard Bartsch.

Gäste auch nach Ansbach, wo
in einer Feierstunde das 25-
jährige Partnerschaftsjubiläum
entsprechend begangen wurde.

Bezirkstagspräsident Richard
Bartsch ging in seinem Gruß-
wort auf die Bedeutung der
Partnerschaft für beide Regio-
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Fünf Jahre Netzwerk UNSER LAND
Schirmherr Alois Glück würdigte das Engagement der Aktiven

Das gesamte Netzwerk war nach Fürstenfeldbruck gereist, um
im Festzelt der FFB-Schau sein fünfjähriges Bestehen zu fei-
ern. Über 250 Menschen freuten sich bei dem Fest über den
Erfolg der gemeinsamen Arbeit. Ehrengast war der Schirm-
herr des Dachvereins UNSER LAND Alois Glück. 

„Was mich an UNSER LAND
besonders beeindruckt, ist die
große Kompetenz verbunden
mit einer Werteorientierung!“
Alois Glück, der Präsident des
Bayerischen Landtages und
Schirmherr des Dachvereins
UNSER LAND e.V. hielt eine
im wahrsten Sinne des Wor-
tes nachhaltige Festrede zum
fünfjährigen Bestehen des Netz-
werkes. „UNSER LAND orien-
tiert sich beispielhaft an den Be-
dürfnissen der Kunden auf der
Basis ökologischer, ökonomi-
scher, ethischer und sozialer
Grundlagen.“ 

Orientierung an den
Bedürfnissen der Kunden

Alois Glück brachte es damit
auf den Punkt. Durch diesen
Ansatz konnte die ursprüngli-
che Idee zum Netzwerk führen,
dessen erfolgreiche Arbeit sich
auf dem Engagement zahlrei-
cher Menschen gründet, die sich
für ihre Heimat einsetzen. Im
Jahr 2000 gründete sich un-
ter der Schirmherrschaft des
Bayerischen Landtagspräsiden-
ten der Dachverein UNSER
LAND e.V., in dem sich neun
Solidargemeinschaften aus zehn
Landkreisen zusammenschließen.
Das Netz umspannt die Regio-
nen rund um München und die
Landeshauptstadt sowie den
Landkreis München selbst.

Die Vorsitzenden der Solidar-
gemeinschaften nutzten den An-
lass, um auch Alois Glück zu
danken, der sich als Schirmherr
mit großer Konsequenz für das
Netzwerk engagiert. 

Dankesworte

Elsbeth Seiltz, die 1. Vorsit-
zende vom Dachverein UNSER
LAND e.V. fand treffende Wor-
te dafür: „Wir danken Ihnen,
Herr Glück, für Ihren Rat. Auf
unserem Weg liegen immer
wieder große Steine, die uns be-
hindern. Sie haben uns gehol-
fen, den richtigen Weg zu fin-
den, damit umzugehen.“

Alois Glück zeigte sich
berührt von dem Dank des
Netzwerkes. Elsbeth Seiltz
überreichte ihm im Namen aller
ein Kreuz aus Ähren.

Die Anfänge

Mit dem BRUCKER LAND
Brot nahm 1994 alles seinen
Anfang. Wie kann man Men-
schen den Wert regionaler Le-
bensmittelkreisläufe deutlich
machen? Diese Frage stellte
sich damals eine Gruppe Enga-
gierter aus der Katholischen 
Erwachsenenbildung. Die Ant-
wort lag auf der Hand. Die um-
fangreiche Information wurden

durch ‚das tägliche Brot’ aus der
Region ergänzt. Das erste
BRUCKER LAND Brot wurde
zum Botschafter, zum Träger
der Idee, die Lebensgrundlagen
für Menschen, Tiere und Pflan-
zen in der Region zu erhalten.
Es gründete sich die Solidarge-
meinschaft BRUCKER LAND.

Solidargemeinschaften

Inzwischen gibt es neun Soli-
dargemeinschaften im Netz-
werk, die alle nach dem Bei-
spiel von BRUCKER LAND
aufgebaut sind. Vertreter aus
den fünf tragenden Säulen 
Verbraucher, Handwerk/Han-
del, Kirche, Umwelt und Land-
wirtschaft wirken innerhalb der
Solidargemeinschaft mit.

Zu den Aufgaben gehört die
Erarbeitung der streng über-
wachten Richtlinien für Erzeu-
gung, Verarbeitung und Handel,
die ständige Kommunikation
mit den Verbrauchern, Politi-
kern und Entscheidungsträgern
zur Bewusstseinsbildung, das
Zusammenwirken mit anderen
Organisationen und die Unter-
stützung unterschiedlicher Pro-
jekte in den Regionen. Die eh-
renamtlich Aktiven nutzen mit
ihrem Engagement die Chancen
einer aktiven Bürgergesell-
schaft.

Vielfältige Produktpalette

Unter den jeweiligen Land-
kreisnamen bzw. dem UNSER
LAND Label umfasst das Sorti-
ment heute weit über 40 Pro-
dukte. Dazu zählen Grundnah-
rungsmittel wie Mehl, Milch,
Brot, Eier wie auch andere Pro-
dukte, z.B. Wiesenheu, Nager-
futter oder Schafwollerzeugnis-
se. Die Region hat viel zu bie-
ten. Der Blick von UNSER
LAND geht auch in Richtung
erneuerbare Energien. Sechs
der zehn Landkreise haben auf
die Initiative der Solidarge-
meinschaften hin bereits eine
Resolution zur kompletten
Umstellung auf erneuerbare
Energien bis 2035 erlassen.
Bei der Umsetzung dieses
Ziels arbeiten Solidargemein-
schaften aktiv mit.

Der Weg in die Zukunft

Das Netzwerk UNSER
LAND blickt über den eigenen
Tellerrand hinaus. Globalen
Entwicklungen kann nicht al-
lein mit einzelnen kleinen regio-
nalen Initiativen entgegen ge-
treten werden. Die Aussaat gen-
technisch veränderten Mais ist
eines der aktuellsten Beispiele
in dieser Hinsicht, Preisdum-
ping, Arbeitsbedingungen und
Monopolisierung großer Food-

konzerne gehören ebenfalls da-
zu. Deshalb engagiert sich das
Netzwerk auch in Zusammenar-
beit mit anderen Verbänden und
Initiativen. Dabei geht es um
die Bündelung von Kräften, um
eine Lobby zu schaffen und
größeres politisches Gewicht zu
bekommen und den verantwort-
lichen Politikern Impulse für
die Zukunft zu geben. So erar-
beitete UNSER LAND gemein-
sam mit gut 200 Vertretern von
Regionalinitiativen aus ganz
Deutschland die ‚Feuchtwanger
Charta’, ein Papier, in dem die
gemeinsamen Ideen und Ziele
definiert sind und das die
Grundlage für eine bundesweite
Zusammenarbeit bildet.

Netzwerke

Das Eine-Welt-Netzwerk
Bayern rief das Projekt ‚bio-re-
gional-fair’ ins Leben. Dort tref-
fen sich regelmäßig Bioverbän-
de, Fair-Handels-Gruppen und
Regionalinitiativen zur Zusam-
menarbeit. Auch dabei geht es
um das gemeinsame Engage-
ment auf verschiedenen Ebe-
nen wie Verbraucherinforma-
tion, Naturschutz, Lobbyarbeit
und letztlich um die Verwirkli-
chung der Ziele, die allen ge-
mein sind. Dies sind nur zwei
von einigen Beispielen der Zu-
sammenarbeit von UNSER
LAND mit anderen Organisa-
tionen.

Große Akzeptanz

Insgesamt freut sich das Netz-
werk UNSER LAND über die
große Akzeptanz der Verbrau-
cher. Dabei ist das ehrenamtli-
che Engagement zur Bewusst-
seinsbildung, die durchschauba-
ren Strukturen und die öffentli-
che Positionierung in politi-
schen Fragen das Geheimnis
des Erfolges. Die Menschen
möchten wissen, wer ihre Nah-
rungsmittel erzeugt, verarbeitet
und verkauft. Sie möchten wis-
sen, unter welchen Vorrausset-
zungen dies geschieht. Sie hin-
terfragen Organisationen wie
UNSER LAND und die damit
verbundene Philosophie. Ehr-
lichkeit und Transparenz sind
deshalb die Grundvorgaben, mit
denen UNSER LAND auch den
weiteren Weg beschreiten wird. 

Philosophie

Die nach ökologischen, öko-
nomischen und sozialen Kriteri-
en erzeugten Lebensmittel hat-
ten von Beginn an den Auftrag,
die UNSER LAND-Idee auf
den Tisch, in die Köpfe und in
die Herzen der Menschen zu
transportieren, die in der Region
leben. Fünf Jahre UNSER
LAND steht für den Erfolg die-
ser Arbeit und die Bereitschaft
der Verbraucher, sich mit den
Belangen ihrer Heimat ausein-
anderzusetzen.

Die Vorsitzenden aller Solidargemeinschaften des Netzwerkes UNSER LAND mit Alois Glück.

Dr. Herbert Lackner zeichnete den scheidenden Vorstand Ger-
hard Fuchs für sein langjähriges Engagement mit der „Goldenen
Ehrennadel“ der Stadt Bad Reichenhall aus. Foto: Spranger

Bad Reichenhall:

Der Wandel
schreitet voran

Neue Spitze beim Kurverein

Den katastrophalen Einbrüchen der Übernachtungszahlen auf
das Niveau von 1957 in den letzten 16 Jahren folgte ein Wandel
des Staatsbades hin zu einer Privatisierung und der Gründung
der BGL-Tourismus. Damit musste die Stadt auch ihre eigene
touristische Werbung in Form von Prospekten, Messebesuchen
und einer umfangreichen Administration aufgeben. In guten
Jahren standen dafür zwei Millionen Euro zur Verfügung, und
mit der Vermarktung war der Kur- und Verkehrsverein betraut.
Nach der Übertragung seiner ursprünglichen Aufgaben an die
BGLT mangelt es dem Verein mit 468 Mitgliedern heute an ei-
ner Zweckfindung.

So stand die Jahresversamm-
lung im Gasthof Bürgerbräu
ganz im Zeichen dieses Wan-
dels. Der seit 1994 amtierende
Vorsitzende Gerhard Fuchs
wollte unter diesen Vorzeichen
nicht zu einer Wiederwahl an-
treten und so rangen Gerhard
Landvogt vom Kurhotel Alpi-
na und Wolfgang Wehmeyer
vom Hotel Traunfeldmühle um
den neuen Vorsitz. Angeheizt
war die Stimmung der 100
Mitglieder im voll besetzten
Saal durch einen Bericht der
Heimatzeitung, in der Land-
vogt als Bewahrer und Weh-
meyer als Revoluzzer gezeich-
net wurden. Und überhaupt
wolle Wehmeyer auch gleich
den Namen des Vereins än-
dern, erzähle was jeder schon
wisse und sei zudem noch
Österreicher, verstieg sich der
Redakteur. Mit dieser Hypo-
thek der doch eher konservativ
ausgerichteten Vermieter stell-
te sich der Hotelier der Wahl.
Und damit nicht genug setzte
der ausscheidende Vorsitzende
Gerhard Fuchs, ein fast halb-
stündiges Referat des Stadtar-
chivars und Stadtheimatpfle-
gers Dr. Johannes Lang über
„Schätze Bad Reichenhalls“
und insbesondere die Tradition
der Kur im Staatsbad kurzer-
hand vor die anstehende Neu-
wahl.

Traditionen beibehalten

Der Historiker beschwörte
die Zuhörer nahezu, doch ja
nicht mit alten Traditionen zu
brechen, „eine Vernachlässi-
gung der Kurmittel ist der Un-
tergang.“ Das Alte habe dem
Ort ja sein Profil gegeben. Und
dazu zog er auch Traditionen
von Firmen heran und eine
2000jährige Geschichte als
Großsaline, die mit der Kur di-
rekt eigentlich nichts zu tun
haben. „Ja, die Stadtgründung
in München vor fast 850 Jah-
ren erfolgte zu einer Zeit, als
Bad Reichenhall für damalige
Verhältnisse schon eine an-
sehnliche Stadt war“, resü-
mierte Dr. Johannes Lang und
bekräftigte: „Identität schafft
Identifikation und das wieder-
um Souveränität.“

Dennoch entschieden sich
die Vermieter für den ‚Revolu-
zzer’ Wolfgang Wehmeyer mit
56 zu 40 Stimmen. Zweiter
Vorsitzender wurde einstim-

mig Dr. Johannes Kerschl von
der Klinik Prinzregent Luit-
pold. Und Wehmeyer bekräf-
tigt: „Wenn man Dinge erneu-
ern will, der heutigen Zeit an-
passen, dann muss man sich
auch als Kur- und Verkehrsver-
ein neu finden und auch das ist
eine Auseinandersetzung mit
der Geschichte und der eige-
nen Identifikation.“ So zeigte
der umtriebige Gastronom be-
reits vor Jahren mit der Grün-
dung der Salzhotels für Bad
Reichenhall Weitblick und
setzte entscheidende Impulse
und Aktivitäten zur Vermark-
tung dieser ältesten aller Tradi-
tionen in Bad Reichenhall.

Begrenzte Mittel

Auf den neuen Vorstand
wartet keine leichte Aufgabe.
„Wir haben kaum noch Geld in
der Kasse,“ beklagt Johanna
Gassner vom Kurhotel Schlos-
sberghof, der Kassier des Ver-
eins. Doch hatte sie gleich ei-
nen Vorschlag parat: „Wir
müssen aus eigenen Mitteln
50.000 Euro aufbringen und
die Stadt muss mit weiteren
50.000 Euro helfen um Bad
Reichenhall als Marke zu stär-
ken.“ Gerhard Fuchs prognos-
tizierte für 2006 einen erneu-
ten Rückgang für Bad Rei-
chenhall, „und das trotz der
wiedereröffneten Hotels Baye-
rischer Hof und Panorama.“ Er
verwies auf einen weiteren er-
schwerenden Umstand: „45
Prozent der Übernachtungen
verbuchen die Kliniken für
sich. Sie stellen aber nur 24
Prozent der Gäste.“

Offensive ist gefragt

Oberbürgermeister Dr. Her-
bert Lackner wünschte Glück
und eine gute Zusammenar-
beit für die Neuwahl. „Dieser
Abend zeigt unser gemeinsa-
mes Interesse, wenn auch mit
unterschiedlichen Vorstellun-
gen. Lasst uns zusammen an
‚der Marke Bad Reichenhall’
arbeiten.“ Dr. Lackner wünsch-
te sich dabei eine breit ange-
legte Offensive: „Salz steht für
Bad Reichenhall, aber auch die
süßen Mozartkugeln der Firma
Reber. Das Kurmittelhaus der
Moderne ermöglicht ein ganz
neues Sportmarketing und auch
anderen Impulsen werden wir
uns nicht verschließen.“

Bayerns Stämme
im Wettstreit

Vier Wochen wurde ge-
spielt, jetzt ist die Entschei-
dung gefallen: Die Nieder-
bayern sind „Bayerns beste
Bayern.“ Nach mehr als
240 spannenden Hörfunk-
runden in Bayern 1 gewan-
nen sie den Radiowettbe-
werb vor Oberfranken und
der Oberpfalz. Oberbayern,
Schwaben, Mittelfranken
und Unterfranken belegten
die nächsten Plätze. Alle
Fragen standen unter dem
Oberbegriff „Bayern“. Sie
stammten aus den Berei-
chen Natur, Sport, Ge-
schichte, Politik, Geogra-
phie, Kunst, Brauchtum
und Menschen und waren
in verschiedene Kategorien
eingeteilt.

Niederbayerns Bezirks-
tagspräsident Manfred Hölz-
lein wird in den nächsten
Wochen stellvertretend die
Siegerurkunde in Empfang
nehmen. Darüber hinaus
hat sich „Haindling“ Hans-
Jürgen Buchner bereit er-
klärt, für den Sieger extra
eine Stammes-Hymne zu
komponieren.
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„Wenn wir uns angewöhnen,
aus Angst vor Gewalt mit der
Schere im Kopf herumzulaufen,
dann brauchen wir uns keine
Gedanken mehr über unsere
Freiheit machen. Die haben
wir dann verloren. Aber haben
wir auch Sicherheit gewon-
nen?“ Mein Chef, der Bürger-
meister, war sehr irritiert über
die Diskussion zur Idomeneo-
Absetzung in Berlin.

Es hat ja etwas gespensti-
sches an sich, wenn eine Intendantin ein Stück
Hals über Kopf aus dem Spielplan nimmt, nur
weil sie befürchtet, es könnte religiöse Gefühle
verletzten. Dies aber nicht, weil plötzlich ent-
deckt wird, dass man mit den Symbolen der Re-
ligionen sorgsam und respektvoll umgehen soll.
Nein, weil sie Moslems unterstellt, mit Gewalt
zu reagieren, wenn ihre religiösen Überzeugun-
gen angegriffen werden.

Dabei dürfte es isoliert betrachtet wahr-

scheinlich kein allzu großer Verlust für die
abendländische Kultur sein, wenn die Inszenie-
rung nicht mehr läuft. Denn da werden am Ende
Poseidon, Jesus, Buddha und Mohammed die
Köpfe abgeschlagen und die blutigen Trophäen
in archaischer Weise zur Schau gestellt. Posei-
don wurde ja schon vor ein paar Jahrhunderten
zum Götzen degradiert, so dass seine Enthaup-
tung und Präsentation nur diejenigen stören
mag, die der zivilisatorischen Ansicht nachhän-
gen, dass abgetrennte Körperteile - auch wenn
es sich um Gipsköpfe handelt - nicht in der Öf-
fentlichkeit präsentiert werden sollten. Aber
dass die friedfertigen Buddhisten mit der Her-
abwürdigung ihres pazifistischen Religions-
gründers einverstanden sind, glaube ich ebenso
wenig wie ich mir vorstellen kann, dass Chri-
sten das abgeschlagene Haupt Jesu gut fänden,
wenn sie nicht schon Kummer gewöhnt wären.

Denn es gibt wohl kein Tabu, das in Bezug auf
das Christentum noch nicht gebrochen worden
wäre. Da werden auf Bühnen reihenweise Päp-
ste und Prälaten verhöhnt und verächtlich ge-
macht. Wenn ein Kreuz zerbrochen wird, regt

das eh niemanden mehr auf.
Schweine und Frösche wurden
auf Bildern gekreuzigt darge-
stellt. Eine populäre Sängerin,
die sich aus Marketinggrün-
den nach der Mutter Gottes
benannt hat, steigt auf der
Showbühne vom Kreuz. Bayeri-
schen Kabarettisten wird ap-
plaudiert, wenn sie den Hei-
land als Lattengustl titulieren.
Wer dezent darauf hinweist,
dass das eine oder andere zu

weit geht und man als Christ nicht jeder Zumu-
tung ausgesetzt sein mag, wird flugs zum Feind
der Kunst gestempelt. Und wer das schöne alte
Wort Blasphemie gebraucht, riskiert angeglotzt
zu werden als sei er E.T..

Die Freiheit der Rede, die Freiheit der Kunst,
erlaubt es uns, alles zu sagen oder auszu-
drücken, wie wir es empfinden. Sie beinhalten
die Freiheit, Gott zu lästern. Sie umfassen aber
auch die Freiheit, es zu lassen und den Religio-
nen sowie den Gläubigen die Achtung entgegen
zu bringen, die sie verdienen. 

Es ist doch traurig und beschämend, dass uns
Mitteleuropäern erst das hysterische Geschrei
aufgeputschter, fanatisierter Massen und die
Drohung mit Wirtschaftssanktionen oder sogar
Gewalt im Zusammenhang mit den dänischen
Mohammed-Karikaturen dazu gebracht hat,
über den Respekt vor Glaubensbekenntnissen
nachzudenken. Aber gelernt haben wir bis dato
offensichtlich nur, uns vor „den“ Muslimen zu
fürchten und nicht, zu einem achtungsvollen
Umgang mit allen Glaubenden zurückzukehren.

Mein Chef, der Bürgermeister, ist für klare
Kante: Wenn man eine Inszenierung gut findet,
muss man sie zeigen, auch wenn es Kontrover-
sen gibt. Wenn man auf religiöse Gefühle Rück-
sicht nehmen will, dann auf die aller Glauben-
den. Im Übrigen hält er es mit dem Philosophen
Rousseau auf dem heutigen Kalenderblatt:
„Um sich ein Urteil über eine Religion zu bil-
den, muss man sie nicht aus den Büchern ihrer
Bekenner studieren, sondern sie aus dem Ver-
kehre mit denselben lernen“. 

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Auf religiöse Gefühle
aller Gläubigen

Rücksicht nehmen!

Langzeitarbeitslose:

Vielfältige Einsatzmöglichkeiten
Ingolstädter in-arbeit legte Bilanz für 2005 vor

Zum 1. Januar 2005 ist das SGB II - Grundsicherung für Ar-
beitsuchende - in Kraft getreten, daher hat die Stadt mit der
Arbeitsgemeinschaft Jobcenter Ingolstadt, Agentur für Arbeit
und Stadt Ingolstadt (ARGE) nach Beschluss im Stadtrat auch
die Geschäftsvereinbarungen zwischen Stadt und IFG bzw. in-
arbeit neu geregelt. 

Aufgrund der bisherigen,
durchwegs positiven Erfahrun-
gen mit gemeinnütziger Arbeit
in Ingolstadt ist in-arbeit auch
unter den neuen gesetzlichen
Regelungen damit beauftragt,
Arbeitsgelegenheiten mit Mehr-
aufwandsentschädigung (1-Eu-
ro-Jobs) zu organisieren, so die
Gesellschaft bei der Vorlage
ihrer Bilanz für 2005. Zusätz-
lich engagiert sie sich wie bis-
her im Bereich der Arbeitsver-
mittlung von langzeitarbeitslo-
sen Ingolstädtern, in der versi-
cherungspflichtigen Beschäfti-
gung von Leiharbeitern sowie
in der Qualifizierung von Hil-
feempfängern, vor allem durch
Sprachkurse. 

Mögliche
Weiterbeschäftigung

Im Rahmen der Arbeitneh-
merüberlassung werden Arbeits-
lose bei der in-arbeit GmbH nach
Abschluss eines befristeten Ar-
beitsvertrags angestellt und in
den verschiedensten Bereichen
(Produktion, Büro, Verkauf,
Hauswirtschaft, Stadtreinigung,
Dienstleistungen) eingesetzt.
Bei Eignung ist eine Weiterbe-
schäftigung in einem unbefri-
steten Arbeitsverhältnis mög-
lich.

Träger von PSA

Aufgrund einer beschränkten
Ausschreibung ist in-arbeit zu-
sätzlich Träger einer vom Job-
center finanziell geförderten
Personalserviceagentur (PSA)
mit 25 Arbeitsplätzen. Die PSA
richtet sich vor allem an Hilfe-

empfänger, die aufgrund man-
gelnder Qualifikation bisher
kaum Zugang zum Arbeits-
markt finden konnten.

Erfreuliche Quote

Erstmals wurden im April
2005 Mitarbeiter angestellt, die
volle Anzahl von 25 geförderten
Arbeitnehmern konnte im Au-
gust 2005 erreicht werden.
Zwölf Personen haben aus per-
sönlichen oder fachlichen Grün-
den die Beschäftigung vorzei-
tig beendet oder nach kurzer
Zeit abgebrochen. Vier Perso-
nen wurden vor dem Entleihen-
de in ein reguläres Arbeitsver-
hältnis übernommen. 

Wiedereingliederung

Darüber hinaus kann in-arbeit
nach Vereinbarung mit der Stadt
bis zu zehn Personen in sozial-
versicherungspflichtigen „Ar-
beitsgelegenheiten in der Ent-
geltvariante“ bis maximal elf
Monate in Vollzeit beschäfti-
gen. Diese Personen waren im
vergangenen Jahr bei gemein-
nützigen und öffentlichen Ein-
richtungen eingesetzt, z.B. im
Klinikum, bei den Kommunal-
betrieben, den Caritas Werkstät-
ten, der Kolping Akademie oder
im Umweltamt. Durch die Be-
schäftigung soll die Erwerbs-
fähigkeit nachhaltig erhalten,
verbessert oder wiederherge-
stellt werden.

Mit der Zusammenführung
von Arbeitslosenhilfe und So-
zialhilfe wurde es im Herbst
2004 erstmals auch Arbeitslo-
senhilfeempfängern ermöglicht,

freiwillig eine „Beschäftigung
mit Mehraufwandsentschädi-
gung“, einen so genannten 1 Eu-
ro-Job, aufzunehmen. Ca. 170
Bezieher von Arbeitslosenhilfe
haben sich im Oktober und No-
vember 2004 für diese neue 
Beschäftigungsmöglichkeit in-
teressiert, 40 Personen haben
daraufhin eine auf sechs Mona-
te befristete Arbeit aufgenom-
men. In den folgenden Monaten
wurden 1540 Personen zu einer
Beschäftigungsaufnahme an in-
arbeit verwiesen. 

Qualifizierungsmaßnahmen

Die Wiedereingliederung in
eine sozialversicherungspflich-
tige Beschäftigung hat bei allen
Maßnahmen oberste Priorität.
Dazu gehört nicht nur die Ver-
mittlung von Arbeitslosen in die
verschiedenen oben angeführ-
ten Arbeitsgelegenheiten, son-
dern auch Qualifizierungsmaß-
nahmen, in erster Linie Sprach-
kurse. Im Jahr 2005 haben ins-
gesamt 195 Teilnehmer aus
Russland, Kasachstan, Irak,
Afghanistan, Polen, Rumänien,
Chile, Türkei, Syrien und Grie-
chenland an fast 4000 Unter-
richtsstunden teilgenommen,
wobei 21 Teilnehmer die Kurse
vorzeitig beendet haben.

Stabile Entwicklung

Die Aktivitäten im ersten
Quartal 2006 lassen in-arbeit
zufolge eine stabile Entwick-
lung der Gesellschaft auch 
für 2006 erwarten. Dabei gelte
auch weiterhin die Maxime,
die Vermittlung in Arbeit zu
verbessern, die Wirksamkeit
der Hilfen zur Eingliederung
in Erwerbsfähigkeit zu stei-
gern und Verwaltungsverfah-
ren bürgernah und einfach zu
gestalten. DK

Bayerischer Gemeindetag/Kreisverband Rosenheim:

„Aus dem Landkreis 
für den Landkreis“

Die Problematik der Finanzierung von Dorfhelfern, der Katastro-
phenschutz sowie derAbbau der Jugendarbeitslosigkeit bestimm-
te die jüngste Versammlung des Bayerischen Gemeindetags, Kreis-
verband Rosenheim, im dortigen Landratsamt unter der Leitung
von Vorsitzendem Fritz Tischner, 1. Bürgermeister von Rohrdorf.

„Aus dem Landkreis für den
Landkreis“ lautet die Maxime der
1999 gegründeten Einrichtung
Katholischer Dorf- und Betriebs-
helfer (KDBH). Die Problematik
der Finanzierung von Dorfhelfe-
rinnen und Dorfhelfern erläuterte
der Geschäftsführer des Bayeri-
schen Bauernverbandes in Ro-
senheim Stefan Kürschner. 

Mit 16 hauptamtlich Beschäf-
tigten belegen die Rosenheimer
Dorfhelferinnen und Dorfhelfer
bayernweit die Spitzenposition.
26.000 geleistete Einsatzstunden
bestätigen die eindrucksvolle Bi-
lanz der so erfolgreichen Selbst-
hilfeeinrichtung. Kürschner zu-
folge beruht die Problematik der
Finanzierung dabei auf den Vor-
gaben des Landwirtschaftsför-
dergesetzes, dessen Schwer-
punkt in der Bezuschussung
landwirtschaftlicher Einsätze
liegt.

Finanzierungslücken

Für die Finanzierung der Hil-
feleistungen in Privathaushalten
durch die Dorfhelferinnen, die
immerhin 45 Prozent ihrer Ein-
sätze ausmachen, entstünden
daher immer wieder Lücken.
Mit einem jährlichen Zuschuss
in Höhe von 23.000 Euro legt
der Landkreis Rosenheim den
Grundstein zur Finanzierung die-
ser wichtigen Selbsthilfeeinrich-

tung. Dennoch bleibe eine Fi-
nanzierungsunterdeckung von
etwa 13.000 Euro pro Jahr, so
Kürschner. Einstimmig nahm
das Bürgermeistergremium den
Vorschlag Tischners an, eine
Empfehlung zu geben, wonach
künftig sozialpflichtige Stunden
der Dorfhelferinnen je nach er-
brachter Leistung und Einsatzort
von der jeweiligen Gemeinde
bezuschusst werden.

Weitere Unterstützung von
Seiten des Gemeindetags wur-
de auch Kreisrat Sebastian
Ruhsamer zugesichert, der das
Einsatzkonzept des regionalen
und überregionalen Katastro-
phenschutzes vorstellte. Ruh-
samer nannte die verschiede-
nen Großschadensfälle der ver-
gangenen Zeit und betonte,
dass die Einsatzkräfte, wie die
117 Feuerwehren im Land-
kreis, THW oder BRK, auch
immer gemeindeübergreifend
Hilfe leisten. Zu diesem Zweck
wurde in dem Konzept auch
besonders auf die Organisation
und Bestimmung Örtlicher
Einsatzleiter eingegangen. 

Im Hinblick auf den Zustand
einiger Straßen im Landkreis
regte Landrat Dr. Max Gimple
an, gemeinsam aktiv zu werden,
um die dringlich anstehen-
den Verbesserungen zahlreicher
Staatsstraßen herbeizuführen.
Dazu werden in nächster Zeit

Gespräche mit den zuständigen
Stellen stattfinden. Auch infor-
mierte der Landkreischef über
die zusätzlichen Kosten im Be-
reich der Kreiskrankenhäuser,
die durch den Tarifabschluss der
Ärzte entstehen werden. „Allei-
ne für den Landkreis fallen
knapp 600.000 Euro zusätzliche
Personalkosten an“, erläuterte
Gimple, der daher auch erst für
2008 Licht am Ende des Tunnels
in punkto Defizitabbau progno-
stizierte.

Paten gesucht

Zum Thema Jugendarbeitslo-
sigkeit stellte der stellvertretende
Landrat Lorenz Kollmannsber-
ger in seiner Funktion als Vorsit-
zender der „Rosenheimer Aktion
für das Leben“ ein Projekt vor, in
dessen Rahmen künftig ehren-
amtlich tätige und sozialpädago-
gisch geschulte Paten gesucht
werden sollen, die diesen Ju-
gendlichen zur Seite stehen, um
ihre Wege in Richtung Ausbil-
dung zu lenken.

Lorenz Kollmannsberger geht
davon aus, dass in der Region
derzeit knapp 2000 Jugendliche
ohne Ausbildungsplatz sind. Be-
sonders wichtig sei dabei, dass
rechtzeitig, zum Beispiel schul-
begleitend, eingegriffen wird
und nicht erst, wenn die Situati-
on aussichtslos ist, appellierte
Landrat Gimple an die versam-
melten Bürgermeister. Der Ge-
meindetag sicherte der Aktion
volle Unterstützung für das Vor-
haben zu. DK

Landrat Thomas Karmasin (Bildmitte) präsentierte mit allen Beteiligten des Projektes die neue
Landkreisbroschüre.

Landkreis Fürstenfeldbruck:

Neue Infobroschüre zum Thema „Schule“
In welcher Gemeinde oder Stadt im Landkreis Fürstenfeld-
bruck gibt es Realschulen, Gymnasien oder berufliche Schulen
und Förderzentren? Welche Ausbildungsrichtungen und Spra-
chenfolge kann mein Kind an welcher Schule hier in der Re-
gion besuchen? Welche speziellen Angebote haben die weiter-
führenden Schulen und Förderzentren hier im Landkreis Für-
stenfeldbruck? Auf diese und viele weitere Fragen gibt die erst-
mals vom Landratsamt Fürstenfeldbruck herausgegebene
„Schulbroschüre“ allen Eltern, Schülerinnen und Schülern,
Neubürgern oder interessierten Mitbürgerinnen und Mitbür-
gern wertvolle Informationen. 

Die Broschüre mit 64 Seiten
enthält im Hauptteil eine infor-
mative Übersicht zu allen 17
Landkreisschulen mit Fakten
zum Bau, zur Schule sowie eine
Übersicht über das Schulprofil
und Unterrichtsangebot. Im
Einleitungsteil erhält der Leser
bzw. die Leserin eine Zusam-
menfassung zur Schulentwick-
lung des Landkreises, ausge-
hend von den bayerischen

Schulreformen der 1990er Jah-
re. Im Anhang gibt es praktische
Tipps zu Fragen rund um das
Schulwesen.

Vor einem Jahr gab es erste
Überlegungen das Projekt zu
starten. Viele Beteiligte waren
in das Team eingebunden: das
Landratsamt Fürstenfeldbruck
mit den Fachabteilungen „Büro
Landrat“, „Schulen“, „kreisei-
gener Hochbau“, die Fotografin

Carmen Voxbrunner, die Auto-
rin und verantwortliche Redak-
teurin, Susanna Reichlmaier.

Von Anfang an gehörten zum
Projektteam die Agentur West-
side Concept & Design, vertre-
ten durch Helene Hohmann, die
mit der Anzeigenagentur Chri-
stine Wolff und dem Amper-
Druck für die qualitätvolle Ge-
staltung und Herstellung sorgte.
Ohne die Mitarbeit der Land-
kreisschulen wäre das Projekt
ebenfalls nicht möglich gewe-
sen. Thomas Karmasin dankte
bei der Vorstellung allen Be-
teiligten, insbesondere auch den
Anzeigenkunden und dem Haupt-
sponsor, der Sparkasse Fürsten-
feldbruck, die mit ihrer Unter-
stützung zu den Druckkosten ei-
ne Auflagenhöhe von 20.000
Stück ermöglichte.
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Vorschau auf GZ 21
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 21, die am 9. November
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:

EDV . Technik für die Kommunalverwaltung
Kommunale Baupolitik
Krankenhäuser . Pflegeheime
Schulen . Kindergärten . Horte

30 Jahre Kommunalpolitische Vereinigung im Landkreis Günzburg:

Bruno Merk zur Kommunalen
Selbstverwaltung

Am Ende war es wie ein politisches Vermächtnis: Sein Festvortrag
zu „30 Jahre kommunalpolitische Vereinigung im Landkreis
Günzburg“ schloss Dr. Bruno Merk, dass dies seine letzte politi-
sche Rede gewesen sei. Er habe noch einiges vor. Da er die 80 Jah-
re schon längst überschritten hat, muss er mit seinen Kräften
haushalten. Das kam überraschend. So richtig glauben wollten es
viele nicht. Unter den Gästen waren Staatsminister a.D. Alfred
Sauter (MdL) und seine Landtagskollegin Berta Schmid, Altbe-
zirkstagspräsident und Altlandrat Dr. Georg Simnacher, der am-
tierende Landrat Hubert Hafner, aktive sowie ehemalige Bürger-
meister, Kreis-, Stadt-, Markt- und Gemeinderäte.

„Die kommunale Selbstverwal-
tung - Keimzelle und Nährboden
demokratischen Denkens und
Handelns“ war das Thema eines
kritischen hintergründigen 90mi-
nütigen Referats. Beginnend bei
den Gemeindeedikten 1818 bis
zur Beurteilung der aktuellen po-
litischen Lage in Deutschland und
der Welt reichte das Spektrum.

Für Bruno Merk war Kom-
munalpolitik der wesentliche
Inhalt seiner Tätigkeit und sei-
nes Lebens. So konnte aus ei-
nem reichen Erfahrungsschatz

schöpfen. Zunächst war er eh-
renamtlicher Stadtrat, dann
Landrat und Landtagsabgeord-
neter von Günzburg, Innenmini-
ster, schließlich noch Präsident
des Sparkassenverbandes und
des Roten Kreuzes.

Neuordnung der Gemeinden

Als vor dreißig Jahren die
Kommunalpolitische Vereini-
gung in Günzburg gegründet
wurde, war in Bayern die Ge-
bietsreform der Landkreise abge-

schlossen und die Neuordnung
der Gemeinden in vollem Gange.
Leichtfertiges Handeln und stures
Verhalten wurde dem Reformmi-
nister „oben“ unterstellt. Allen
damals Verantwortlichen vor Ort
dankte Bruno Merk, dass sie sich
nicht verweigert, sondern den
Aufgaben gestellt haben.

Bayerische Bezirke

Merk wandte sich auch den
bayerischen Bezirken zu. Er kri-
tisierte, dass sich diese aus
„machtpolitischem Interesse der
Parteien“ heraus entgegen ihrem
Rang in der Bayerischen Verfas-
sung als „Gemeindeverband“ in
der kommunalen Selbstverwal-
tung zu einer eigenständigen
Ebene“ zwischen Staat und
Kommunen entwickelt haben.

Dann knöpfte sich Merk
Deutschland vor. Das Land sei
heute tatsächlich, wie Kanzlerin
Angela Merkel befand, „ein Sa-
nierungsfall“. Niemand - nicht
die Bürger, nicht die Wirtschaft,
nicht die Tarifpartner, nicht die
Parteien und vor allem nicht die
Regierungen und Parlamente -
könnten sich von einer Schuld
an dieser Entwicklung freispre-
chen. Nachdem die Parteien
und Politiker die größte Verant-

wortung tragen, hätten diese al-
len Grund, verlorene Glaubwür-
digkeit und Ansehen zurückzu-
gewinnen. Sie sollten mit gutem
Beispiel vorangehen, statt nur
die Bürger zur Kasse zu bitten.

Als mögliche Rehabilitations-
felder nannte Merk das „Ge-
strüpp“ direkter und indirekter
Parteienfinanzierung. Dazu kä-
men die finanziellen Privilegien
von Abgeordneten, zum Bei-
spiel die Steuerfreiheit pauscha-
ler Aufwandsentschädigungen.

„Vollkaskomentalität“

Merk tadelte aber nicht nur die
Parteien, sondern auch die Bürger.
Von der Politik in Zeiten voller
Kassen im Wettlauf um die Wäh-
lergunst von der Eigenverant-
wortlichkeit entwöhnt, gefährden
sie durch „Vollkaskomentalität“
und Pochen auf „Besitzstände“
die durch den Wiederaufbau ge-
schaffene Grundlage des Wohl-
standes. Die vergangenen 60
Jahre teilte er in zwei Hälften.
Die ersten 30 Jahre waren ge-
prägt vom raschen Wiederauf-
bau, Deutschland wurde eine
führende Industrienation und
stand an der Spitze der Europäi-
schen Union. Dann kam die Stag-
nation bzw. es ging bergab. Nie-
mand will aber dabei gewesen
sein, als es schief lief. „Wir haben
es versäumt, uns den Wechselbe-
ziehungen der Globalisierung an-
zupassen“, so Bruno Merk.

Für Merk ist die zugrunde ge-
gangene Weimarer Republik ein
mahnendes Beispiel. Es sei
höchste Zeit, uns den Realitäten

zu stellen und uns unserer je-
weils eigenen Verantwortung
wieder bewusst zu werden. Nur
dann ist die Gefahr des Schei-
terns auch der zweiten (deut-
schen) Demokratie zu bannen.
Die große Koalition ist derzeit
leider dem Scheitern näher als
dem Erfolg.

Ein Glücksfall war für Merk
1945, dass Bayern in der ameri-
kanischen Besatzungszone lag
und uns Eigenverantwortung
zurückgegeben wurde. So sehr
die USA damals geholfen ha-
ben, so kritisch ist seines Erach-
tens deren heutige Politik zu be-
trachten. Terrorismus im Unter-
grund kann nicht mit Armeen
bekämpft werden.

Rechte und Pflichten

Dann gab Bruno Merk seinen
Zuhörern noch eine Reihe von
Erkenntnissen und Ratschlägen
mit auf den Weg. Möglichst vie-
le müssten nicht nur ihre Rechte
sondern auch ihre Pflichten ken-
nen. Aus der Reihe zu tanzen
war im 3. Reich so gefährlich
wie in der ehemaligen DDR.
Freiheit ist nur durch Solidarität
zu sichern. Achtung haben vor
anderen Meinungen, Bereit-
schaft zum Gespräch zeigen und
Fähigsein zum Kompromiss,
gehörten zu den Grundlagen einer
Demokratie. Bürgerschaftliches
Engagement darf sich auch nicht
auf die eigene Gemeinde be-
schränken. Die Kommunalpolitik
ist die Grundschule der Demo-
kratie und die Qualifikation für
höhere Aufgaben. Hans Joas

Ergebnisse von 
Bürgermeisterwahlen

In Altdorf im Nürnberger
Land konnte der 56-jährige
CSU-Kandidat Erich Odörfer
die Bürgermeisterwahl für sich
entscheiden. Mit 52,9 Prozent
gegenüber 47,1 Prozent seines
Konkurrenten Ernst Bergmann
(SPD) gewann er die Stichwahl.
Auch in Scheidegg bei Lindau
konnte sich die CSU mit Ulrich
Pfanner durchsetzen. Gleich im
ersten Wahlgang setzte sich der
39-jährige Gartenbaumeister 
gegen seinen Konkurrenten Die-
ter Karg (FW) deutlich mit 61,2
zu 38,8 Prozent durch.

Stichwahl in Schliersee

Um gerade einmal 16 Stimmen
geschlagen wurde der CSU-Bür-
germeisterkandidat Wolfgang
Mößlein im unterfränkischen Ge-
rolzhofen von Irmgard Krammer
(FW). In Legau im Unterallgäu
besiegte zweiter Bürgermeister
Franz Abele (CSU) seinen Kon-
trahenten Andreas Tillich. Abele
erhielt 65,3 Prozent der Stimmen,
Tillich vereinte 34,7 Prozent auf
sich. Im oberbayerischen Schlier-
see wiederum kommt es am 29.
Oktober zur Stichwahl zwischen
dem amtierenden Bürgermeister
Toni Scherer von der Parteifreien
Wählergemeinschaft und dem
CSU-Kandidaten Franz Schnit-
zenbaumer. Scherer erreichte 45
Prozent, Schnitzenbaumer kam
auf 44,3 Prozent. Auf den SPD-
Kandidaten Hirtreiter entfielen
10,7 Prozent. DK


